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I. Einleitung*). 

Seit der Spaltung der mittelalterlichen Kirche in Katho- 
liken und Protestanten war das Streben vorhanden gewesen, 
die Differenzen der alten und neuen Lehre auszugleichen; 
der Nürnberger Friede gewährte zwar den Protestanten eine 
gewisse Existenzberechtigung, aber nichtsdestoweniger fand 
der Wunsch der Lutheraner, unabhängig von der Kurie durch 
nationale Versammlungen den Religionszwiespalt zu beseitigen, 
am Ende der dreißiger Jahre des 16. Jahrhunderts lebhaften 
Widerhall bei den deutschen Katholiken. Ein bezeichnendes 
Ereignis hierfür ist die Leipziger Disputation in den ersten 
Januartagen des Jahres 1539, in welcher beide Konfessionen 
die Notwendigkeit und ihr Verlangen nach einer wahren 
Kirchenreformation betonten. Kam man auch über den 



*) Ausser dem gedruckten Material konnte ich durch die 
Güte des Herrn Geh. Regierungsrat Dr. Hassel in Dresden 
und des Herrn Archivrat Dr. Burkhardt in Weimar die 
Archive zu Dresden und Weimar benutzen. Herrn Professor 
Mäurenbrecher verdanke ich wertvollen Rat und freund- 
liche Unterstützung. Allen diesen Herrn, insbesondere Herrn 
Professor Dr. Maurenbrecher, möchte ich auch an dieser 
Stelle noch aufrichtigsten Dank aussprechen. 

Moses, Religionsverh. z. Hagenau u. Worms. -^ 
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Versuch nicht hinaus, so war er doch ein Zeichen der Stim- 
mung, welche damals die deutschen Stande beseelte^). 

Den guten Willen des Kaisers zu einer kirchlichen Re- 
form bezweifelte man zwar nicht, man glaubte aber doch, 
nichts Gutes von ihm erwarten zu dürfen, wenn auf [ihn 
nicht „ein gewaltiger trang- yQi\- ^e» teutschen f. u. stenden" 
käme. Dabei fehlte es nkki an Stimmen , welche beim 
Kaiser weniger religiöse als rein politische Motive erwar- 
teten, wenn er sich wirklich zu Beligionsverhandlungen ver- 
stehen sollte*). Daher war es sehr natürlich, wenn man 
seine Entschließungen hierüber mit Mißtrauen beobachtete; 
dies zeigte sich besonders auf dem Reichstage zu Frankfurt, 
welcher vom Februar 1539 bis zum April desselben Jahres 
seine Sitzungen hielt ^). Der kaiserliche Kommissar , der 
Erzbischof von Lund, hatte große Mühe, die Protestanten 
zum Ausharren zu bewegen; Kriegsgerüchte vermehrten die 
Schwierigkeiten; die Beratungen schienen, statt eine Ver- 
ständigung der beiden Religionsparteien anzubahnen, vielmehr 
mit einem völligen Bruche derselben enden zu wollen. Nur 
mit größter Mühe, nach langem Hin- und Herreden, und 



1) Bucers Bericht über das Religionsgespräch zu Leipzig, 
gedruckt bei Lenz, Briefwechsel Landgraf Philipp's des Gross- 
mütigen von Hessen mit Bucer, Band I (1880), S. 63 ff.; 
vergl. auch die Briefe Brücks an den Kurfürsten von Sachsen 
vom 2. und 3. Januar 1539, Corpus Reformatorum, Band III, 
S. 623 ff. 

2) Vergl. Carlowitz an Elisabeth von Hessen, Montags 
Scholastica 1539 ; Neudecker, Urkunden aus der Reforma- 
tionszeit (1836), S. 339 ff. 

3) Vergl. über diese Zeit besonders : Seckendorf, Com- 
mentarius hist. et apol. de Lutheranismo (1694) IH. Sect. 18, 
S. 200 ff. ; Planck, Gesch. d. Entstehung des protestantischen 
Lehrbegriffs, Band III, Abt. 2, S. 10 ff.; Ranke, Deutsche 
Gesch. im Zeitalter der Reformation IV« (1881), S. 88 ff.; 
Maurenbrecher, Karl V. und die deutschen Protestanten 
1545—1555 (Düsseldorf 1865), S. 44 ff. 
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nachdem schon der sächsische Kurfürst gedroht, abreisen zu 
wollen, kam man am 19. April zum Abschied^). 

Darin wurde den gegenwärtigen Anhängern der prote- 
stantischen Lehre ein 15-monatlicher Anstand, y<mi 1. Mai an, 
gewährt; der Nürnberger Friede sollte auch nadi Ablauf 
dieser Zeit für die jetzigen Bekenner der Augsburgischen 
Konfession seine Geltung behalten. Während der Dauer des 
Anstandes sollte der Kaiser eine Erweiterung des katholischen, 
1538 in Nürnberg abgeschlossenen Gegenbundes nicht ge- 
statten. Zur Vergleichung des Glaubensstreites wurde eine 
Zusammenkunft in Nürnberg ungefähr am 1. August in Aus- 
sicht genommen; die Zulassung päpstlicher Legaten stellten 
die Protestanten zwar in den Willen des Kaisers, erachteten 
es aber für unnötig, daß diese den Disputationen als Bevoll- 
mächtigte des Papstes beiwohnten. 

Diese Artikel wurden von beiden Seiten indes nur mit 
Vorbehalt bewilligt. Die Evangelischen verlangten, daß der 
Nürnberger Friede nicht nur für die gegenwärtigen Anhänger 
ihrer Konfession gelten sollte, sondern für alle, welche ihre 
Lehre noch in der Folge annehmen würden. Und Lund er- 
klärte, für den Kaiser nicht eine bindende Zusage erteilen 
zu können, die Vergrößerung des Nürnberger Bundes ver- 
hindern zu wollen. Deshalb sollte der Abschied vorläufig 
nur für 6 Monate gelten und der Kaiser sich über die zwei 
oflFen gelassenen Fragen entscheiden. Würde der Kaiser den 
Anstand in protestantischem Sinne ratifizieren, dann sollte 
er 15 Monate Gültigkeit besitzen, im andern Falle würde 
es nach Ablauf der 6 Monate beim Nürnberger Frieden bleiben. 



1) Gedruckt bei Hortleder, Handlungen und Ausschreiben 
. . . von den Ursachen des deutschen Kriegs K. Karls V. wider 
die Schmalkaldischen Bundesobersten 1645, Band I, S. 120 £P.; 
Walch, Luthers sämtliche Schriften XVH (1745), S. 396 £P. 

1* 
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Die Protestanten waren mit diesem Abschied ganz zu- 
frieden, zumal da der kaiserliche Gesandte gesagt, der Kaiser 
werde die Beschlüsse der Deutschen bestätigen, auch wenn 
der Papst nicht mit ihnen übereinstimmte *). Freilich be- 
treffs des Religionsgespräches gab man sich keiner Täuschung 
hin, daß die Durchführung desselben auf große Schwierig- 
keiten stoßen werde und besonders durch die Katholiken 
verschleppt werden würde. „Mira actio erit", schreibt Me- 
lanchthon über dasselbe, zweifelnd, ob es überhaupt zu 
Stande kommen werde *). Jedenfalls war aber durch die 
Bewilligung eines nationalen Religionsgespräches zum ersten 
Mal wenigstens die Möglichkeit geboten, ohne die Kurie eine 
Beilegung des Glaubensstreites innerhalb des deutschen Volkes 
zu versuchen. 

So mußte der Frankfurter Anstand die Sache des Pro- 
testantismus in Deutschland in hohem Grade unterstützen, 
während dagegen die, wenn auch nur bedingte, Ausschließung 
des Papstes von den Religionsverhandlungen zu heftigstem 
Widerspruch in Rom antreiben mußte. 

Wie zu erwarten stand, machte die Kurie sofort eifrige 
Anstrengungen, das ganze Frankfurter Abkommen umzu- 
stoßen. Noch im Sommer 1539 wurde der Nuntius Ricci 
da Monte Pulciano zum Kaiser nach Spanien gesandt, diesen 
zur Annullierung der letzten Reichstagsbeschlüsse und zur 
kräftigen Wahrung der katholischen Interessen zu bewegen ^). 
Der Kaiser antwortete friedlich und gemäßigt ; er war bereit. 



1) Melanchthon an Jonas, 23. April 1539; C. R. IH, 
S. 698. 

2) Melanchthon an Medier, (13. Mai) 1539; ebenda S. 707. 

3) Die Instruktion des Nuntius ist gedruckt bei Lämmer, 
Monumenta Vaticana historiam ecclesiasticam saeculi XVI illu- 
strantia (1861), S. 246 — 252, und bei Quirini, Epistolarum 
Reginaldi Poli coUectio m. S. 299 ff. 
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den katholischen Gegenbund zu unterstützen, den er schon 
im März bestätigt hatte '). Gegentiber den dringenden Vor- 
stellungen des Nuntius konnte er den Anstand nicht ratifi- 
zieren, er annullierte ihn aber auch nicht, um die Protestanten 
nicht zum Äußersten zu drängen und sie in ein Bündnis mit 
seinen Feinden hineinzutreiben. So blieb die Bestätigung 
des Frankfurter Rezesses aus; die 6 Monate, während 
deren er zunächst Gültigkeit haben sollte, vergingen, ohne 
daß die deutschen Stände eine Mitteilung aus der kaiser- 
lichen Kanzlei erhielten; und erst im nächsten Jahre sollte 
der Kaiser neue Schritte zur Ausführung des bereits be- 
schlossenen Religionsgespräches thun, nachdem die deutschen 
Fürsten vergeblich ^ohne ihn eine Vergleichung versucht hatten. 
Wenn wir noch einen Blick werfen auf die Ausbreitung 
der evangelischen Lehre in Deutschland nach den Verhand- 
lungen in Frankfurt am Main, so ist besonders die Einfüh- 
rung der Reformation im albertinischen Sachsen und in 
Brandenburg hervorzuheben. War in Sachsen das herzogliche 
Haus des Georg katholisch geblieben und errang der Prote- 
stantismus erst den Sieg durch die Thronfolge Heinrichs, so 
ist in Brandenburg der Plan zum Übertritt zur neuen Lehre 
in Kurfürst Joachim bereits vorher entstanden und durch die 
Frankfurter Beschlüsse bestärkt worden. Wenngleich in 
Brandenburg manche Einrichtungen und Gebräuche der ka- 
tholischen Kirche bestehen blieben, so war doch im Princip 
auch hier die neue Lehre durchgedrungen; der Grundfaktor 
der katholischen Hierarchie, das Papsttum, war auch hier 
beseitigt, nur war die Richtung, die Joachim nun einschlug' 
eine nach beiden Seiten vermittelnde. 



1) V. Bucholtz, Geschichte der Regierung Ferdinand 
des Ersten (1838), IX. Bd., S. 376 f. 
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Der Übertritt Sachsens und Brandenburgs brachte der 
protestantischen Sache einen entscheidenden Sieg ; denn dem 
Beispiel dieser Länder folgten noch andere Territorien, be- 
sonders in Norddeutschland. Diese Ausbreitung des evan- 
gelischen Bekenntnisses mußte eine besondere Bedeutung er- 
langen gerade in dieser Zeit, wo der Gedanke einer friedlichen 
Ausgleichung immer mehr Boden gewann, wo man zur Bei- 
legung der Religionsstreitigkeiten schon eine nationale Zu- 
sammenkunft vereinbart hatte, welche nur noch der Bestätigung 
durch den Kaiser bedurfte. 

Diese Ratifikation ließ nun freilich aus bekannten Grün- 
den auf sich warten, und verbreitete sich deshalb unter den 
Protestanten schon eine gewisse Verstimmung. Es tauchte 
bereits sogar der Gedanke auf, den man später zu verwirk- 
lichen suchte, auch gegen den Willen des Kaisers eine Ver- 
gleichung des Glaubensstreites zu versuchen. Denn das Ver- 
trauen der deutschen Stände zu ihrem Herrn war schon sehr 
erschüttert, an vielen Orten war der Glaube verbreitet, der 
Kaiser suche durch Scheinverhandlungen über die Religion 
nur die Unterstützung deutscher Fürsten zu gewinnen zur 
Erreichung seiner politischen Absichten. 

Aus Spanien, wo sich Karl V. immer noch aufhielt, war 
die Nachricht gebracht worden, daß er zur Unterdrückung 
der Genter Unruhen nach den Niederlanden kommen werde. 
Karl erhob Anspruch auf das Gebiet von Geldern, welches 
Wilhelm von Jülich als von den geldrischen Ständen erwählter 
Thronfolger in Besitz genommen »hatte. Dieser fürchtete 
natürlich am meisten die Verlegung des kaiserlichen Hof- 
lagers nach Deutschland; er [war gezwungen, für den Fall 
eines Krieges sich nach Bundesgenossen umzusehen, er suchte 
und fand, wenigstens im Anfang, Unterstützung bei den deutschen 
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Fürsten ^). Von Herzog Wilhelm, dem zunächst Gefährdeten, 
ging die erste Anregung aus zu einer allgemeinen Opposition 
der deutschen Fürsten gegen Karl; am Trierer Hofe fand 
der Antrag Jülichs die vollste Zustimmung, und wurde seine 
Ausführung unverzüglich in Angriff genommen. Schon An- 
fang November ging an Philipp von Hessen der Vorschlag 
zu einer allgemeinen Fürstenversammlung, welche über die 
religiösen und politischen Fragen zugleich entscheiden sollte. 
Diese Zusammenkunft wünschte der Erzbischof von Trier 
noch im Winter, da er bereits für den nächsten Sommer 
kriegerische Verwickelungen besorgte. Wenn jetzt nicht alle 
streitigen Artikel zur Vergleichung gebracht würden, so könne 
man ja die Beratung über die unerledigt gebliebenen bis zu 
einer gelegenen Zeit verschieben, unterdes aber sollten sich 
die Fürsten beschirmen, „als ob sie einerlei glaubens weren". 
Der Trierer hoffte auch Köln, Pfalz, Würzburg und Andere 
zu bewegen, an den Verhandlungen teilzunehmen ^). 

Philipp von Hessen war zur Annahme dieser Vorschläge 
wohl geneigt, denn weil der Frankfurter Anstand immer noch 
nicht ratifiziert, weil außerdem die Gegner gewaltig rüsteten, 
so, meinte er, dürfe man das trierische Anerbieten keines- 
wegs von der Hand weisen**). Auch sein Vertrauter Bucer 
riet, diesen Antrag anzunehmen. Nur der Kurfürst von 



1) Über die Verhandlungen der deutschen Stände unter 
einander während des Winters 1539 auf 1540 vergl. Lenz I, 
Beüage m. S. 392 ff. 

2) Der trierische Vorschlag vom 7. November 1539 ist 
gedruckt bei Lenz I, S. 431. 

3) Der Landgraf an Bucer, 11. November 1539; Lenz I, 
S. 115. Philipp schreibt hierüber, es sei die trierische Wer- 
bung „gantz nicht zu verachten, sondern dero wol nachzuge- 
dencken". 
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Sachsen machte Ausstellungen^), ging aber später auch auf 
den Plan eines allgemeinen Fürstenkongresses ein. 

Gleiche Gedanken und gleiche Wünsche wie die Katho- 
liken hatten auch die Protestanten beschäftigt. Denn schon 
vor der trierischen Werbung und unabhängig von dieser hatte 
der Landgraf Vorschläge in derselben Richtung an die ober- 
ländischen Städte ergehen lassen; Dr. Gereon Sailer war 
bereits als diplomatischer Agent in denselben Fragen thätig, 
welche Trier jetzt in Verein mit den Protestanten zu lösen 
gedachte. Anfang November hatte dieser schon in Ulm und 
Augsburg die hessischen Anträge übergeben*), welche wie 
die trierischen eine kirchliche und politische Einigung der 
Nation anstrebten. Die letzteren wurden Dr. Sailer nach- 
gesandt und fanden sie, wie die hessischen, bereitwillige An- 
nahme. 

Die trierischen Anträge wurden im November 1539 auch 
dem protestantischen Bundestage zu Arnstadt vorgelegt; sie 
wurden hier allerdings angenommen, man verhehlte sich aber 
keineswegs, daß die Ankunft des Kaisers wohl große Änderung 
bringen werde *). Denn jetzt faßte man weitreichende Pläne, 
während der Kaiser noch fem von Deutschland weilte; wie 
jedoch würde sich die Opposition zeigen, wenn dieser nun 
zugegen war? 

Eifrig hatte sich inzwischen Dr. Sailer der Aufgabe ge- 
widmet, mit der er vom Landgrafen betraut war. Er fand. 



1) Bucer an den Landgrafen, 4. Decbr. 1539: „Der Chf. 
griblet zu fil in trierischen articulen. Es ist wariich nit zeit 
in disen Sachen fil verznglichs disputieren" Lenz I, S. 119. 

2) Dr. Sailer an den Landgrafen, 17. Nov. 1539. Lenz I, 
S. 432 f. 

3) Vergl. den Bericht der Strassburger Gesandten vom 
3. Dec. ; Winkelmann, Politische Korrespondenz der Stadt 
Strassburg, U (1887) S. 656. 
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wie im Oberland, so auch in Baiern anfangs williges Gehör ; 
soviel er sich aber auch bemühte, verbindliche Zusagen und 
nicht bloß leere Worte der Zustimmung zu erhalten, so war 
doch seine Mühe umsonst. Schon im Januar 1540 hatte 
Philipp kein Vertrauen mehr zu diesen Verhandlungen, er 
hielt die Baiern für listige und wankelmütige Leute, die den 
Mantel nach dem Wind hängen ^). Keine besseren Erfah- 
rungen machte er mit dem Rate von Straßburg und dem 
Herzog Ulrich von Würtemberg ; als er, mit der Vorbereitung 
zu dem allgemeinen Fürstentag beschäftigt, diese um Unter- 
stützung seiner Pläne gebeten, erfolgten von denselben ziem- 
lich ablehnende Antworten 2); die Idee einer allgemeinen 
Opposition gegen den Kaiser wurde dadurch bereits wankend. 

Um Fastnacht des Jahres 1540 sollten sich die Fürsten 
des Reiches zu einer vorbereitenden Konferenz in Cassel ver- 
sammeln. Auf den 10. Februar wurde daselbst der Erz- 
bischof von Mainz erwartet und um gleiche Zeit auch die 
Kurfürsten von Sachsen und Brandenburg. Der Landgraf 
hofifte dann, wenn solches geschehe, „was guts uszurichten" ^). 
Aber auch der Tag zu Cassel ließ sich nicht gut an. Der 
Kurfürst von Mainz war trotz seiner Zusage nicht erschienen, 
und mußte an ihn erst eine neue Einladung zur Teilnahme 
an den Verhandlungen geschickt werden. Gleiche Sendungen, 
wie an Mainz, gingen auch nach Trier und Heidelberg. 

Als der Kaiser noch in Spanien weilte, als es über- 
haupt noch fraglich war, ob er in kurzer Zeit nach Deutsch- 
land kommen werde, hatte Trier im November 1539 allen 
Anderen voraus den Gedanken eines allgemeinen Fürsten- 



1) Der Landgraf an Bucer, 25. Januar 1540. Lenz I, 
S. 131 ff. 

2) Lenz I, S. 412, Anm. 2. 

3) Lenz I, S. 131 ff. 
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kongresses angeregt. Als der Erzbischof dann im Dezember 
durch eine protestantische Gesandtschaft daran erinnert wurde, 
machte er Ausflüchte, den Tag auszuschreiben; es sei dies 
vielmehr Pflicht des Kurfürsten Ludwig von der Pfalz als 
des Älteren; aber auch dieser übernahm die schwierige Bolle 
nicht und wies die Gesandten an den Kardinal Albrecht von 
Mainz als den Erzkanzler des Reiches. Dieser schien an- 
fangs auch nicht abgeneigt, die Aufgabe zu übernehmen, aber 
sein Wegbleiben von der Casseler Zusammenkunft bewies, 
daß auf seine Teilnahme an den Reformplänen verzichtet 
werden müsse. 

Der Landgraf beklagte sich bitter gegen Bucer, daß 
alle diese Fürsten so kleinmütig seien und samt Baiem keine 
Lust zum freundlichen Gespräch trügen. Er gab die Hoff- 
nung auf, mit Trier, Mainz, Baiern auf einem Fürstentage 
über die Religionssache unterhandeln zu können, und meinte, 
es werde schließlich beim Kaiser noch mehr als bei diesen 
zu erhalten sein^). 

Große Hoffnungen und Entwürfe hatte die trierische 
Werbung entstehen lassen : die religiösen Streitigkeiten hatten 
durch gegenseitige Bereitwilligkeit beigelegt werden sollen, 
eine Besitznahme Gelderns durch den Kaiser hatte man, so- 
lange dieser fem war, durch einen allgemeinen deutschen 
Fürstenbund zu verhindern gedacht. Schutzbündnisse und 
Gesandtschaftsdemonstration waren als geeignete Mittel dazu 
ausersehen gewesen. Verständiiisse mit Frankreich, England, 
Dänemark hatten die Ideen unterstützen sollen, ein allge- 
meiner Friede war das große Ziel gewesen, nachdem der 
Kaiser den Frankfurter Anstand nicht ratifiziert; was war 
von alledem geschehen? Keine einzige der Hoffnungen 



1) Lenz I, S. 143 ff: 
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hatte sich erfüllt; die Versuche der Fürsten, eine kirch- 
liche und politische Einigung der Nation herzustellen, waren 
kläglich gescheitert; die Anknüpfungsversuche mit England 
und Frankreich erfolglos gewesen; der Kaiser im Einver- 
nehmen mit König Franz schien mächtiger denn je zuvor, 
die schwersten Gefahren mußten den deutschen Protestanten 
drohen, wenn dieser sich mit Franz zu gemeinsamer Aktion 
gegen die Schmalkaldener verband. Aber genau so, wie 
man in Deutschland Parteien mit sich völlig widerstrebenden 
Interessen zu vereinigen vergeblich sich bemüht hatte, ebenso 
sollte sich das freundschaftliche Verhältnis des Kaisers zu 
Frankreich als unmöglich auf die Dauer erweisen, da dieser 
auf die Wünsche seines Rivalen betreös Mailands nicht ein- 
zugehen gewillt war. 

Eine Haupttriebfeder aller Oppositionspläne gegen den 
Kaiser war, wenigstens bei den evangelischen Ständen, die 
Nichtratifizierung des Frankfurter Anstandes gewesen. Während 
man aber noch über den Fürstentag verhandelt hatte, war 
schon die Möglichkeit eines Beligionsgespräches , wie es zu 
Frankfurt vereinbart worden war, näher getreten. Ende des 
Jahres 1539 war der Erzbischof von Lund vom kaiserlichen 
Hoflager aus Spanien zurückgekehrt, er brachte freilich durch- 
aus keine bindenden Zusagen seines Herrn nach Deutsch- 
land und begab sich infolgedessen auch nicht zum Kurfürsten 
von Sachsen, sondern schickte diesem nur von Wien aus im 
Dezember die kaiserliche Antwort auf den Frankfurter An- 
stand. Dringende Regierungsgeschäfte sollten der Grund 
gewesen sein, warum der Kaiser sich nicht habe „entlich 
resolvieren" können. Mitte Januar hoflFe dieser jedoch in 
den Niederlanden zu sein, wo er dann persönlich die ße- 
ligionssache vorzunehmen gedenke; die Protestanten sollten 
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sich inzwischen immer zu einer Vergleichung bereit ma- 
chen'). 

Hier war die offizielle Nachricht von der bevorstehenden 
Ankunft des Kaisers in Deutschland gegeben, und so unter- 
ließen die Schmalkaldener nicht, eine Gesandtschaft an ihn 
zu schicken, ihm die Wünsche der Protestierenden zu über- 
mitteln. Ratifikation des Frankfurter Anstandes, Ansetzung 
eines Reichstages, Abschaffung oder wenigstens Suspen- 
dierung der Kammergerichtsprozesse waren die Hauptforde- 
rungen der Evangelischen^). Anfang Januar 1540 machten 
sich die Gesandten auf den Weg, am 24. Februar gegen 
Abend wurden sie zu Gent in feierlicher Audienz vom Kaiser 
empfangen; sie brachten zunächst mündlich die Wünsche 
ihrer Glaubensgenossen vor und überreichten dann ihre Voll- 
machten. Der Kaiser versprach, ihnen „mit Zimlicher ant- 
wurt" zu begegnen und entließ sie darauf 3). Erst am 
14. März jedoch erhielt die protestantische Gesandtschaft die 
Antwort des Kaisers auf ihr Gesuch: Die Hauptpunkte 
waren gar nicht erwähnt; den Frieden zu wollen und zu 
schützen, betonte wohl der Kaiser in seiner Antwort, aber 
diese war so allgemein gehalten, daß sie zu nichts ver- 
pflichtete, und das nun so oft erbetene Religionsgespräch war 
mit keiner Silbe erwähnt. Wohl mochte Dr. Siebert, der 
diplomatische Agent des Landgrafen am kaiserlichen Hofe, 



1) Königl. Sachs. Haupt - Staatsarchiv zu Dresden. Loc. 
10324 Eeligions Sachen so zu Schmalkalden vorgelauifen. Der 
Brief Lunds, welcher sich hier abschriftlich befindet, ist da- 
tiert auf den 8. Dec. 1539. Vergl. Seckendorflll, S. 205. 

2) Vergl. Winkel mann, Polit. Corresp. d. Stadt Straß - 
bürg, n, S. 645 ff. Über die Gesandtschaft an den Kaiser 
vergl. Seckendorf, m, S. 257, Ranke, IV, S. 134 f. 

3) Boyneburg an Philipp, 25. Febr. 1540; Neudecker, 
Merkwürdige Aktenstücke aus dem Zeitalter der Reformation 
(1838), S. 199 ff. 
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ahnen , daß dieser Bescheid seinen Herrn wenig befriedigen 
würde; er schrieb deshalb an Philipp, er möge nur Geduld 
haben, der Kaiser werde keinen Verzug mehr in Sachen der 
Religion dulden und nur, um sich die Entscheidung noch 
vorzubehalten, habe er jetzt den Gesandten keine endgiltige 
Antwort gegeben^). 

Das Schreiben Lunds vom Dezember 1539 veranlaßte 
neben flieser Botschaft an den Kaiser noch wichtige Ver- 
handlungen der Protestanten unter sich; denn die Auf- 
forderung, sich zur Vergleichung bereit zu machen, wurde 
von diesen nicht unbeachtet gelassen. Noch in demselben 
Monat forderte der Kurfürst Johann Friedrich von Sachsen 
die Wittenberger Theologen auf, ihre Vorschläge zu einer 
Vergleichung in einer besonderen Denkschrift zusammenzu- 
fassen, wie die Augsburgische Konfession und Apologie zu 
verteidigen, desgleichen ob und wieweit in etlichen Punkten 
nachzugeben sei. Mit ihren schriftlichen Bedenken sollten 
die vornehmsten Theologen am 1. März in Schmalkalden 
zusammenkommen, dort im mündlichen Verkehr nochmals die 
religiösen Fragen zu besprechen und dann einhellig zu 
schließen, worauf man „mit Gott und Gewissen endlich bleiben 
und verharren" möchte*). 

Die Wittenberger versprachen, eine solche Schrift ihrem 
Herrn zu senden; nach ihrer Auffassung handelte es sich 
bei einer Vergleichung nicht um die Lehre und die nötigen 
Stücke, sondern nur um die äußerlichen Mitteldinge. In 
der Lehre und den nötigen Stücken wollten sie auf keinen 
Fall Flickwerk und Sophisterei zulassen. Denn „obgleich 
etliche zu solchem Teufelsgespenst sich wollten bewegen 



1) Neudecker, Merkwürdige Aktenstücke etc., S. 230 ff. 

2) Johann Friedrich an die Wittenberger, 29. Dec. 1539; 
C. R. m, S. 868 ff. 
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lassen, .... so wollen doch wir durch Gottes Gnaden mit 
der Sophisterei nichts zu thun haben, und viel lieber unsere 
elende Haut daran setzen. Begehren auch nicht, daß jemand 
sich unsrer annehme, der nicht Lust dazu hat" ^). 

Das lautete nun freilich nicht sehr entgegenkommend, 
aber wenn man in Betracht zieht, daß die Hoffnungen auf 
eine Vergleichung bisher immer durch die Unversöhnlichkeit 
der Gegner gescheitert waren, so wird man diese Sprache 
der Protestanten, wenn nicht entschuldigt, so doch begreiflich 
finden. 

Dem Wunsche des Kurfürsten entsprechend übersandte 
Luther am 18. Januar das erbetene Bedenken; in dieser 
Denkschrift 2) erklärten die Wittenberger, Konfession und 
Apologie unter allen Umständen behalten zu wollen; Zu- 
stimmung zu den Lehren und Sätzen derselben seitens der 
Katholiken betrachteten sie als Grundbedingung zu allen 
Vergleichsverhandlungen. Diese Gedanken teilten auch die 
hessischen Theologen, welche ebenfalls nicht vom Augs- 
burgischen Bekenntnis abzugehen willens waren, welche nur 
einige Zeremonien zuzugestehen sich bereit finden wollten, 
dafern nicht das unverfälschte Wort Gottes darunter leide *). 

Mit solchen Anschauungen kamen im März 1540 die 
Protestanten zu dem ausgeschriebenen Bundestage in Schmal- 
kalden zusammen *). 

Die Ankunft der Räte und Theologen verzögerte sich 
mehrere Tage ; erst allmählich kamen die Beratungen in 



1) Antwort der Wittenberger, 7. Jan. 1540: C. E. m, 
S. 920 £P. und d e Wette, Luthers Briefe V, (1828), S. 256 £P. 

2) C. R. in, S. 926 ff.; Walch XVH. S. 409 ff. 

3) Neiidecker, Aktenstücke, S. 177. 

4) Über den Konvent zu Schmalkalden vergl. Planck, 
m, 2, S. 43f.; Ranke, IV, S. 135; Schmidt, PhiHpp Me- 
lanchthon (Elberfeld 1861), S. 358 ff. 
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Fluß, welche die größte Einmütigkeit ergaben. Am 9. März 
verfaßte Melanchthon noch ein besonderes Gutachten über 
die Kirchengüter *) ; diese Schrift wurde dann am folgenden 
Tage den Versammelten vorgelegt und zugleich mit der 
wittenbergischen vom 18. Januar von allen Anwesenden 
unterzeichnet*). 

Damit waren die religiösen Beratungen der Evangeli- 
schen zunächst abgeschlossen und der Hauptzweck des 
Schmalkaldener Tages erfüllt. Eine Verabschiedung des 
Konventes konnte jedoch noch nicht erfolgen, da die Ant- 
wort des Kaisers an die Gesandtschaft, die man nach Gent 
geschickt hatte, noch nicht eingetroffen war. Dieselbe ge- 
langte erst Ende März nach Schmalkalden , und konnte sie 
mit ihren absichtlich dunklen Zusagen durchaus kein Ver- 
trauen bei den Evangelischen erwecken. 

Der Wunsch der Protestanten, ein Religionsgespräch 
nach der zu Frankfurt verabschiedeten Form abhalten zu 
können, war aber derselbe geblieben. Bucer mahnte den 
Landgrafen wiederholt, zur Entscheidung zu drängen; alleinige 
Rettung versprach er sich nur von einem Nationalkonzil, auf 
welchem man auch Partikularverhandlungen mit den Ständen 
anknüpfen könne. Ganz entschieden aber bekämpft er solche 
mit dem Kaiser; denn da wolle man nur die Protestanten 
für die Vergleichung auskundschaften. Man habe ja ihre 
Konfession und Apologie: die möge man lesen*). 

Hierin stimmte Bucer mit Melanchthon, Luther und 
Anderen überein, daß er gegen solche Privatverhandlungen 



1) Bindseil, Philipp! Melanchthonis epistolae .... quae 
in Corpore Reformatorum desiderantur (1874), S. 142 ff. 

2) Siehe die Vorbemerkung Bindseils zu dem Gut- 
achten Melanchthons vom 9. März, S. 142. 

3) Vergl. die Briefe Bucers an Philipp vom 8., 11., 17. 
und 25. März 1540; Lenz I, S. 141 ff. 
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mit dem Kaiser das größte Mißtrauen hegte. Und die Be- 
fürchtung der Protestanten, daß von der kaiserlichen Partei 
Versuche gemacht würden, Separatverhandlungen über die 
Beligion anzuknüpfen, ohne den Frankfurter Anstand zur 
Grundlage derselben anzunehmen , sie waren nur zu wohl 
begründet. Denn der Kaiser suchte jetzt durch eine be- 
sondere Botschaft die Protestanten für Beseitigung des Frank- 
furter Abkommens zu gewinnen. Man mochte sich am Hofe 
Karls V. allerdings der lebhaft wiederholten evangelischen 
Forderung eines nationalen Religionsgespräches erinnern, um 
nicht auch vielleicht eine ablehnende Antwort erwarten zu kön- 
nen ; um sich einer solchen Niederlage nicht auszusetzen, war 
man äußerst vorsichtig mit der Sendung und verschwieg 
auch den Urheber derselben. Die beiden Grafen von Mander- 
scheid und von Neuenar waren für diese Mission ausersehen, 
ihnen voraus reiste Dr. Siebert nach Schmalkalden, welchem 
nachher die eigentlichen Gesandten folgten. Bevor sie den 
protestantischen Ständen ihre Anträge machten, fanden sie es 
für nötig, noch besonders die Bedeutung ihrer Reise abzu- 
schwächen: sie wollten gar nicht im Auftrag des Kaisers 
gekommen sein, sondern erklärten, ihre Meinung gefalle nur 
demselben. Sie sagten darauf, der Kaiser wünsche sehn- 
lichst den Religionsstreit „ohne groß Lermen" beigelegt; des- 
halb sei es Granvelles und ihre eigene Bitte, daß die Evangeli- 
schen solches bei ihm nachsuchten und ihn zugleich „in der 
Stille" zum Schiedsrichter in diesen Sachen erwählten. Würden 
die Protestanten darauf eingehen, so wollte der Kaiser ge- 
lehrte Männer von beiden Seiten ernennen, welche die streitigen 
Glaubenssätze zum Vergleich bringen sollten. Nur die Ent- 
scheidung über die Kirchengüter sollte dem Kaiser vorbe- 
halten bleiben. Zugleich wurden die Protestanten gebeten, 
die äußersten Grenzen ihrer etwaigen Zugeständnisse zu be- 
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zeichnen. Diesen Vorschlägen waren noch eine Reihe schwerer 
Anklagen gegen die Schmalkaldener hinzugefügt, welche je- 
doch nur den Vorwand zu der ganzen Gesandtschaft bil- 
deten ^). 

Dieser Versuch, die Protestanten für Aufhebung des 
Frankfurter Anstandes zu gewinnen dadurch, daß man neue 
Vorschläge machte, — dieser Versuch beweist hinreichend, 
wie unbequem die vor Jahresfrist getroffenen Bestimmungen der 
katholischen Partei waren. Aber wenn man in der Hoffnung lebte, 
die Lutheraner würden auch nur im entferntesten auf diese Vor- 
schläge eingehen, so erfuhr man darin eine volle Enttäuschung. 
In der Antwort, welche am 11. April die persönlich in Schmal- 
kalden erschienenen Führer der Protestanten den beiden Grafen 
erteilten, lehnten sie die Anerbietungen der kaiserlichen 
Partei rundweg ab und wiesen zugleich die Beschuldigungen 
und Anklagen zurück, als sei es ihnen nicht Ernst mit einer 
Vergleichung, als sei es ihnen mehr um die Kirchengüter 
als um wahre Reformation zu thun. Zuletzt ersuchten sie 
den Kaiser dringend um das Religionsgespräch, um die 
Parteien zu versöhnen und einen beständigen Frieden auf- 
richten zu können*). 

Hierauf wurde am 16. April der Tag zu Schmalkalden 
verabschiedet ») ; er hatte für die Lutheraner manche Re- 



1) Melanchthon an Luther, über den Schmalkaldener Tag, 
bei Walch XVn, S. 451 ff. 

2) C. R. ni, S. 989 ff.; Walch XVII, S. 432 ff. 

3) Vergl. Seckendorf m, S. 258; ein Teil des Schmal- 
kaldischen Abschieds „belangende die Religion in Engellandt" 
ist von Alfred Stern gedruckt in den Forschungen z. deutsch. 
Gesch. X, S. 505 f.; das Original desselben befindet sich in 
Weimar, Sachsen - Emestinisches G-esammtarchiv , Reg. H. 
Pag. 265. No. 121 C. — In dem Abschiede wurde zugleich 
bestimmt, dass auf die Rüstungen der Gegner genau Acht zu 
geben sei; die Stände soUten fleissige Kundschaft halten, damit 

Moses, Religionsverh. z. Hag^enaa u. Worms. o 



Digitized by 



Google 



18 

saltate geliefert, die wichtig werden mußten für die in Aus- 
sicht stehenden Konvente; die Einigkeit der Partei bei den 
religiösen Beratungen war gewährleistet, in der Antwort an 
die kaiserliche Gesandtschaft waren Privatverhandlungen ab- 
gelehnt und das Beligionsgespräch gemäß dem Frankfurter 
Rezeß gefordert. So geeint konnten die Protestanten getrost 
der Zukunft entgegensehen, deren Bedeutung beide Religions- 
parteien nicht unterschätzten. 

Denn auch die Katholiken waren sich der großen Be- 
deutung der deutschen Verhältnisse voll und ganz bewußt. 
Der Bischof von Modena, Giovanni Morone, Nuntius bei 
König Ferdinand, mahnte schon im Frühjahr 1540 den Papst, 
die Zustände in Deutschland nicht außer Augen zu lassen und 
sie gegenüber den französischen und spanischen Verhältnissen 
nicht zu unterschätzen ; der Papst könne jetzt wieder festen 
Fuß in Deutschland fassen, sei es durch den Nürnberger 
Bund, sei es durch ein Konzil^). 

Bemerkenswert ist Morone's Ansicht über die Lutheraner 
und die Mittel, diese Ketzer in den Schoß der allein selig- 
machenden Kirche zurückzuführen*). 



man zu jeder Zeit über die Absichten der Gegner unterrichtet 
sei; auf keinen Fall sollten die Kriegsleute entlassen werden. 
— Diese Vereinbarungen sind ein deutliches Zeichen dessen, 
was sich die Protestanten von den neuen Religionsverhand- 
lungen erwarteten. 

1) Morone an Papst Paul m., 8. April 1540: supplico 
voglia far gran stima de queste cose di G-ermania et non meno 
che di quelle di Francia o di Spagna o di quäl altra Pro- 
vincia, che si sia . . . . et non despero, che V. S. non vi possi 
pigliar buon piede massimamente con V occasione della pre- 
sente legha Catholica o con 1' occasione del Concilio; sotto 
scudo et ombra delli quali si poträ far ogni prattica op- 
portuna con desteritä et prudentia. L a e m m e r , Mon. Vatic. 
S. 252 f. 

2) Morone an den Kardinal von Santa Fiore; Laemmer, 
S. 253 «. 
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Er unterscheidet unter ihnen drei Klassen : Fürsten, Ge- 
lehrte und Volk. Die Fürsten sind ihm Häretiker aus Ehr- 
geiz und Eigennutz, besonders der Herzog von Sachsen und 
der Landgraf von Hessen; die Gelehrten aus wahrer Bosheit 
und Tücke , sie sind auch die Anstifter der ÜbergriflFe der 
erwähnten Fürsten ; das Volk aber ist verführt und getäuscht, 
manche sehen ihren Irrtum ein, wollen aber doch nicht zu- 
rückkehren, teils aus Scham, teils weil sie sich einbilden, 
etwas Gutes zu thun. 

Zur Zurückführung der Ketzer, sagt Morone, giebt es 
drei Möglichkeiten: entweder Krieg, oder private Verhand- 
lungen, oder endlich ein Konzil. Feindseligkeiten gegen die 
Evangelischen erscheinen ihm nicht rätlich w^en der Un- 
gunst der politischen Verhältnisse und dann auch, weil der 
Krieg eher die Menschen als die Ketzerei vertilgen werde 0- 
Auch der Weg privater Unterhandlungen scheint ihm nicht 
der geeignete, denn die deutschen Fürsten und Gelehrten 
seien wegen ihrer Bosheit nicht die richtigen Leute zu solchen 
Verhandlungen. So bleibt nach Morone einzig und allein das 
Konzil übrig zur Schlichtung der religiösen Streitigkeiten, 
und zu diesem rät er dann auch dringend. Er verhehlte sich 
zwar dabei die Schwierigkeiten nicht, aber trotzdem müsse 
man wenigstens Alles versuchen. Denn sonst werde die 
Häresie weit über Deutschlands Grenzen hinausgreifen und 
auch Polen , Ungarn und Frankreich zum Abfall bringen ; 
dann würden Karl und Ferdinand gezwungen, der neuen Lehre 
zuzustimmen, und damit sei die Existenz der katholischen 
Kirche bedroht. So weit gingen die Befürchtungen des päpst- 
lichen Nuntius, und gegen alle diese Besorgnisse sollte ein 

1) La guerra piü teste puö estinguere grhuemini, che per 
Theresia, ceme per adietre si 6 visto in Behemia. Laemmer, 
S. 266. 

2* 
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Konzil helfen, da er durch dasselbe die Katholiken gestärkt 
und die Protestanten entmutigt glaubte. 

Die Idee eines Konzüs zur Vergleichung des Glaubens- 
streites hatte man also auf katholischer Seite immer noch 
nicht aufgegeben, obwohl die Lutheraner schon 1537 die An- 
erkennung eines solchen verweigert hatten. Der Frankfurter 
Beschluß, durch ein ßeligionsgespräch eine Beseitigung des 
Schismas zu versuchen, wurde hier völlig verworfen ; die pro- 
testantischen Theologen seien hierzu ganz ungeeignet, sie 
verführten nur das Volk und müßten wegen ihrer Bosheit 
ernstlich bestraft werden. 

Die Ansicht Morone's teilten zwar nicht alle Katholiken, 
es gab unter ihnen auch gemäßigtere Männer, welche diese 
Gedanken keineswegs billigten, aber es waren ihrer doch 
genug, welche von einem Gespräch nichts wissen und nur 
auf einem Konzil die Unordnungen in der Kirche untersuchen 
wollten. Die Protestanten bestanden unter Aufrechterhaltung 
ihrer Rekusation des päpstlichen Konzils auf einem freien, 
christlichen Religionsgespräch und verlangten Zustimmung 
zu Ihrer Konfession und Apologie. So standen sich beide 
Parteien gegenüber, als sie endlich zu neuen Religionsver- 
handlungen vom Kaiser eingeladen wurden. 

n. Die yersammlang zu Hagenan^). 

Am 18. April 1540 erging von Gent das Ausschreiben 
an die Protestanten ; dieselben wurden hier von Karl V. „zu 
schleuniger friedlicher Hinlegung und Vergleichung" der Re- 



1) Vergleiche hierüber hauptsächlich : Seckendorf HE, 
S. 258 u. S. 282 ff.; Sleidan, Commentarien 11, liber Xm 
Planck in,2.S.49 ff.; Schmidt, Melanchthon usw. S. 365 ff. 
Ranke IV, S. 137 ff.; Pallavicino Buch IV, Kap. 11 
Janssen, Gesch. d. deutschen Volkes HI, S. 436 ff. (1883) 
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ligioDssachen auf den 6. Juni nach Speier berufen. Falls 
diese Stadt wegen der Pest für die Versammlung ungeeignet 
erscheinen würde, sollten die Stände an einem in der Kähe 
gelegenen Ort zusammentreten, dessen Bestimmung König 
Ferdinand vorbehalten war. Die Protestanten wurden er- 
sucht, „etwas wirklicher, denn bisher geschehen", des Kaisers 
wohlwollende Gesinnung anzuerkennen ; ihre Fürsten wurden 
um persönliche Gegenwart gebeten, nur im äußersten Ver- 
hinderungsfalle sollten sie ihre Gesandten und zwar dann 
mit genügender Vollmacht schicken. Der Kaiser entschul- 
digte seine Abwesenheit mit Überhäufung durch Regierungs- 
geschäfte; an seiner Statt werde Ferdinand, zugleich auch 
als römischer König, den Tag besuchen. Zum Schlüsse er- 
ging noch an alle die Aufforderung, bei den Verhandlungen 
sich versöhnlich zu zeigen, damit endlich durch allseitiges 
Entgegenkommen der Zwiespalt in der Religion beseitigt 
werde. 

Das Ausschreiben, wie es die Protestanten erhielten^), 
war im Ausdruck gemäßigt, obwohl ihnen nicht gefiel, daß 
ihre Antwort an die Grafen von Manderscheid und von 
Neuenar vom April unerwähnt geblieben, daß auch die Form 
der Vergleichsverhandlungen höchst unbestimmt gelassen war. 
In ihrer Antwort an den Kaiser verhehlten Johann Friedrich 
und Philipp ihren Unwillen nicht, den das kaiserliche Dekret 
vom 18. April bei ihnen hervorgerufen hatte *). Vor allem 



Pastor, Die kirchlichen Reunionsbestrebungen während der 
Regierung Karls V. (1879), S. 184—198; Dittrich, Gasparo 
Contarini (1885), S. 504—528. 

1) Gedruckt bei Hortleder I, S. 157 f.; WalchXVH, 
S. 453 ff.; Tentzels historischer Bericht vom Anfang und 
ersten Fortgang der Reformation Lutheri IE. Bd. 1718: Spa- 
latin's Annalen, S. 413 ff. 

2) Johann Friedrich u. Philipp an Karl V., 9. Mai 1540; 
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wiesen sie den Vorwurf zurück, als trügen sie und üire Glau- 
bensgenossen die Schuld an dem Scheitern der bisherigen 
Beligionsverhandlungen ; sie baten vielmehr, den Grund in der 
ünversöhnlichkeit ihrer Gegner zu suchen, welche sich über- 
haupt nicht überzeugen lassen wollten. Sodann wiederholten 
sie nachdrücklich ihre Forderung um ein Gespräch, wie es zu 
Frankfurt verabschiedet worden war; wenn jetzt zwecks einer 
Vergleichung etwas Anderes unternommen würde, dann glaubten 
sie an keinen Erfolg : sie erklärten, fest auf dem Frankfurter 
Anstand bestehen zu wollen, und beriefen sich dabei auf ihre 
an Manderscheid und Neuenar gegebene Antwort. Ihre Ge- 
sandten wollten sie mit hinreichender Vollmacht zu dem 
angesetzten Tage nach Speier schicken, auch ihre Beligions- 
verwandten dazu auffordern. Wenn im Laufe der Beratungen 
die persönliche Gegenwart einiger evangelischer Fürsten 
nötig erscheinen sollte, so würden alsdann auch etliche von 
ihnen in eigener Person den Verhandlungen beiwohnen. 

Der Kaiser ersuchte darauf nochmals die Führer des 
Schmalkaldischen Bundes, in Speier persönlich zu erscheinen^) ; 
aber vergebens. Der Kurfürst Johann Friedrich dachte nicht 
daran, ihm war das Geleit in viel zu allgemeinen Worten 
abgefaßt; ein sicherer und beständiger Friede war aber noch 
nicht gegeben. Wenn er einmal persönlich dort sei, dann 
könne er nicht so leicht wieder fort, und die Handlung 
werde doch wieder wie zu Frankfurt in die Länge gezogen. 



Hortleder I, S. 159 ff.; Walch XVH, S. 456 ff. Vergl. 
auch Neu decke r, Urkunden, S. 378 ff.; Spalatin's An- 
nalen, S. 419 ff. 

1) Am 22. Mai. Dresdner Hauptstaatsarchiv. Loc. 10324, 
die von Kayserl. Majestät angesetzte Handlung zu Speyer 
zwischen beyderseits Religions Verwandten, so aber nach 
Hagenau verlegt worden, bei. 1540. Vergl. Seckendorf III, 
S. 258. 
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iDzwischen drohe dem Lande Gefahr^)* Am 9. Mai bereits 
hatte er an Philipp geschrieben, daß er nicht nach Speier 
kommen werde, und als Grund seines Fembleibens haupt- 
sächlich sein Verhältnis zu Ferdinand betont, der nicht nur 
an des Kaisers Statt, sondern auch als römischer König den 
Tag besuchen werde. In Speier müsse er mit diesem doch 
persönlich zusammentreffen, und da werde er durch Titu- 
lierung desselben als römischer König sich entweder „aus der 
Contradiction seiner Wahl setzen" oder durch seinen Protest 
nur störend auf die Verhandlungen einwirken '). 

Und ohne den Kurfürsten wollte auch der Landgraf 
nicht kommen; denn wenn er nichts zugäbe, ziehe er sich 
nur den Haß der kaiserlichen Partei zu, bewillige er aber 
etwaS; so ernte er wenig Lohn auf seiner Seite. Selbst für 
den Fall, daß der Kurfürst sich noch entschließen würde, den 
Tag in eigener Person zu besuchen, trug Philipp allerlei Be- 
denken, persönlich nach der „Pfaffenstadt" Speier zu kommen. 



1) Neudecker, Urkunden S. 387 f. (3. Beilage zum Briefe 
Johann Friedrichs an Phil., 21. Mai 1540). 

2) Lenz I, S. 170. — Sein Vater Johann hatte 1530 ge- 
gen die ungesetzmässige Wahl des Erzherzogs Ferdinand zum 
römischen' König protestiert. Johann Friedrich hatte bei seinem 
Regierungsantritt 1532 zunächst die Politik seines Vaters fort- 
gesetzt; 1534 aber im Frieden von Cadan war er bewogen 
worden, in der Wahlangelegenheit nachzugeben, nachdem Fer- 
dinand zugesagt, die Kammergerichtsprozesse gegen die Pro- 
testanten einstellen zu lassen; ja er war selbst nach Cadan 
gekommen und hatte nicht Anstand genommen, Ferdinand alle 
einem römischen Könige zukommenden Ehren zu erweisen. 
Die Anerkennung Ferdinands aber hatte Johann Friedrich an 
die Bestätigung des Cadanischen Friedens durch den Kaiser 
geknüpft, und da diese noch nicht erfolgt war, so lag für ihn 
jetzt (1540) kein Grund vor, an seiner früheren Zusage fest- 
zuhalten und Ferdinands Königswahl anzuerkennen. Vergl. 
Ranke m, S. 162, 220 ff., 334 f. IV, S. 53. Bucholtz HI, 
S, 579 ff. IV, S. 243 ff 
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Er erinnerte sich des Beispiels von Johann Hus, dem auch 
freies Geleit zugesichert, dann aber vom EonzU kassiert 
worden war. „Das gebrennt Kind furchtet des Feuers: wir 
wissen wohl, wie man uns zu Augspurg nachgetrachtet." 
Stattlich beschicken wollte er den Tag, aber persönlich 
höchstens erst später „doch uf gnugsame Versicherung" 
kommen ^). 

Die protestantischen Theologen, Oslander, besonders auch 
Bucer drangen auf die Anwesenheit ihrer Herrn in Speier ^); 
denn es war ja sicher zu erwarten, daß die Gegner dann 
mit Vorwürfen schnell bei der Hand sein würden und allen 
etwaigen Mißerfolg auf das Fembleiben der evangelischen 
Fürsten schieben würden. Auch die oberländischen Städte, 
wie Ulm, Augsburg und andere, unterstützten die Bitten der 
Theologen^), aber alle diese änderten nichts an dem Ent- 
schlüsse Philipps und Johann Friedrichs*). 

In noch höherem Grade als durch die kaiserliche Bot- 
schaft vom 18. April waren die protestantischen Fürsten da- 
durch verstimmt, daß der Kaiser das Ausschreiben zum Tage 
von Speier an seine „gehorsamen" Stände in einem ganz anderen, 
viel härteren Tone gegen die Protestanten erlassen hatte ^). 
Ein Exemplar desselben war dem sächsischen Kurfürsten vom 



1) Der Landgraf an Bucer, 16. Mai 1540; Lenz I, 
S. 170 ff. 

2) Vergl. die Briefe Bucer's vom 11. Mai u. 15. Juni; 
Lenz I, S. 168 ff. 

3) Neudecker, Urkunden, S. 395 ff. 

4) Johann ^Friedrich schrieb Anfang Juni an seine Räte 
in Hagenau: Trotzdem nun die kaiserliche Antwort vom 
22. Mai eingetroffen sei, erachte er es mit dem Landgrafen 
doch for angemessen, den Tag nicht zu besuchen, sondern sich 
in nächster Zeit nach Gotha oder Eisenach zu begeben und 
von da den Lauf der Dinge zu beobachten; Weimar, Ges.-Ar- 
chiv Reg. H. Pag. 304—306. No. 125 A. 

5) Vergl. Seckendorf DI, S. 258. 



Digitized by 



Google 



25 

Brandenburger übersandt worden, welcher dasselbe erst sehr 
spät erhalten hatte ^). Der Kaiser beklagte sich hierin, daß 
er den ßeligionszwiespalt bisher nicht habe beseitigen können, 
weil „bei etlichen" seine Bestrebungen „zum geringsten be- 
dacht vnd in misbrauch gezogen" worden seien. Wenn nun 
keine Änderung in die Dinge komme, sei Bürgerkrieg und 
Empörung zu befürchten ; deshalb wolle er nochmals in Güte 
eine Einigung der Parteien versuchen. Er berief die katho- 
lischen Stände auf Sonntag Trinitatis, 23. Mai, nach Speier, 
sich schlüssig zu machen über ihre Haltung, welche sie zu 
den bevorstehenden Keligionsverhandlungen einzunehmen ge- 
dächten *). 

Da in Speier die Pest wütete, war die dahin berufene 
Versammlung inzwischen nach Hagenau im Elsaß verlegt 
worden, und sollten hier die Vorberatungen der Katholiken 
stattfinden. Der Landgraf hatte die Absicht gehabt, gemein- 
schaftlich mit dem Kurfürsten eine Gesandtschaft an die 
Katholischen zu schicken und dieselben zu ersuchen, „sich 
in kein Particularhandlung, dardurch des Reichs Freiheit 
geringert und etwo Verunruigung folgen mocht, zu begeben". 
Aber der Kurfürst hatte dies abgeschlagen mit der Moti- 
vierung, er und der Landgraf hätten nichts ohne Vorwissen 
der „Einungsverwandten" zu thun*). So unterblieb der 



1) Der Kurfürst Joachim von Brandenburg an Johann 
Friedrich, 24. Mai 1540. Weimar, Ges. -Archiv, Reg. H. 
Pag. 304 — 306. No. 125 B. Demnach erhielt Joachim das 
Ausschreiben erst am 22. Mai. 

2) Eine Kopie dieses kaiserlichen Dekretes befindet sich 
in Weimar, Ges.-Archiv, ebenda. 

3) Lenz I, S. 170 ff. — Philipp unterlässt an dieser Stelle 
nicht, eine Bemerkung zu machen, die auf sein Verhältnis zu 
Johann Friedrich ein helles Licht wirft; er sagt: wenn er 
eine Meinung vorschlage , so wolle sie „doch nymmer oder 
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von Philipp gewünschte Protest gegen die Sonderverhand- 
lungen der gehorsamen Stände mit Ferdinand. 

Mit der früheren Einberufung derselben hatte man auch 
die Absicht verbunden, einen Yorsprung gegen die Protestanten 
zu gewinnen und diese weniger vorbereitet und unter sich 
geeint ankommen zu lassen^). Dieser Vorsatz aber war 
schon durch die Schmalkaldener Verhandlungen im März 
vereitelt worden ; denn hier bereits hatten sich die Lutheraner 
entschieden über ihre Haltung bei den künftigen Konventen, 
die Einigkeit der Partei für alle religiösen Beratungen war 
schon hier gesichert worden. 

Die katholischen Fürsten trafen nur sehr langsam und 
zögernd in Hagenau ein; Ferdinand beschwerte sich deshalb 
in der heftigsten Weise gegen Morone über die Nachlässigkeit 
derselben, besonders der geistlichen, und beklagte sich zu- 
gleich nicht nur über deren Unwissenheit und schlechten 
Lebenswandel, sondern auch über deren bösen Willen. Diese 
verwünschten katholischen Fürsten, meinte er, zögerten so 
sehr mit ihrer Ankunft, daß schließlich die Lutheraner noch 
früher kommen würden ^). Auch Morone war hierüber un- 
willig und sah in dem verspäteten Eintreffen seiner Glaubens- 
genossen ein schlechtes Vorzeichen für die bevorstehenden 
Verhandlungen. 



selten dem Kurfiirsten schmacken". Es zeigt dies bereits eine 
Verstimmung, die während des Tages von Hagenau sich noch 
erheblich steigern sollte. 

1) Morone an Famese, 2. Juni. Laemmer, Monum. Va- 
tic. S. 269 ff. „ricordai a S. M. che sarebbe non solo espe- 
diente, ma ancora necessario far opera, che Lutherani non 
venessero cosi presto. . . . S. M. disse, che gli havrebbe pen- 
sato sopra". 

2) Ebenda, S. 270. „che questi maladetti Prencipi Ca- 
tholici differivano tanto la lor venuta, che forse Lutherani 
sarebbono stati qui prima che loro". 



Digitized by 



Google 



27 

Die rheinischen Kurfürsten waren ganz unzuverlässig. 
Diese hatten unter sich vereinbart, daß keiner von ihnen 
ohne Zustimmung des anderen sich in neue Verständnisse 
oder Beratungen einlassen solle, mit wem es auch sei; und 
diese wollten sich natürlich vor ihrer Ankunft erst beraten. 

Ferdinand war hierüber sehr verstimmt, da überhaupt 
schon durch das bloße Zögern dieser drei geistlichen Kur- 
fürsten die katholische Sache unter keinen günstigen Anspi- 
elen stand. Ohne sie konnten auch die privaten Verhand- 
lungen innerhalb der katholischen Partei zu keinem Ziele 
führen. 

Als Vertretung dss apostolischen Stuhles hatte der Kaiser 
gewünscht, daß Contarini als Legat zum Speirer Tag ge- 
schickt werde, und hatte der kaiserliche Gesandte in Bom, 
Marchese d'Aguilar, dies dem Papst mitgeteilt *), Am 14. Mai 
jedoch war hierauf im Konsistorium beschlossen worden, vor- 
läufig wegen der Kürze der Zeit keinen besonderen Legaten 
zu entsenden; am 15. Mai wurde infolgedessen der Kardinal 
Marcello Cervino, der soeben vom kaiserlichen Hofe nach 
Rom zurückkehren wollte, zum Legaten für den Tag zu 
Speier ernannt und mit der Wahrung der katholischen In- 
teressen betraut. Zugleich mit der Ernennung erhielt er 
den Auftrag, sich nicht] vom Kaiser zu entfernen, sondern 
von dessen Hoflager aus den weiteren Verlauf der Reli- 
gionsverhandlungen zu beobachten. 

In derselben Zeit wurde aber auch die Absendung eines 
zweiten Legaten nach Deutschland geplant ; zunächst wurde 



1) Vergl. hierüber Dittrich, Contarini, S. 516 ff., 
sowie Dittrich, Regesten und Briefe Contarini's (1881), 
und die Rezension des letzten Werkes v. D ruf fei, in den 
Mitteilungen des Instituts für Österreichische Q-eschichtgfor- 
schung, Bd. V (1884), S. 158 ff. 
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hierfür Contarini in Aussicht genommen, daneben kam auch 
mit Rücksicht auf Frankreich der Kardinal Carpi in Be- 
tracht^). Im Konsistorium vom 21. Mai wurde dann end- 
giltig Contarini zum Legaten ernannt, welcher dies hierauf 
überallhin anzeigte*). Er blieb jedoch in Rom und reiste 
auch nicht einmal auf die Vorstellungen Cervino's wenigstens 
nach seiner Diöcese Cividale di Belluno, damit er von dort 
nötigenfalls Deutschland schneller erreichen könne ^). 

Die Ernennung Gontarini's befriedigte auf katholischer 
Seite allgemein^); mit großer Spannung sah man seiner 
Ankunft in Hagenau entgegen, am meisten wohl Giovanni 
Morone, der augenblicklich daselbst der einzige Vertreter der 
Kurie war. Dieser erwartete ihn sehnlichst, weil er sich den 
Schwierigkeiten der jetzigen Lage nicht gewachsen fühlte^). 
Er hielt die gegenwärtigen Verhandlungen, die Ferdinand 
mit einzelnen katholischen Fürsten anzuknüpfen suchte, aus 
vielen Gründen für verdächtig; er glaubte, dieser folge 
schlechten Ratschlägen, er fürchtete sogar, dieser werde den 
Tag so beenden, wie es der Brandenburger zu Frankfurt ge- 
than habe, er werde schließlich zugeben, daß jeder in seinen 
Landen glauben könne, was er wolle; denn sonst, so gehe 
das Gerücht, wolle ihm das Volk keine Unterstützung gegen 
die Türken gewähren«). 



1) Vergl. den Auszug eines Briefes des Kardinal Camer- 
lengo an Famese, 15. Mai; Dittrich, Reg., S. 125, No. 467. 

2) Di tt rieh, Reg,, S. 125, 126, No. 470—473. 

3) Cervino an Contarini, 24. Juli 1540; Quirini HI, 
S. 220 f. 

4) Sadolet an Contarini, 1. Juli; Dittrich, Reg., S. 128 f. 
No. 488. 

5) Morone an Famese, 11. Juni; La e mm er, Monum. 
Vatic. S. 273 ff. 

6) Morone, ebenda: „dubito, che finita la Dieta il Re 
farä,, come fece il Marchese di Brandeburg Elettore, et per- 
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Auf sich selbst aDgewiesen, entfaltete Morone eine rege 
Thätigkeit auf dem Tage zu Hagenau; ihm allein war zu- 
nächst der Schutz der katholischen Sache anvertraut durch 
die Instruktion vom 15. Mai ^). Die Erlaubnis, bindende Zu- 
sagen betreffs einer Vergleichung zu geben, erhielt er nicht ; 
denn die heiligen Gebräuche und Glaubenssätze dürfe man 
nicht dem Urteile weniger, nicht kompetenter, Leute über- 
lassen. Die Entscheidung hierüber sei Sache eines ökumeni- 
schen Konzils oder wenigstens des Papstes. Die Notwendig- 
keit einer Konkordie müsse zurücktreten , wenn es sich um 
das Seelenheil der Menschen handle. Wenn der Konvent 
sich länger hinziehen sollte und die Verhandlungen salvo 
honore Dei et summi Pontificis sanctaeque Sedis Apostolicae 
dignitate geführt würden, dann wollte der Papst noch einen 
oder mehrere Legaten dahin schicken; für den Fall aber, 
daß man auf den apostolischen Stuhl nicht die schuldige 
Bücksicht nehme, wird der Nuntius angewiesen, sich nach 
einer benachbarten Stadt zu begeben und von da dem weiteren 
Gang der Dinge zuzusehen. Von Disputationen über Glaubens- 
sachen soll er sich fernhalten, nur- beraten soll er die katho- 
lischen Fürsten und Theologen und ermahnen, überall das 
Interesse und das Ansehen der römischen Kurie zu wahren. 
Zuletzt wird Morone noch aufgefordert, die Fürsten zum Ein- 
tritt in den katholischen Bund zu bewegen, für welchen der 
Papst selbst die Summe von 50000 Scudi gestiftet hatte. 

So war Morone nicht offiziell zum Legaten für Hagenau 
ernannt, aber für die Katholiken galt er doch als Vertreter 



metträ, che nelle sue Provincie ogn'uno creda quel che li piace, 
perche cosi si nmrmura, sotto pretesto che i popoli non vo- 
glino prestargli aiuto et obedientia altrimenti". 

1) Laemmer, ebenda, S. 262 ff.; vergl. Pallavicino 
IV, 11, S. 303. 
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der Kurie. In seiner DoppelsteUung als Nuntius bei König 
Ferdinand und als Berater der Katholischen auf dem Tage 
zu Hagcnau war ihm die Möglichkeit geboten, sich persön- 
lich durch Ferdinand über die schwebenden Fragen zu in- 
formieren und nach allen Seiten hin thätig zu sein. Mit 
dem Pfalzgrafen, dem Herzog von Braunschweig knüpfte er 
Verbindungen an, auch mit den Theologen verhandelte er. 
Bei letzt^en fand er viel zu weites Entgegenkommen für 
die Absichten der Lutheraner; denn im Kreise der Bischöfe 
und Gelehrten sprach man öffentlich davon, daß man das 
Abendmahl unter beiderlei Gestalt, Priesterehe, Gottesdienst 
in deutscher Sprache, und ähnliche Dinge auf dem W^e 
einer Konkordie recht wohl bewilligen könne. Und Morone 
fürchtete, wenn es zu Unterhandlungen komme, werde man 
sich in den erwähnten Artikeln einigen und die anderen 
vielleicht unentschieden lassen bis zu einem Konzil, welches 
jedoch niemals zu Stande kommen werde. So werde sich 
Deutschland einigen, aber nur um ganz zur neuen Lehre 
überzutreten. Er wollte deshalb bei Zeiten die Bischöfe an 
ihre Pflicht erinnern^). 

Diese zu liberale Auffassung der Glaubenssätze ist in- 
des für Morone noch nicht der einzige Grund, der ihm Anlaß 
giebt zu heftigen Klagen über seine Glaubensgenossen, be- 
sonders die Geistlichen; es kommt vielmehr noch hinzu der 
durchaus unkirchliche Lebenswandel aller Kleriker. Auch 
Ferdinand bestätigt dies in einem Gespräch mit dem päpst- 
lichen Nuntius; „der Geist der Bischöfe", sagt er, „ist in 
den Dingen, in welchen er männlich sein sollte, weibisch, 
wie im Widerstand gegen die Feinde unseres Glaubens, in 
den Sachen, in denen er weibisch sein möchte, männlich: im 



1) Morone an Eamese, 15. Juni. Laemmer, S. 275 £P. 
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Trinken und im Halten von Konkubinen; deshalb zögern 
sie auch, in die katholische Liga einzutreten, und eilen in 
vollem Laufe einer Konkordie entgegen" ^). 

Auf die katholische Geistlichkeit war somit für Ferdinand 
kein großer Verlaß; die drei rheinischen Erzbischöfe zögerten 
mit ihrer Ankunft; die Anwesenden, teils aus Überzeugung, 
teils aus materiellen Gründen zum Protestantismus hin- 
neigend , in den religiösen Dingen ohne sonderliche Vorbe- 
reitung, traten den Lutheranern gegenüber, welche sich 
durch die Schmalkaldener Beratungen im Frühjahr 1540 
die Einigkeit ihrer Partei gesichert hatten. Dabei war 
Ferdinand mit einem großen Teil der in Hagenau anwesen- 
den Katholiken, trotzdem die Verhältnisse für sie so un- 
günstig lagen, der Ansicht, daß man den Gegnern immerhin 
ein Gespräch bewilligen könne. Nur Morone erkannte sofort 
die Gefahr, welche der alten Lehre dadurch drohte, und war 
deshalb fest entschlossen, eine Disputation über Glaubens- 
sätze unter allen Umständen zu verhindern. 

Nach längerem Verzug begann endlich Ferdinand am 
12. Juni die Verhandlungen mit den Katholiken, indem er 
ihnen eine Proposition vorlegte, welche heftige Klagen gegen 
die Protestanten enthielt. Der Kaiser habe nun so oft die 
Religionsstreitigkeiten beizulegen gesucht, das sei bisher aber 
immer an der Hartnäckigkeit der Lutheraner gescheitert 
Es sei nun jetzt des Kaisers Absicht, daß so verhandelt 
werde, daß die katholische Religion unversehrt bleibe, und 
daß man auf friedlichem Wege zur Einigkeit komme. Neben 



1) Ebenda: gl' animi sono in effetto, come dice questa 
Maestä,, in le cose ove bisogna essere virili, sono femine, come 
in resistere all' Awersarii della fede nostra, in le cose, nelle 
quäl bisognerebbe fossero femine, sono virili, come in bevere 
e tenere concubine. 
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den BeratuDgen über die ReligioD sollten die Verhandlungen 
über die Defension und die wegen einer dringend nötigen 
Türkenhilfe nicht außer Acht gelassen werden*). 

Über diese Proposition, welche Morone gar nicht billigte, 
weil der apostolische Stuhl darin mit keinem Worte er- 
wähnt war, berieten die Katholiken am nächsten Tage; sie 
kamen zunächst zu keinem Entschluß, weil sie erst die drei 
rheinischen Kurfürsten und die Herzöge von Baiern erwarten • 
wollten. Nachdem inzwischen die Erzbischöfe insgesamt ihre 
Zustimmung zum Beginn der Verhandlungen gegeben hatten, 
einigten sie sich und übergaben am 15. Juni ihre Antwort 
an Ferdinand *). Sie versprachen, auf eine Einigung bedacht 
sein zu wollen, und fügten die Bitte hinzu, den Modus des 
bevorstehenden Golloquiums anzuzeigen und die Unterhändler 
zu demselben zu benennen. 

Nach einigem Zögern ernannte Ferdinand in den ver- 
mittelnden Ausschuß die;Kurfürsten von Trier und von der Pfalz, 
den Bischof von Straßburg und den Herzog Ludwig von Baiem ^). 
Die Wahl des Pfalzgrafen mißfiel Morone sehr, einmal, weil 
er den Frankfurter Rezeß mitunterzeichnet hatte, der die 
römische Kurie in so hohem Grade erbitterte, sodann, weil 
er persönlich zur neuen Lehre hinneigte, indem er nur pro- 
testantische Räte besaß und erklärt hatte, das Abendmahl 
unter beiderlei Gestalt nehmen zu wollen. Morone wurde 
deshalb bei Ferdinand vorstellig, dieser entgegnete aber: er 
habe die Wahl in guter Absicht getroffen; denn man müsse 
demselben dankbar sein, weil er so früh zu dem Versamm- 

1) Vergl. den eben erwähnten Bericht Morone's bei Läm- 
mer und Raynald ad a. 1540, n. 40 ff. 

2) Raynald ad a. 1540, n. 45 ff. ; vergl. Morone's An- 
gaben hierüber bei Laemmer, S. 275. 

3) Weimar, Ges.-Archiv. Reg. H, Pag. 304—306, No. 125 A, 
vergl. Seckendorf in, S. 282. 
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luDgstag gekommen, und dann müsse man ihn auch von 
schlechten Dingen abhalten^). 

Bei dem Schriftenwechsel über Ernennung der Unter- 
händler hatte Ferdinand wiederholt auf Beratungen über die 
Defension gedrungen, um zu entscheiden, welche Maßregeln 
im Fall der Not zu ergreifen seien*). Die katholischen 
Stände lehnten dies zunächst ab, da durch fleißige Unter- 
handlung die Irrung in der Religion zu beseitigen sei ^). Auf 
die wiederholten Vorstellungen Ferdinands*) wegen der De- 
fension antworteten sie ebenso ablehnend;; denn die Pro- 
testanten würden dadurch nicht eingeschüchtert, sondern nur 
erbittert werden ^). 

Während dieser Verhandlungen waren auch die evange- 
lischen Gesandten und Räte in Hagenau eingetroffen, nach- 
dem sie noch in Hersfeld und Darmstadt Vorberatungen ge- 
habt hatten. Die Vollmachten, welche die Gesandten mit- 
brachten, waren betreffs einer Vergleichung sehr reserviert^); 
zur Zeit, als sie von Hause abreisten, war die kaiserliche 
Antwort auf das gemeinsame Schreiben der Führer des 
Schmalkaldischen Bundes vom 9. Mai noch nicht einge- 
troffen. So wurden besonders die Vertreter des sächsischen 



1) Morone an Famese, 23. Juni, Laemmer, S. 282 ff. 

2) Vergl. die Anträge Ferdinands an die katholischen 
Stände vom 18. und 22. Juni; Weimar, Ges.- Archiv, ebenda. 

3) Vergl. Antwort der Katholiken, 21. Juni; Weimar, 
Ges.- Archiv, Eeg. H. Pag. 304—306. No. 125 B.; desgl. die 
vom 23. Juni, Eeg. H. Pag. 304—306. No. 125 A. 

4) Vergl. Ferdinand an die Katholiken, 24. Juni; Weimar, 
Ges.-Archiv, ebenda. 

5) Am 30. Juni; Seckendorf m, S. 282. 

6) Die kursächsische Instruktion gedruckt bei Neudecker, 
Urkunden S. 430 — 432; die hessische ebenda S. 453 — 471; 
die Vollmachten der meisten anderen Gesandten in Hagenau 
befinden sich abschriftlich in Weimar, Ges.-Archiv, Reg. H. 
Pag. 304—306. No. 125 A. 

Moses, Religionsverh. z. Hagenau u. Worms. 3 
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Kurfürsten angewieseD , zunächst nur zuzuhören , aber eine 
Antwort in Religionssachen zu geben, hatten sie noch keinen 
Befehl. Wenn die Antwort des Kaisers angekommen sei, 
sollten sie ausführlichere Instruktion erhalten. Auch schwebten 
Verhandlungen zwischen Johann Friedrich und Ferdinand 
bezüglich der Wahlsache; seine Gesandten sollten deshalb 
erst den Erfolg dieser Unterhandlungen abwarten, und, wenn 
sie gescheitert, sich nur mit Protestation zur Versammlung 
begeben. Johann Friedrich schickte unter Anderen den Ritter 
Hans von Dolzig und den Kanzler Franz Burckhardt nach 
Hagenau, während Philipp seinen Vizekanzler Georg Nuspicker 
sandte. 

In den meisten protestantischen Instruktionen findet sich 
die Mahnung, festzuhalten am Frankfurter Abschied, Parti- 
kularverhandlungen des Kaisers oder Königs mit einzelnen 
Ständen abzulehnen, ein Colloquium nur nach der zu Frank- 
furt beschlossenen Form anzunehmen, dabei aber die päpst- 
lichen Gesandten auszuschließen ; auf keinen Fall dürfe ein 
solcher Legat „autoritative" den Versammlungen beiwohnen. 
Für religiöse Beratungen gilt das Schmalkaldener Bedenken ; 
auf Worten will man nicht bestehen, wenn nur der Sinn ge- 
wahrt bleibe; führe aber alles Entgegenkommen zu keinem 
Resultat, so solle man einen glimpflichen Abschied zu er- 
langen suchen und sich zu einem freien christlichen General- 
konzil erbieten, wie man es stets gethan. 

Von Theologen schickten die Lutheraner Friedrich Me- 
cum, Menius, Bucer, Pistorius, Urbanus Rhegius und Andere; 
auch Melanchthon war dazu ausersehen worden, aber auf 
seiner Reise nach Hagenau erkrankte er in Weimar so schwer, 
daß man für sein Leben fürchtete ^). Er erholte sich zwar 



1) Johann Friedrich schrieb hierüber an seine Gesandten 
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allmählich, auf seine Anwesenheit bei dem Konvente mußte 
jedoch verzichtet werden. An seiner Statt hatte Luther nach 
Hagenau reisen wollen, wenn der Kurfürst darein gewilligt 
hätte. Dieser hatte es zunächst nicht für ratsam ge- 
funden; nur wenn die katholischen Theologen bei den Dis- 
putationen „sehr pochen" würden, wollte er Luther ziehen 
lassen, jedoch nicht bevor der Kaiser das für die Theologen 
festgesetzte Geleit noch besonders auf diesen ausgedehnt 
hätte ^). Wie wir bald sehen werden, wurde aber im Laufe 
der Verhandlungen die Anwesenheit des Reformators durch- 
aus nicht nötig, und so blieb Luther Hagenau fern. 

Als die protestantischen Gesandten daselbst eingetroffen 
waren, setzten sie sich sofort mit denen in Verbindung, 
welche ihrer Lehre weniger schroff entgegentraten , so mit 
Trier, Köln, Pfalz u. a. Sie überreichten da ihre Antwort 
auf das kaiserliche Ausschreiben und ebenso auf die durch 
die Grafen von Manderscheid und von Neuenar im April zu 
Schmalkalden vorgebrachte Werbung; von den katholischen 
Fürsten erhielten sie freundliche Antworten, besonders vom 



am. 21. Juni von Weimar aus: Melanchthon sei schwer er- 
krankt von Wittenberg hierher . gekommen ; er sei schon seit 
mehreren Tagen so schwach, dass man nicht wissen könne, ob 
er wieder genesen werde; hiervon sollen sie aber in Hagenau 
nicht sprechen. — Weimar, Ges.-Archiv, Reg. H. Pag. 304 
bis 306. No. 125 A. — Der Grund zu dieser Krankheit Me- 
lanchthons lag in dessen Reue über sein Verhalten in Sachen 
der Doppelehe Philipps von Hessen ; vergl. hierüber ausser der 
auf Seite 20 angegebenen Literatur noch Bretschneider, 
Erläuterungen über die Religionsgespräche zwischen Katholiken 
und Protestanten zu Worms und Regensburg 1540, 1541, bei 
Tilgen, Zeitschrift für die historische Theologie, Bd. 2 (1832), 
S. 283 ff. An Melanchthon's Statt ging Cruciger nach Ha- 
genau. 

1) Der Kurfürst an seine Räte, 2. Juli; C. R. ITE, 
S. 1052 ff. 

3* 
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trierschen Kanzler. Denn diese waren erfreut, die Wahrheit 
zu erfahren, nachdem ihnen zuvor gerade das Gegenteil über 
die Haltung der Protestanten berichtet war^). 

Im Bäte der katholischen Kurfürsten und Fürsten fanden 
die Evangelischen bei ihrer Ankunft keine Einigkeit. Die 
Kurfürsten erwarteten von den gegenwärtigen Verhandlungen 
nichts, sie wollten Alles auf einen allgemeinen Reichstag ver- 
schoben wissen, ein sicherer Friede sollte bis dahin gewährt 
werden. Im Fürstenrate waren zwei Meinungen vertreten, die 
eine mit den Kurfürsten übereinstimmend, die andere dahin ge- 
richtet, daß jetzt ohne Verzug der endgiltige Bescheid ge- 
geben werde: der althergebrachte Glaube solle ohne Wider- 
rede und Disputation erhalten bleiben und die Restitution 
der Kirchengüter durchgeführt werden, man wolle den Hand- 
lungen der Lutheraner nicht länger mehr zusehen; denn ein 
Aufschub bringe der katholischen Sache nur Nachteil. Be- 
sonders vertrat diese letztere Ansicht der Herzog Heinrich 
von Braunschweig ^). 

Am 19. Juni fand die Sitzung der Katholiken statt, in 
welcher die erwähnten Meinungen debattiert wurden, unter 
großem Tumult endete die Versammlung, und beschloß man 
das Eintreffen des Trierers und Kölners abzuwarten, deren 
Ankunft man in Kürze entgegensah ^). 

Diese Uneinigkeit unter den weltlichen Fürsten , die 
Saumseligkeit und Nachlässigkeit der geistlichen konnte der 



1) Vergl. S e c k e n d r f m, S. 282 ; die Räte des Land- 
grafen an ihren Herrn, 21. Juni, Neudecker, Urkunden 
S. 494 ff.; vergl. auch die Berichte der kursächsischen Ge- 
sandten vom 21. und 27. Juni; Weimar, Ges.-Archiv, Reg. H. 
Pag. 304—306. Nr. 125 A. 

2) Neudecker, Urkunden, S. 495 f. 

3) Lämmer, Monum. Vatic. S. 279 (Morone an Far- 
nese, 19. Juni). 
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katholischen Sache sicher nicht zum Vorteil gereichen. Die 
Stellung des Nuntius Morone wurde infolgedessen eine höchst 
schwierige ; jetzt stritt man sich zunächst noch über äußer- 
liche Dinge, wie aber, wenn die Religionssache selbst zur Ver- 
handlung kam? Zur Abwehr dieser Gefahr sandte Morone 
wiederholt dringende Bitten nach Rom, Contarini nachHagenau 
zu schicken. Schon am 11. Juni hatte er die Ernennung 
desselben zum Legaten erfahren ^). Bereits hatte er ihm 
von Ferdinand einen Geleitsbrief ausgewirkt und ilim durch 
einen Courier entgegengeschickt*). Cervino hatte ihm ge- 
schrieben, daß Contarini im Anfang des Monats Juni nach 
seinem Episkopat Belluno abzureisen gedenke, am 9. aber 
erhielt Morone von diesem die Mitteilung, daß Contarini sich 
immer noch in Rom befinde. Er bat daher dringend um 
dessen Sendung; er fürchtete, daß man die Dinge in Rom 
nicht richtig beurteile ; wenn dies der Fall, dann müsse auch 
ihm der Mut sinken 3). 

In Rom zögerte man, den bereits ernannten Legaten ab- 
reisen zu lassen^); man gab vor, erst abwarten zu wollen, 
ob die Verhandlungen zu Hagenau zur Ehre des apostoli- 
schen Stuhles geführt würden. Sehr gelegen kam auch der 
Abschluß eines Waffenstillstandes zwischen Venedig und 
der Türkei, und daß der kaiserliche Gesandte in Rom, Aguilar, 
darauf hingewiesen, ob Contarini, der von venetianischer Ab- 
kunft sei, auch jetzt noch dem Kaiser genehm sein werde. 
Deshalb sei die Reise zunächst bis zum Eintreffen neuer 



1) Morone an Famese, 11. Juni; Lämmer, S. 273 f. 

2) Morone an Contarini, 19. Juni; Quirini ITE, S. 262 ff. 

3) Lämmer, S. 288. 

4) Famese an Cervino, 26. Juni. Im Auszug mitgeteilt 
bei Brie ger, Zeitschr. f. Kirch.-Gesch., Bd. V., S. 588, 589; 
vergl. Pallavicino IV, 11, S. 302. 
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Nachrichten von CerviDo aufgeschobeD worden ^). Aber auch 
als dieser Yorwand durch die günstigen Mitteilungen Cer- 
vino's beseitigt war*), reiste Contarini immer noch nicht, 
weil es überhaupt nicht solche Rücksichten waren, die den 
Papst bewogen, vorläufig von einer Legation abzusehen. Es 
waren vielmehr Gründe rein privater Natur; der Papst 
wollte erst des Kaisers Absicht bezüglich der Ehe Ottavio 
Farnese's und anderer Familieninteressen hören, ehe er sich 
entschied; deshalb blieb die ganze Aufgabe, die katholische 
Sache in Hagenau zu vertreten, der Thätigkeit Morone's über- 
lassen; er sollte nur die Stellung und Autorität des aposto- 
lischen Stuhles wahren und den Bestrebungen , durch ein 
nationales Religionsgespräch dieselbe zu beseitigen, entgegen- 
treten. 

Die Hoffnungen und die Besorgnisse auf der einen und 
auf der anderen Seite, daß ein solches Gespräch zu Stande 
kommen werde, erfüllten sich nicht. Denn ehe man an das- 
selbe herangehen konnte, mußten noch wichtige Vorfragen 
erledigt werden, an denen es zunächst scheitern sollte. 

Ende Juni, am 25., hatte Ferdinand die Verhandlungen 
mit den Protestanten begonnen. In seiner ersten Proposition 
bat er sie, bei den kommenden Beratungen sich versöhnlich 



1) Famese an Morone, 24. Juli; Lämmer, S. 292 ff. 

2) Cervino an Contarini, 24. Juni; Quirini m, S. 220 f. 
Hora, come scrivo a Monsig. nostro Reverendiss. Famese, io 
giudico necessario, che la S. V. Reverendiss. si conduca con 
buona sanitä, quanto piü presto poträ, alla sua Chiesa di Civi- 
dal, nel quäl loco, essendo non molto lontano da quelle, dove 
si faran le Diete, poträ facilmente sapere, se et quando sarä. 
tempo, che con dignitäi, et honor de la Sede Apostolica, et 
suo lei debba, et possa aviarsi, come da Sua Santitä. gli deve 
essere stato ben ordinato ... et queste MM. mostrano molto 
desiderio, che il Legate vada presto a Conventi. Vergl. auch 
Morone an Contarini 26. Juni; Quir. III, S. 266 f.: La 
S. V. Reverendiss. venghi di buon animo etc. 
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zu zeigen und ihre Instruktionen vorzulegen *). Letzteres ge- 
schah am 26. Juni, worauf er ihnen die Ernennung des ver- 
mittelnden A.usschusses anzeigte *). 

Aber gleich im Anfang begann man auf katholischer 
Seite das Intriguenspiel Die Frankfurter Beschlüsse sollten, 
weil sie nicht ratifiziert worden waren, auch nicht die Grund- 
lage der jetzigen Vergleichsverhandlungen bilden ; man wollte 
vielmehr auf den Reichstag zu Augsburg 1530 zurückgreifen 
und das dort unterbrochene Colloquium wieder aufnehmen. 
Die Artikel der Augsburgischen Eonfession, über welche man 
dort disputiert und in denen man sich geduigt habe, sollten 
nicht noch einmal vorgenommen werden. Das Gespräch, 
welches jetzt in Hagenau beginnen würde, sollte nach ihrer 
Meinung nur eine Fortsetzung des Augsburger Vermittlungs- 
versuches vom August 1530 sein. Einen dahin zielenden 
Vorschlag brachte am 6. Juli der triersche Kanzler ein, der- 
selbe, welcher bisher den evangelischen Ständen scheinbar 
recht freundlich gegenübergestanden hatte ^). • 

Die protestantischen Gesandten antworteten hierauf am 
nächsten Tage, daß sie sich keiner Vergleichung auf dem 
Reichstage zu Augsburg zu erinnern wüßten ; man habe dort 
wohl über etliche streitige Artikel disputiert, aber in keinem 
derselben sei man eins geworden. Bei dem Colloquium von 
1530 hatte es allerdings anfangs geschienen, als würde der 
Vergleichsversuch von einigem Erfolg begleitet sein; aber 
die Verhandlungen waren doch zuletzt resultatlos abgebrochen 
worden. 



1) Kopie in Weimar, Ges. - Archiv, Reg. H. Pag. 304 bis 
306. No. 125 A.; vergl. Seckendorfin, S. 283. 

2) Abschriftlich ebenfalls in Weimar. 

3) Seckendorf, ebenda; vergl. auch 0. R. HI, S. 1054. 
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Der trierische Kanzler schickte den Protestanten darauf 
ein von Eck zusammengestelltes Verzeichnis der Artikel, über 
welche man sich zu Augsburg verglichen habe^); im Auf- 
trage Ferdinands verfaßte auch Cochläus eine solche Schrift*). 
Die Lutheraner gingen jedoch nicht darauf ein. Wo wäre 
man da auch hingekommen? Man hätte sich dann doch 
zuvor erst wieder verständigen müssen, welche Artikel man als 
verglichen ansehen wolle, und welche nicht. Hätte man dies 
zugeben wollen, dann wäre gar nicht abzusehen gewesen, 
wann das Gespräch wirklich beginnen sollte. Deshalb be- 
standen die Evangelischen auf einer freien, christlichen Dis- 
putation, in welcher man von neuem die streitigen Glaubens- 
sätze vornehmen sollte. Höchstens in einen Aufschub des 
CoUoquiums wollten sie ^villigen. So waren z. B. die hessi- 
schen Räte angewiesen worden, Vorschläge in dieser Hin- 
sicht anzunehmen^); in gleicherweise hatte auch der säch- 
sische Kurfürst an seine Gesandten geschrieben. Letzterem 
war der Tag von Hagenau überhaupt verdächtig ; er glaubte, 
daß dieser nur mit besonderer Hinterlist angesetzt worden 
sei, und schrieb seinen Räten, daß er es gern sehe, wenn 
die Handlung noch etwas aufgeschoben werde, auch schon 
aus dem Grunde, damit die. evangelischen Gelehrten zu even- 
tuellen Disputationen noch recht zahlreich eintreffen könnten*). 
Der Gedanke einer Verschiebung der ganzen Verhandlung 
gewann immer mehr Boden, und so entschloß sich denn 
Ferdinand am 16. Juli, selbst den Ständen einen Vorschlag 



1) C. R. m, S. 1055 ff. 

2) Walch XVn, S. 474 ff.; Raynald ad ann. 1540 n. 49 ; 
Seckendorf, HI, S. 284 ff. 

3) Philipp an seine Räte, 15. Juli; Neudecker, Ur- 
kunden, S. 543 f. 

4) Joh. Friedrich an seine Gesandten, 21. Juni; Weimar, 
-Archiv, Eeg. H. Pag. 304—306. Nr. 125 A. 
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in dieser Richtung zu machen^). Die Verhandlungen sollten 
zunächst abgebrochen und in nicht allzu ferner Zeit an einem 
anderen Orte wieder aufgenommen werden ; denn jetzt könne 
man aus vielen Gründen zu keiner Konkordie kommen, be- 
sonders da weder der Kurfürst Johann Friedrich noch der 
Landgraf Philipp persönlich in Hagenau erschienen seien. 
Den Ausschuß der Unterhändler wollte man bestehen lassen ; 
dem Kaiser und dem Papste sollte es überlassen bleiben, 
ihre Vertreter zu dem neuen Religionsgespräch zu senden 
oder nicht. Der Kaiser sollte zugleich um einen allgemeinen 
Beichstag ersucht werden und ihm hier Bericht über das 
Colloquium erstattet werden. Dann könne eine endgiltige 
Vergleichung stattfinden. Die Kirchengüter sollten aber jetzt 
trotzdem restituiert werden. 

Dieser Antrag Ferdinands erregte den heftigsten Un- 
willen der Evangelischen, welche sich in ihrer Antwort*) 
gegen den Vorwurf verwahrten, als hätte die Abwesenheit 
ihrer Herrn die Handlung gehindert. Sie baten wiederholt um 
das Gespräch nach dem Frankfmi;er Anstand; auf das Augs- 
burger Colloquium weigerten sie sich entschieden zurückzugehen; 
denn abgesehen davon, daß die dortige Disputation hätte er- 
folglos abgebrochen werden müssen, so seien von derselben 
nicht einmal offizielle Akten und Protokolle, sondern nur 
private Aufzeichnungen vorhanden; auf Grund dieser aber 
wollten sie sich nicht in neue Beratungen über die „großwich- 
tigsten Sachen der Religion" einlassen. Für das neue Ge- 
spräch verlangten sie, daß auch von ihrer Partei eine gleiche 
Anzahl zu Unterhändlern ernannt werde ; und damit möglichst 
ein Erfolg erzielt werde , möchte der Kaiser persönlich den 



1) Vergl. Raynald ad ann. 1540, n. 47; Secken- 
dorf m, S. 283. 

2) Am 21. Juli; Kopie: Weimar, Ges.- Archiv a. a. 0. 
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Beratungen beiwohnen. Die Zulassung eines päpstlichen Le- 
gaten stellten sie in den Willen des Kaisers, wollten aber 
damit keineswegs einen Primat des Papstes anerkannt haben. 
Die Restitution der Kirchengüter wollten sie erst nach der 
Yergleichung in der Religion zum Gegenstand der Beratungen 
gemacht wissen. 

Diese völlig ablehnende Antwort der Protestanten nahm 
Ferdinand sehr ungnädig auf. Er suchte sie zwar noch ein- 
mal wenigstens für Sequestration der Kirchengüter zu ge- 
winnen, indem er erklärte, er habe für diesen Fall vom 
Kaiser Vollmacht, die Kammergerichtsprozesse gegen sie zu 
suspendieren *); aber vergebens, die Protestanten weigerten 
sich auch, auf diesen Vorschlag einzugehen. Ein Erfolg war 
nun nicht mehr zu hoffen, und sollten deshalb die Hagenauer 
Verhandlungen bald ihren Abschluß finden, ohne daß man 
sich auch nur über die Vorfragen für ein Religionsgespräch 
geeinigt hätte. Daß überhaupt in Hagenau noch eine Dis- 
putation stattfinden werde, hatte man schon Ende Juni nicht 
mehr geglaubt ; den evangelischen Gesandten war da bereits 
vertraulich mitgeteilt worden, daß in Hagenau gar kein Ge- 
spräch vorgenommen werden sollte, imd deshalb erwarteten 
diese schon beim Beginn der gemeinsamen Verhandlungen, 
die Sachen möchten höchstens auf einen Friedstand gehandelt 
und gerichtet werden^). 

So kam es auch, daß die meisten protestantischen Theo- 
logen bereits vor Schluß des Tages wieder in ihre Heimat 
abgereist waren *). Auch ein Teil der katholischen Fürsten, 



1) Sleidan, Comment. de statu religionis etc. Liber 
Xm, S. 192. 

2) Bericht der kursächs. Gesandten vom 30. Juni ; Weimar, 
Ges.-Archiv, Reg. H. Pag. 304— 3Ö6. No. 125 B. 

3) Dieselben waren erst am 8. Juli in Hagenau einge- 
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darunter Herzog Heinrich von Braunschweig, hatte Hagenau 
wieder verlassen; zweier Fürsten war die katholische Partei 
jetzt außerdem noch beraubt : am 23. Juli war der Erzbischof 
von Trier aus dem Leben geschieden, und der Herzog Erich 
von Braunschweig lag schwerkrank danieder. Zu alledem 
wirkte noch lähmend auf die Verhandlungen, daß im ganzen 
Lande die Pest wütete; selbst Hagenau wurde von derselben 
heimgesucht. Ungewöhnliche Trockenheit und Hitze begün- 
stigte die Ausbreitung der Epidemie ; über die Hitze klagen 
die Gesandten besonders in ihren Berichten, während der 
ganzen YersanunluDgszeit sei es sehr heiß gewesen, auch 
habe es gar nicht geregnet, so daß das Laub und Gras, auch 
schier der Wein verdorret sei *). 

Die anhaltende Dürre und Trockenheit begünstigte auch 
die Brände; auffallend ist es, daß gerade protestantische 
Gebiete und Ortschaften in dieser Zeit davon betroffen wur- 
den. Daß Brandstiftung vorlag, war erwiesen; bei dem 
großen Brande, durch welchen die Stadt Einbeck vollständig 
eingeäschert wurde , waren viele auf frischer That ergriffen 
worden. Diese „Mordbrenner", wie sie in den Berichten 
genannt werden, hatten bei den Verhören meist ausgesagt, 
sie seien vom Herzog Heinrich von Braunschweig zu solcher 
That gegen die Evangelischen gedungen gewesen; es mag 
dahingestellt bleiben, inwieweit alle diese Aussagen auf 
Wahrheit beruhten, — schon der bloße Verdacht gegen 
Heinrich und seine Genossen mußte genügen, die Protestanten 
heftig gegen die Katholiken zu erbittern, welche sich nicht 



troffen (Bericht der Ges. vom 11. Juli; Weimar, Ges.-Arch. 
a. a. 0.). Am 25. hatten sie die Stadt schon wieder verlassen 
(Ber. der Ges. vom 25. d. M. ; Weimar , Ges.-Arch. Reg. H. 
Pag. 304—306. No. 125 A). 

1) Kursächsischer Gesandtschaftsbericht vom 28. Juli; 
in Weimar, a. a. 0. 
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schämten, die schwersten Verbrechen unter dem Deckmantel 
der Religion zu begehen ^). 

Alles dies konnte nicht fördernd auf den Gang der Ver- 
handlungen einwirken; matt hatten dieselben angefangen, 
unter gegenseitigem Mißtrauen war man in sie eingetreten; 
der Schriftenwechsel hatte den bestehenden Gegensatz nicht 
aufgehoben, im Gegenteil eher verschärft. 

Die Protestanten hatten ihre alten Forderungen von 
neuem vorgebracht und aufrecht erhalten: Ausschließung 
des Papstes von allen Religionsberatungen, Gespräch nach 
dem Frankfurter Anstand, Rekusation des Kammergerichts. 
Dem gegenüber hatten sich auf katholischer Seite zwei ver- 
schiedeoe Richtungen gezeigt, eine gemäßigtere und eine 
extremere; die erstere war mehr vertreten im Kurfürsten- 
rate, welcher der neuen Lehre einige Konzessiooen zu machen 
sich bereit finden wollte, — die letztere bei den Fürsten, 
vor allem bei Heinrich von Braunschweig, nach welcher man 
mit unerbittlicher Strenge, nötigenfalls auch auf dem Wege 
der Gewalt, gegen die Lutheraner vorgehen sollte. Diese 
päpstlich gesinnte Partei unter den Katholiken arbeitete auch 
jeder Religionshandlung entgegen, die unabhängig von Rom 
geschehen sollte; der Nuntius Morone unterstützte natürlich 
eifrigst diese Bestrebungen. Er erreichte sein Ziel, ein Ge- 
spräch unter allen Umständen verhindern zu wollen, wenigstens 



1) Luther schreibt über den Brand; 26. Juli 1540: „Es 
ist der Teufel heraussen selber mit neuen bösen Teufeln be- 
sessen, brennet und thut Schaden, das schrecklich ist. Meinem 
gnädigsten Herrn ist im Thüringer Wald mehr denn tausend 
Acker Holz abgebrannt und brennet noch. Dazu sind heute 
Zeitung, dass der Wald bey Werda auch angegangen sey, und 
viel Orten mehr; hilft kein Löschen. Das will theuer Holz 
machen", de Wette V, S. 299 f. 
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insoweit, als es doch verschoben und Zeit für neue Intriguen 
geschaflfen wurde. 

Der Tag von Hagenau wurde am 28. Juli 1540 ge- 
schlossen und alle weiteren Beratungen auf den Oktober des- 
selben Jahres verschoben. 

Der Hagenauer Rezeß ^), welcher noch der Bestätigung 
durch den Kaiser bedurfte, bestimmte genau Ort, Zeit und 
Modus des neuen Beligionsgespräches. Dasselbe sollte am 
28. Oktober in Worms beginnen, wo man nochmals eine 
Einigung der beiden Konfessionen versuchen wollte. Eine 
vorläufige Entscheidung über die Religionssache sollte durch 
eine Abstimmung herbeigeführt werden, weshalb jeder Partei 
11 Stimmen zugewiesen wurden; die Ansicht der Majorität 
sollte die zunächst giltige sein. Die stimmberechtigten ka- 
tholischen Mitglieder des Zweiundzwanziger- Ausschusses, in 
welchen sowohl geistliche wie weltliche gewählt werden 
konnten, wurden im Abschiede namentlich aufgeführt; die 
Protestanten wurden angewiesen, eine gleiche Anzahl ge- 
lehrter, friedlicher Männer zu ernennen. Die bisherigen 
Unterhändler wollte man auch in Worms ihre Thätigkeit 
weiterführen lassen, nur sollten sie möglichst in eigener Person 
präsidieren; dem Kaiser blieb die Ernennung dessen vorbe- 
halten, welcher an die Stelle des verstorbenen Kurfürsten 
von Trier treten sollte. Zur Abfassung der Protokolle be- 
schloß man noch, die Notarien und Substituten in gleicher 
Zahl aus den Katholiken und Protestanten zu erwählen. 
Dem Papste den neuen Versammlungstag mitzuteilen und 
dessen Vertreter zuzulassen, überließ man dem Kaiser; an 
diesen erging zugleich die Bitte um einen allgemeinen Reichs- 



1) aedmckt bei Ranke VI, S. 157—165, 
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tag, auf welchem der Beligionsstreit endgiltig beigelegt werden 
sollte. 

Man war rasch mit den Verhandlungen zu Ende geeilt, 
die Pest in Hagenau hatte den Schluß derselben beschleunigt. 
Viele waren bereits abgereist uod wohnten den letzten Ver- 
sammlungen nicht mehr bei. In Hagenau, das vor kurzem 
noch eine immerhin zahlreiche Vertretung der Reichsstände 
in seinen Mauern gesehen hatte, wurde es jetzt nun bald 
still. Die Wenigen, die noch ausgehalten hatten, verließen 
in den nächsten Tagen die Stadt, enttäuscht durch die Er- 
fahrungen der letzten Monate. 

Morone nahm noch von der Versammlung die Über- 
zeugung hinweg, daß die Lutheraner für Kaiser und König 
die Parole ausgäben, daß sie völlig verkehrten Sinns seien 
und gar keine Konkordie wollten. Wenn man den Zwiespalt 
in der Religion beseitigen wolle, müsse man andere Wege 
gehen: keinen Konvent, keinen Reichstag^)! Auch der Papst 
war mit dem Rezesse nicht einverstanden, denn das neue 
Gespräch gefiel ihm ebensowenig wie der Tag von Hagenau, 
und dann war die Auswahl der katholischen Theologen ganz 
in das Belieben der Fürsten gestellt, von denen manche ofifen 
zur evangelischen Lehre hinneigten. 

Vielfach, auch in offiziellen Aktenstücken, war die Schuld 
des Mißerfolgs den Protestanten zugeschrieben worden. Weil 
ihre Fürsten, so hieß es, nicht persönlich auf dem Tage er- 
schienen seien , habe man zu keiner rechten Religionshand- 
lung kommen können. Wie man sich aber schon zu Hagenau 
und dann auch später auf katholischer Seite eingestand, sah 
man darin keineswegs die Erfolglosigkeit des Konventes; es 
schien ihnen vielmehr der Grund dafür die Abwesenheit des 



1) Morone an Farnese. 23. Juli; Laemmer, S. 290 ff. 
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Kaisers und der meisten katholischen Fürsten zu sein, nicht 
minder die nachlässige Behandlung der Beligionssache seitens 
der Bischöfe. Eck beklagt sich hierüber bitter in einem 
Briefe an Contarini vom 26. August^); denselben unglück- 
lichen Ausgang, wie jetzt, erwartete er auch für Worms; er 
meinte, es sei nun genug disputiert worden, es werde mit 
dem Aufschub nur Zeit für Herausgabe neuer Ketzerbücher^ 
geschaffen. „Versammlungen dieser Art nützen nichts, die 
Ketzer gehen höchstens noch verstockter hinweg, nur ein 
Konzil kann helfen zur Ausrottung der Häresie". Ihm sind 
die Tage von Hagenau in übler Erinnerung; der Erzbischof von 
Trier und der Herzog Erich von Braunschweig waren während 
dieser Zeit aus dem Leben geschieden; „die Guten sind tot, 
die Tyrannen aber und Ketzer triumphieren". 

Einen durchaus ungünstigen Eindruck hatten die Hage- 
nauer Verhandlungen auch auf die Protestanten gemacht; 
hatten diese doch einen Vorgeschmack dessen erhalten, was 
sie in Zukunft von ihren Gegnern zu erwarten hatten. Luther 
sagt über den Erfolg des Tages in seiner derben Weise: 
„Es ist mit dem Eeichstage zu Hagenow ein Dreck, ist Muhe 
und Arbeit verloren und ünkost vergeblich"*). Durch die 
absichtliche Verschleppung und Verzögerung eines CoUoquiums 
waren auch die geringen Hoffnungen, die man auf diese Zu- 
sammenkunft gesetzt hatte, nicht erfüllt worden. Unbe- 
friedigt schied man vom Versammlungstag, ohne Hoffnung 
auf einen Vergleich durch das neue Gespräch. 

In Hagenau war dem Wunsche des Kaisers gemäß auch 
ein Vertreter Königs Franz I. anwesend gewesen. Dessen 
offizielle Thätigkeit war von höchst untergeordneter Bedeu- 



1) Raynald ad ann. 1540 n. 51. 

2) de Wette V, S. 299, 
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tuDg gewesen, weit wichtiger war seine geheime Aufgabe, mit 
deutschen Protestanten im Interesse der französischen Krone 
anzuknüpfen gegen Karl V. Die politische Situation hatte 
sich nämlich seit Januar desselben Jahres völlig verändert; 
damals war der Kaiser weniger wegen des Genter Aufstandes, 
als um seine Freundschaft mit Franz I. prahlend vor aller 
Welt zu zeigen, durch Frankreich gereist*). Aber bald 
zeigte sich, daß das Verhältnis zwischen diesen beiden Rivalen 
doch kein so freundschaftliches war, als daß es auf die Dauer 
hätte bestehen können; die Streitigkeiten über Mailand, 
Piemont und Savoyen brachen sehr bald von neuem aus, und 
deshalb suchte der französische König die Lutheraner wieder, 
um seine Pläne gegen den Kaiser zu unterstützen. Die 
Botschaft nach Hagenau kam ihm da gut gelegen. 

Gleich nachdem die evangelischen Gesandten hier ein- 
getroffen waren*), machte sich sein Gesandter Lazare Baif 
an diese heran *) und meldete , daß er gekommen sei , den 
Religionszwiespalt in der deutschen Nation vergleichen zu 
helfen, auch die Freiheit derselben zu erhalten. Das Letz- 
tere bedeutete nun freilich nichts anderes, als die deutschen 
Stände in Opposition zum Kaiser zu erhalten. Denn die 
französische Krone suchte eifrigst den Gegensatz zwischen 
Kaiser und Protestanten im Interesse ihrer Politik zu ver- 
werten. Mit dem Herzog von Jülich schwebten Verhand- 
lungen wegen Abschlusses eines Bündnisvertrags; so wollte man 
sich jetzt auch die Anderen verpflichten. Dabei war es nicht 
bloß auf die protestantischen, sondern auch auf die katho- 



1) Maurenbrecher, Karl V. etc., S. 46. Vergleiche 
auch daselbst die Anmerkung 16. 

2) Am 19. Juni; vergl. Neudecker, Urk. S. 495. 

3) Am 23. bereits hatte er mit ihnen eine Unterredung ; 
ebenda, S. 501. 



Digitized by 



Google 



49 

lischen Fürsten abgesehen ; denn an den Kurfürsten von 
Sachsen ging der Vorschlag, den Pfalzgrafen und den Erz- 
bischof von Köln auf seine Seite zu ziehen und mit diesen 
zusammen ein Bündnis mit Frankreich zu schließen *). An 
die landgräflichen Räte hatte Baif noch einen besonderen 
Auftrag und bat er diese deshalb, wenn ihr Herr nicht per- 
sönlich nach Hagenau komme, solle er doch einen Vertrauten 
senden, dem er seine geheime Mission mitteilen könne*). 
Philipp antwortete hierauf am 15. Juli»), daß ihm diese 
Werbung recht wohl gefalle, und daß er dem Wunsche, in 
freundliche Handlung zu kommen, Folge leisten werde. 
Auch der Kurfürst von Sachsen war nicht unbedingt gegen 
ein Verständnis mit Frankreich, nur wollte er erst ge- 



1) So erfuhr wenigstens Scepper von dem hessischen 
Agenten Siebert im Oktober desselben Jahres (vgl. Bncholtz 
IX, S. 256 ff.). Nun lassen sich freilich einige Bedenken nicht 
unterdrücken, dass Siebert, um seines Herrn kaiserfreundliche 
Politik besonders hervorzuheben, gegenüber dem kaiserlichen 
Eat sich Übertreibungen schuldig gemacht haben mag. We- 
nigstens ist dies von der. Mitteilung Siebert's der Fall, welche 
besagt, dass der Landgraf von vornherein den französischen 
Werbungen entgegen gewesen sei. Im Gregenteil, Philipp war 
anfangs mit den französischen Anträgen ganz zufrieden, nur 
bestimmte ihn das Verhalten seiner Glaubensgenossen in Sachen 
seiner Doppelehe später dazu, diesen Werbungen kühler ent- 
gegenzutreten. — Es lässt sich somit nicht mit Sicherheit fest- 
stellen, dass Siebert die Wahrheit berichtet hat; jedenfalls 
lassen sich direkte Bedenken gegen seine Angabe nicht er- 
heben, dass der französische König zu den sächsischen Gre- 
sandten gesagt habe: „qu'ils feroient bien de attirer k leur 
partie, l'Archevesque de Couloigne et le Comte Palatin Elec- 
teur par quelque maniere que ce soit". (Bucholtz IX, 
S. 261.) 

2) Die Räte des Landgrafen an ihren Herrn, 23. Juni; 
Neudecker, Urk. S. 500 ff. 

3) Philipp an seine Räte; ebenda, S. 543 ff. 

Moses, Religionsverh. z. Hagenau u. Worms. ^ 
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nauere Mitteilungen haben, wie es zwischen Karl und Franz 
stehe '). 

Baif hatte auf Veranlassung des Kardinals Du Bellay 
den Auftrag zu Verhandlungen mit den deutschen Prote- 
stanten erhalten; als er aber abgereist war, stiegen in dem 
Kardinal Bedenken auf; er besorgte, Baif werde als ein 
„Widersacher" der neuen Lehre die Werbung „nit treulich 
genug" ausrichten, und setzte er es deshalb beim Könige 
durch, daß sein Schützling Sleidan heimlich und ohne Wissen 
des Baif mit den gleichen Aufträgen nach Ha^enau gesandt 
wurde *). Für diesen standen die Aussichten viel günstiger, 
da er sofort die Straßburger auf seiner Seite hatte. Beson- 
ders war es Bucer, der ihn unterstützte, indem er beim 
Landgrafen auf eine Sendung nach Frankreich drang, für die 
französische Gesandtschaft zu danken, eventuell auch ein 
Schutz- und Trutzbündnis für beide Teile abzuschließen 3). 
Eine solche Botschaft an König Franz betrieb nun jetzt per- 
sönlich Sleidan in Hagenau und sagte er dabei die Unter- 
stützung des Kardinals Du Bellay zu. Baif war in dieser 
Beziehung reservierter gewesen. Auf die Anfrage, ob eine 
etwaige Gesandtschaft an den König zum Abschluß eines 
Bündnisses führen könne, hatte er erwidert, er habe keinen 
Auftrag, zweifle aber nicht, daß eine solche Botschaft dem 
Könige ganz genehm und den Protestanten „nicht unfrucht- 
bar" sein werde*). 

Beide Missionen, die des Baif und die Sleidan's, scheinen 



1) Joh. Friedr. an Philipp, am Tage Johannis Baptiste 
(24. Juni); Neudecker, Urk. S. 546 ff. 

2) Bucer an die kursächs. Eäte in Worms, 17. Nov.; 
vergl. Baumgarten, Sleidan's Briefwechsel (1881) S. 8. 

3) Bucer an den Landgrafen, 20. Juli; Lenz I, S. 196 f.; 
und später noch öfter. 

4) Baumgarten, a. a. 0. 
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keinen Erfolg gehabt zu haben, wenn sich auch die deutschen 
Protestanten nicht gerade ablehnend verhielten. Wie weit 
deren Zugeständnisse gingen, ist nicht recht ersichtlich. 
Möglich, daß Sleidan bei seiner Rückkehr nach Paris über- 
trieb, jedeüfalls machte er Hofl&iung auf eine Gesandtschaft, 
die bald folgen werde. Im Oktober war aber die protestan- 
tische Botschaft, welche Sleidan verheißen hatte, noch nicht 
eingetroffen, und wurde die Lage Du Bellay's eine sehr pre- 
käre durch die Anfeindungen des Kanzlers Poyet und wohl 
auch durch die Ungeduld des Königs. Er ließ deshalb die 
Protestanten wiederholt durch Sleidan zu der Gesandtschaft 
auffordern *), ja er schrieb auch selbst an Johann Sturm *), 
„ob weg zu finden were, daß die Schickung mochte gefurdert 
werden." Doch alle diese Mahnungen fanden in Deutschland 
kein Gehör, auch die wiederholten Versuche Bucer's, wenig- 
stens den Landgrafen zu einer Sendung nach Frankreich zu 
bewegen, hatten keinen Erfolg; gerade Philipp von Hessen 
war solchen Unternehmungen jetzt völlig abgeneigt, da dessen 
Interesse ganz auf seine Verhandlungen mit der kaiserlichen 
Partei gerichtet war. 

Der Grund dieser Unterhandlungen des Landgrafen ist 
in seiner Doppelehe zu suchen, über welche hier noch Einiges 
nachgetragen werden solF). 

1) Vergl. die Briefe Du Bellay^s an Sleidan, 2. Oktober; 
Sleidan an [Bucer], 4. Oktober, 16. Okt.; Sleidan an Johann 
Sturm, 16. Okt. 

2) Geht ans dem oben erwähnten Berichte Bucer's hervor. 
(Sleidan hatte über den Kardinal geschrieben, dieser habe 
grosse Sorge, „der konig wurd in etwas verdacht gegen uns 
fallen, als ob wir vielleicht durch die befragung zu Hagenau 
betten des konigs gemüt wollen zu nnserm vorteil erlernen 
und gedechten mit ime kein freuntschaffc zu machen, so uns 
unser vorteil bei andern gedeien möcht"; Baumgarten, S. 9). 

3) Vergl. hierüber Lenz I, Beilage H, S. 327 ff.; Ranke 
IV, S. 185 ff.; Schmidt, S. 367 ff. 

4* 
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Gedanken über die Rechtmäßigkeit der Bigamie waren 
bei Philipp schon frühe aufgetaucht. Bei den Theologen 
hatte er auf Anfragen ausweichende Antworten bekommen ; 
ein direktes Verbot gegen die Polygamie gab die Bibel nicht, 
dafür ließen sich um so mehr Beispiele anführen, in denen 
sie geduldet war. Andrerseits war in der Bibel als Strafe 
des Ehebruchs Ausschluß aus dem Reiche Gottes bestimmt. 
Um nun sein Gewissen zu beruhigen, entschloß sich Philipp, 
seinen Ausschweifungen ein Ziel zu setzen durch eine Neben- 
ehe mit Margarete von der Säle, einem Hoffräulein bei seiner 
Schwester Elisabeth, der Herzogin von Rochlitz. Da die 
heilige Schrift die Doppelehe nicht unbedingt verwarf, so 
meinte er, als er Ende des Jahres 1539 an die Ausführung 
seines lange gehegten Planes ging, völlig schuldlos einen 
solchen Schritt thun zu können. Da waren aber freilich 
noch viele Hindemisse zu beseitigen. Vor allem hatte die 
Mutter der Margarete diese zweite Ehe zuerst unbedingt vor 
der Öffentlichkeit gerechtfertigt sehen wollen; nachher hatte 
sie sich zwar zur Geheimhaltung verstanden, aber nur unter 
der Bedingung, daß die hervorragendsten politischen und 
theologischen Führer der Protestanten bei der Trauung an- 
wesend oder doch vertreten sein sollten. Bei den Theologen 
war hauptsächlich das Augenmerk auf Luther, Melanchthon 
und Bucer gerichtet. 

In das Geheimnis war von Anfang an Dr. Gereon Sailer 
aus Augsburg hineingezogen worden, derselbe, welcher in der 
gleichen Zeit, im Winter 1539 auf 1540, im Auftrage Phi- 
lipps die Verhandlungen mit Baiern und den oberländischen 
Städten führte. Dessen Aufgabe war es zunächst, Bucer's 
Zustimmung für die Doppelehe des Landgrafen zu erhalten. 
Er erreichte hier sein Ziel ; Bucer ging auf den Plan ein, so 
sehr ihm auch derselbe widerstehen mochte ; die Gefahr, ge- 
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rade jetzt einen der mächtigsten evangelischen Fürsten durch 
eine Weigerung auf die kaiserliche Seite zu drängen, überwog 
bei ihm alle theologischen Bedenken. Und durch ihn wurden 
der Kurfürst von Sachsen und die Wittenberger gewonnen. 
Die letzteren fügten noch hinzu, daß der Landgraf die Dis- 
pensation geheim halten möge, denn es sollte daraus kein 
allgemeines Gesetz gemacht werden; er möge das Ärgernis 
bedenken, das er geben würde, und den Vorwand, den die 
Gegner darin fänden, die Protestanten mit den Wiedertäufern 
zu vergleichen und zu behaupten, sie wollten eine Freiheit 
einführen wie in der Türkei^). Die Wittenberger Dispen- 
sation hatte die größte Schwierigkeit beseitigt ; nachdem auch 
noch die weiteren Verhandlungen von Erfolg begleitet ge- 
wesen waren, und seine eigene Gemahlin Christina ihre Ein- 
willigung gegeben hatte *), konnte der Landgraf am 4. März 
1540 zur Vollziehung seiner zweiten Ehe in Rothenburg 
schreiten. Bei der Trauung waren Bucer und Melanchthon zu- 
gegen, während der sächsische Kurfürst durch Eberhard von 
der Thann vertreten war. 

Dies war der erste Schritt Philipps von Hessen, welcher 
in der Folgezeit die Interessen seiner Religionsverwandten 
so empfindlich schädigte, welcher ihn auch bewog, zur Zeit 
des Wormser Konventes direkt mit dem kaiserlichen Ge- 
sandten Granvelle in Verbindung zu treten, um über den 
Abschluß eines Bündnisses mit dem Kaiser zu unterhandeln. 

Die Wittenberger hatten auf strenge Geheimhaltung der 
Sache gedrungen, und sie selbst waren im höchsten Grade 
darauf bedacht. Luther verbrannte den Brief Philipps , wo- 
rin dieser ihm seine Trauung mit Margarete von der Säle 



1) C. R. m, S. 859. 

2) 0. R. m, S. 864 f. 
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anzeigte, damit er Dicht zufällig jemandem in die Hände ge- 
lange 1). Die erste Gefahr, daß die ganze Sache der ÖflFent- 
lichkeit preisgegeben werde, erwuchs dem Landgrafen durch 
seine eigene Schwester, die Herzogin von Rochlitz. Gegen 
diese hatte Philipp vorher seine Pläne verschweigen müssen, 
da sie sonst Margarete zurückgehalten hätte; er hatte wohl 
mit seiner Schwester über die Absicht seiner Doppelehe 
sprechen wollen, diese hatte aber nach seiner Ansicht „einen 
zu hitzigen Kopf, und hatte er es deshalb unterlassen, ihr 
von seinem Vorhaben Mitteilung zu machen. Jetzt, nachdem 
die Trauung vollzogen war, konnte ihr das Geheimnis nicht 
verschwiegen werden, und suchte Philipp nun nachträglich 
ihre Zustimmung zu erlangen. Aber mit Entrüstung wies 
sie dies zurück, sie brauste auf und drohte, die Sache an 
den Kaiser zu bringen. Philipp suchte zu beschwichtigen, 
auch Bucer schrieb an dieselbe und bat dringend, das Ge- 
heimnis nicht zu verraten. Diese Mahnungen blieben zwar 
nicht ohne Erfolg, denn die Herzogin beruhigte sich wieder, 
aber die Hauptsache blieb geschehen: das Gerücht von des 
Landgrafen Doppelehe war in weitere Kreise gedrungen. 
Dasselbe erhielt neue Nahrung durch das Vorgehen des 
Dresdner Hofes gegen die Frau von der Säle, und wenn 
auch Herzog Heinrich später ebenfalls noch beschwichtigt 
werden konnte, so wurde doch die Sache überall ruchbar. 
Während des Tags von Hagenau war das Gerücht allgemein 
bekannt, auch der Gegenpartei war es nicht verborgen ge- 
blieben. Und wie sollte es auch, wenn der Beichtvater 
Philipps selbst, Dionysius Melander, von der Kanzel herab 
die Bigamie verteidigte^)? 

1) Luther an den Kurfürsten, 12. April; de Wette VI, 
S. 258. 

2) Bucer an Philipp, 19. April; Lenz I, S. 165 f. 
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Abgesehen von dem großen Ärgernis, welches diese Ver- 
irrung des Landgrafen von Hessen bei allen seinen Glaubens- 
genossen hervorrief, war dieselbe noch von hoher Bedeutung 
dadurch, daß das Verhältnis zwischen deuQ Landgrafen und 
dem Kurfürsten ein immer gespannteres wurde. Philipp 
hatte sich schon früher beklagt, daß seine Vorschläge bei 
diesem kein Gehör fänden, daß seine Ansichten zu wenig 
berücksichtigt würden; jetzt wurde diese Mißstimmung noch 
dadurch erhöht, daß Johann Friedrich jede weitere Unter- 
stützung in Sachen der Doppelehe ablehnte. Bereits als 
zwischen Philipp und seiner Schwester wegen Margarete 
ernstliche Differenzen schwebten, hatte er eine Vermittlung 
ausgeschlagen, und jetzt kamen nun die Besorgnisse, welche 
der Landgraf für die Zukunft hegte. Das Gesetz bestimmte 
für sein Vergehen die härtesten Strafen; welche Gefahren 
drohten ihm nicht, wenn der Kaiser von seiner richterlichen 
Gewalt Gebrauch machte und ihn zur Verantwortung zog? 
Er suchte sich deshalb zeitig den Schutz der Protestanten 
zu sichern, war aber im höchsten Grade entrüstet, als er 
hier ablehnende Antworten erhielt; ja er drohte sogar mit 
dem Abfall zum Kaiser, weil man ihm keine Unterstützung 
für den Fall der Not gewähren wollte. „Wolt man uns für 
kainen geßeJlen mit in der buntnus unserer religion oder für 
kainen oberhaubtmann derselbigen veraine habenn, so sag 
maus frei heraußer; alsdan müssen wir sunst uflF wege ge- 
dencken, das wir bleiben mögen, unnd wollen doch vom Evan- 
gelio nit abweichen ; .... es hat uns noch niemants, Got 
sei lob, inn einem sack; wir habenn noch manchen erlichen 
man in unserm dienst unnd bestellung, unnd auch noch frunde, 
die bei uns uflfsetzenn werden, ob es schon etliche nit sein" ^). 



1) Der Landgraf an Bucer, 15. Juli; Lenz I, S. 185 ff. 
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Philipp ging in seiner Aufregung noch weiter und gedachte 
neben der kaiserlichen auch noch die päpstliche Einwilligung 
für seine zweite Ehe zu erlangen ^). 

Es ist klar, die kurfürstliche Partei erreichte durch ihre 
Ablehnung und Zurückhaltung bei ihm nicht ihr Ziel; je 
mehr sie ihn zur Geheimhaltung des Handels zu bewegen 
suchten und einen Druck auf ihn ausüben wollten, desto 
nachdrücklicher forderte er von ihnen ofifene Erklärung, 
welche Unterstützung er im Falle der Not von ihnen zu er- 
warten habe. 

Eine Konferenz der hessischen Theologen und seines 
Kanzlers gab dem Landgrafen den Rat, auf Anfragen zwei- 
deutig und ausweichend zu antworten, aber von einer öffent- 
lichen Rechtfertigung der heimlichen Ehe mahnten auch sie, 
wie die Wittenberger, dringend ab. Philipp versprach, so 
lange als möglich bei den ausweichenden Antworten zu bleiben, 
obwohl er es gern gesehen hätte, daß aller Welt klargelegt 
würde, daß er nicht als „unchrist'^ und nur auf Grund eines 
theologischen Gutachtens gehandelt habe. 

Die Spannung zwischen dem Landgrafen und dem Kur- 
fürsten infolge der Doppelehe sollte durch eine Konferenz in 
Eisenach beseitigt werden; der Antrag hierzu ging von 
Philipp aus und wurde von Sachsen bereitwillig angenom- 
men^). Am 15. Juli traten die hessischen und sächsischen 
Räte daselbst zusammen ; aber auch hier scheiterte der Versuch, 
Zusiclierung protestantischer Hilfe zu erlangen, die W^itten- 
berger empfahlen dem Landgrafen, wie früher, Geheimhaltung 
der ganzen Sache und übergaben ihm auch mehrere Formeln, 
wie er ausweichend antworten könne; in foro conscientlae 



1) Lenz I, S. 368. 

2) Lenz I, S. 342, Amn. 1. 
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wollte man ihn dispensieren, diese Dispensation aber vor der 
Welt zu offenbaren, gab man nicht zu, so sehr auch Philipp 
dies gewünscht hatte ^). Dieser war nun ganz auf sich ange- 
wiesen; durch Anfragen wurde er schwankender und un- 
sicherer, und wenn er auch dem Eisenacher Ratschlage in 
der nächsten Zeit Folge leistete, so war dies keineswegs ein 
Zeichen dafür, daß er in seinem Gewissen beruhigt war. Es 
nahte das Religionsgespräch in Worms, auf dieses sollte ein 
Reichstag folgen, welchen der Kaiser in eigener Person be- 
suchen wollte; welche Befürchtungen mußte er da nicht für 
die Zukunft hegen? Seine Glaubensgenossen und Freunde 
zeigten völlige Zurückhaltung, um so größer war die Lockung 
von der kaiserlichen Partei; da entschloß er sich, im Sep- 
tember desselben Jahres den entscheidenden Schritt zu thun 
und direkt mit dem kaiserlichen Minister Granvelle geheime 
Verhandlungen anzuknüpfen, um Verzeihung des Kaisers für 
alle seine Vergehen gegen dessen Gesetze zu erlangen und 
mit demselben sich zu verbinden für alle weltlichen Dinge. 

in. Die Yerhandlnngen zu Worms ^). 

Wie bereits erwähnt, hatte der Hagenauer Konvent all- 
gemein nicht befriedigt; gegenseitig hatte man sich ange- 



1) Vergl. hierüber die Instruktion der hessischen Räte 
zur Eisenacher Konferenz, sowie die beiden Protokolle vom 
15. u. 17. Juli über die Beratungen daselbst; gedruckt bei 
Lenz I, S. 369 ff. 

2) Vergl. hierüber hauptsächlich: Seckendorf III, 
S. 294 ff.; Sleidan, Commentarien, Buch XIII ; Spalatin's 
Annalen, S. 441. ff. ; Planck m, 2, S. 60 ff. ; Marheineke, 
Geschichte der teutschen Eeformation (Berlin 1834) , IV, 
S. 54 ff.; Schmidt, Melanchthon , S. 372 ff.; Ranke 
iV, S. 141 ff.; Pallavicino, IV, Kap. 11, 12; Janssen 
m, S. 437 f.; Pastor, Reunionsbestrebungen , S. 198 ff.; 
Dittrich, Contarini, S. 530 ff. 
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klagt, den Mißerfolg der Yerhandluugen verschuldet zu haben ; 
verstimmt hatten sich beide Parteien getrennt. Das Religions- 
gespräch, welches in Hagenau hatte stattfinden sollen, war, 
seit es zu Frankfurt beschlossen worden, der Kurie ein Dorn 
im Auge gewesen; in Hagenau hatte sie einem solchen mit 
aller Kraft entgegenarbeiten lassen, für Worms war nichts 
Besseres zu erwarten als dieselbe Politik der Verschleppung, 
nur um nicht zur Sache zu kommen. Vielleicht auch trug 
man sich mit der Hoffnung, der Kaiser werde, enttäuscht 
durch die Verhandlungen, den Rezeß gar nicht ratifizieren 
und die Religionssache auf anderem Wege zur Entscheidung 
zu bringen suchen ; darin freilich erlebte man das Gegenteil. 

Schon am 15. August bestätigte der Kaiser den Hage- 
nauer Abschied i), Anfang September machte Ferdinand be- 
reits den Protestanten hiervon Mitteilung *). Nochmals sollte 
ein Versuch gemacht werden, den Glaubensstreit in Güte 
beizulegen. Der Kaiser wollte auch diesmal nicht anwesend 
sein, sondern eine „treffliche ansehnliche und hochvertraute" 
Person schicken; nur den Reichstag, welcher nach dem 
Wormser Kongreß zusammentreten würde und dem die in 
Worms gefaßten Beschlüsse zur Genehmigung vorgelegt werden 
sollten, wollte er persönlich besuchen. 

Auch dem Papste teilte er den Gesprächstag mit und 
ersuchte ihn, einen Bevollmächtigten zu demselben zu senden. 
Diesem war anfangs von seinen Kardinälen Ghinucci, Con- 
tarini und Aleander vorgeschlagen worden, Contarini nach 
Worms zu schicken, den mehrere Theologen begleiten sollten ; 



1) Seckendorf IH, S. 294; der Kaiser an Johann 
Friedrich und Philipp, Utrecht, 15. Aug. 1540: Kopie im 
Dresdner Archiv, Loc. 10321, belangend das Gespräch so zu 
Worms gehalten 1541. 

2) Neudecker, Urkunden, S. 582 f. 
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Gontarini war bereits zur Abreise fertig, als die Genannten 
den Auftrag erhielten, einen vorzuschlagen, der nicht Kar- 
dinal sei^). Denn es hatte der kaiserliche Gesandte in 
Rom, Marchese d'Aguilar, dem Papste in einer Konferenz 
vom 4. September mitgeteilt, daß der Kaiser einen Kardinal- 
legaten nur für den Reichstag wünsche, daß ihm dagegen 
für das CoUoquium ein einfacher erfahrener Prälat genüge *). 
So wurde am 6. September Tommaso Campeggi, Bischof 
von Feltre, gewählt, dem dieselben Theologen wie Gontarini 
beigegeben werden sollten, zumeist Ordensgeistliche : Gregorio 
Gortese, Pietro Martire, Tommaso Badia und Andere *). Der 
Papst schwankte eine Zeit lang, ob er dem Gutachten seiner 
Kardinäle beitreten, oder ob er vielmehr Giberti, den Bischof 
von Verona, als den geeignetsten Mann nach Worms schicken 
sollte. Er entschied sich aber schließlich doch für Gam- 
peggi und ernannte ihn in einem Gonsistorium vom 1. Ok- 
tober 1540 zu seinem Nuntius für die neuen Religionsver- 
handlungen in Deutschland*). Seinen Vertreter dahin zu 
senden, unterließ er schon deshalb nicht, um nicht den An- 
schein zu erwecken, als ob die Lutheraner mit ihrer An- 
sicht durchgedrungen seien, welche in Hagenau die Anwesen- 
heit eines päpstlichen Legaten bei dem neuen Konvente für 
unnötig bezeichnet hatten. 

Die Instruktion, welche Gampeggi erhielt *), ist in ihren 



1) Vergl. Dittrich, Regesten, S. 134, No. 507. 

2) Famese an Dandino, Viterbo, 5. Sept. 1540: Dittrich, 
Gontarini, S. 535, Anm. 1; vergl. Pallavicino IV, 11, 
S. 308. 

3) Dittrich, Reg. a. a. 0. 

4) Raynald, ad ann. 1540 n. 54 u. 55; Le Plat IE, 
S. 676. 

5) Raynald, ad. a. 1540. n. 54 u. 55. Pallavicino 
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Hauptmomenten kaum eine andere als die, welche Morone 
für Hagenau empfangen hatte. Besonders wird wieder die 
Autorität der römischen Kurie betont, welche bei allen 
Verhandlungen zu wahren sei. Auch Morone begab sich im 
Auftrage des Papstes nach Worms, und galt fttr ihn die- 
selbe Instruktion. Campeggi ist der Leiter aller Verhand- 
lungen, Morone soll ihn nur in seiner Aufgabe unterstützen. 
Wie dieser für Hagenau, so werden für Worms beide Nuntien 
angewiesen, eine mehr abwartende Stellung einzunehmen. 
Mit den katholischen Deputierten sollen sie alles, was zur 
Verhandlung kommen werde, beraten, auch den Protestanten 
nachgesuchte Unterredungen bewilligen und bei solcher Ge- 
legenheit die Versöhnlichkeit des apostolischen Stuhles her- 
vorheben. Im Allgemeinen sollen sie sich stets bewußt 
bleiben, daß sie nicht geschickt sind, zu disputieren oder in 
Streitfragen ihre Meinung abzugeben, sondern nur um auf 
die Bitten Karls und Ferdinands dem Konvente beizuwohnen. 
Mit den Katholiken beraten, die Protestanten in ihren Ab- 
sichten zu erforschen suchen und mindestens die katholische 
Sache sich nicht verschlechtem lassen, — das ist ihre Auf- 
gabe für Worms. 

Die Ansicht der Kurie war noch ganz dieselbe wie zur 
Zeit des Hagenauer Tages: Beratungen über die Religions- 
sache ohne päpstliche Autorisierung werden verdammt; die 
Protestanten sollen zurückkehren zur katholischen Kirche, 
ohne daß ihnen Garantieen gegeben werden für die Ab- 
schaffung der Mißbräuche. Und hierunter rechneten sie vor 
allem die Gewalt des Papstes, sie sahen in diesem nur 
einen einfachen Bischof von Rom, der keine Rechte, weder 



giebt als Datum derselben 5. Oktober 1540: nach dem Vati- 
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kirchliche noch politische, über die Grenzen seiner Diöcese 
habe. Bereits 1537, bei der Konzilsablehnung, hatten sie 
ihre Meinung dargelegt; im Frankfurter und Hagenauer 
Abschied hatten sie zwar die Zulassung eines päpstlichen 
Legaten in den Willen des Kaisers gestellt, zugleich aber 
auch als unnötig bezeichnet. Hier in Worms schien nun 
eine wirkliche Verhandlung der beiden Parteien beginnen zu 
sollen, da wollten sie sich noch einmal gegen jedwede päpst- 
liche Einmischung in Religionssachen verwahren. Mitte Ok- 
tober hatten sie sich in Gotha zu Vorberatungen über ihre 
Haltung beim Wormser Konvent eingefunden, und hier 
schrieb Melanchthon eine sehr heftige Protestation gegen 
den Papst; da er Ketzerei und Götzendienst treibe, könne 
man ihn, den Antichrist, bei den Eeligionsverhandlungen 
nicht zulassen; seine Macht, die er sich angemaßt habe in 
der Kirche, daß keine Synode ohne seine Zustimmung ge- 
halten werden könne, — diese Macht wollten die Protestanten 
nicht anerkennen, weder jetzt, noch in Zukunft. Melanchthon 
hatte sich hierbei einer sehr gereizten Sprache bedient, und 
wurde deshalb seine Schrift dann später von den Evange- 
lischen etwas gemildert; der Inhalt aber blieb derselbe: man 
verweigerte unbedingt die Anerkennung päpstlicher Autorität. 
Diese Schrift wollte man sofort im Anfang der Handlung 
verlesen lassen. Es fragte sich nun: was war zu thun, 
wenn der Legat trotz des Protestes anwesend bleiben würde? 
Das Gutachten Melanchthon's ging dahin, es sei besser, die 
Handlung stoße sich an Prinzipalartikeln, wie sola fide, Privat- 
messe, Kirchengewalt, Heiligendienst u. s. w., als an dem 
Niedersitzen der Gesandten; man sei genug verwahrt durch 
die Protestation *). 



1) 0. R. m, 1143 ff. Walch XVH, S. 494 ff. 
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In diesem Sinne lauteten auch die Vollmachten der 
protestantischen Gesandten betreffs der Anwesenheit eines 
päpstlichen Legaten. Sehr scharf war die Instruktion der 
kursächsischen Räte und Theologen, welche im Artikel von 
des Papstes Gewalt um keinen Preis weichen sollten, selbst 
wenn andere Evangelische hierin etwas nachzugeben ge- 
dächten. Entstehe daraus eine Spaltung, so müsse man seine 
Sache Gott empfehlen ; denn man dürfe jetzt nicht schweigen, 
weil sonst nur die frühere Tyrannei wieder beginnen werde ^). 

Für eine etwaige theologische Disputation blieb das 
Schmalkaldener Bedenken vom Frühjahr 1540 in Geltung: in 
der Lehre und den nötigen Stücken nichts nachzugeben, 
diese nur zu erklären und erst, wenn diese angenommen, in 
den äußerlichen Mitteldingen einige Zugeständnisse zu machen. 
Ebenso wiederholte man die alten Forderungen, Abschaffung 
der Kammergerichtsprozesse in Glaubenssachen, Annullierung 
der bisherigen Erkenntnisse u. s. w. 

Sei es nun , daß die entschiedene Haltung des Kaisers, 
ein Gespräch beginnen zu lassen, das Ihrige dazu beitrug, 
sei es, daß man auf beiden Seiten glaubte, es könne jetzt 
eine Entscheidung fallen, — genug, der Konvent wurde gleich 
zu Anfang, im Gegensatz zu früheren Versammlungen, recht 
zahlreich besucht. Man erinnerte sich wohl an den Reichs- 
tag zu Worms 1521 ; auch jetzt 1540 versammelten sich in 
Worms die bedeutendsten Theologen der beiden Parteien, 
von den Protestanten Melanchthon, Bucer, Calvin, nur Luther 
blieb auch diesmal fern, von den Katholiken Gropper, Eck, 
Cochläus und viele Andere. Der Kaiser sandte Granvelle, 
den ersten in seinem Staatsrate; dieser erhielt unumschränkte 
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Vollmacht, mit den Fürsten oder deren Gesandten über die 
Beligionssache zu beraten und zu beschließen , wo es nötig 
werden würde, auch mit kaiserlicher Autorität zu inter- 
venieren ^). Alle Zusagen seines Gesandten will der Kaiser 
für alle Zeit als bindend erachten. In einem besonderen 
Schreiben an die Stände ermahnte er diese, seinem Minister 
Granvelle mit unbedingtem Vertrauen entgegenzukommen 
und dessen Worte so aufzunehmen, als ob er sie selbst ge- 
sprochen *). 

Die Fürsten des Reichs schickten die Vertrautesten ihrer 
Umgebung, die mit den Religionsverhandlungen nicht mehr 
unbekannt waren ; die Vertreter, welche sie sandten, zeigten, 
daß man sich der Bedeutung des Momentes sehr wohl be- 
wußt war. Eine glänzende Versammlung kam Anfang No- 
vember nach Worms zusammen, die bedeutendsten Staats- 
männer und Theologen der Zeit begegneten sich hier, und 
ließ der Anfang des Kongresses einen lebhaften Meinungs- 
austausch erwarten. 

Die Eröffnung des Konventes erfolgte nicht am festge- 
setzten Tage, dem 28. Oktober. In der Voraussicht, daß 
sein designierter Botschafter weger Überhäufung mit Amts- 
geschäften dem Anfang der Beratungen nicht werde bei- 
wohnen können, hatte der Kaiser die Stände gebeten, die 
Verhandlungen mittlerweile immer zu beginnen^); aber der 
Anfang verzögerte sich trotzdem. Unterdessen schickte 
Granvelle Johann von Naves voraus mit der Anzeige, daß er 
selbst demnächst folgen werde*). 



1) Walch XVn, S. 502 ff.; C. R. HI, 1122 Anm. 

2) Walch XVn, S. 508 f. 

3) Ebenda, S. 505 f. 

4) Ebenda, S. 506 f. 
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Während allmählich die Gesandten der Fürsten und 
Städte in Worms sich einfanden, gelangten Nachrichten da- 
hin, welche durchaus nicht geeignet waren, besondere Hoff- 
nungen in den Lutheranern zu erwecken. Gerade in diesen 
Tagen war die Acht über Goslar verhängt worden; in den 
Niederlanden wurden zu derselben Zeit die Edikte publiziert, 
welche die Ketzerei unterdrücken sollten; Schriften der Pro- 
testanten wurden daselbst als ketzerisch konfisziert und ver- 
boten, und als den Urheber dieser Gesetze bezeichnete mau, 
mit Recht oder Unrecht, Granvelle, denselben, der zum Ver- 
treter des Kaisers bei den neuen Religionsverhandlungen er- 
nannt worden war^). 

Diese Schritte zur Ausrottung der Häresie in den Nieder- 
landen mußten die Protestanten notwendig mit Mißtrauen 
erfüllen; die Abordnung gerade mehrerer der unversöhn- 
lichsten Theologen seitens der Katholiken, die Praktiken des 
Kammergerichts, alles dies schien kein gutes Vorzeichen; 
die ganze Stimmung der beiden Parteien prägte sich aus in 
ihrem Verhalten zu einander vor Granvelle's Ankunft, indem 
sie gar nicht miteinander verkehrten. Unter sich hielt wohl 
eine jede Partei Beratungen ab, aber gemeinschaftlich ver- 
handelte man nicht. „Der Anfang ist gar unlustig", 
schreibt Melanchthon, „denn die Parteyen bereden sich 
nicht" «). 

Und wenn einzelne Männer der beiden Glaubens- 



1) Vergl. die Briefe Melanchthon's vom 2., 3., 4. No- 
vember 1540, sowie Menius an Myconius 2. November. C. R. 
in, 1125 ff.; Spalatin, Annalen, S. 493 ff.; hier ist auch 
das kaiserliche Mandat für Elandem vom 20. Sept. 1540 
„wider schwermerey, Secten und Ketzerey" gedruckt. 

2) Melanchthon an Veit Dietrich, 17. November. C. R. 
m, 1158; Walch XVn, S. 514. 
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richtungen zusammentrafen, so zeigte sich nur noch mehr 
der Zwiespalt, der zwischen ihnen bestand. Die Katholiken, 
wenigstens der größte Teil derselben wollte ja auch gar nicht 
solche Verhandlungen; so sagt es der Bischof Bernardo 
Santio ganz unumwunden in einem Briefe an Farnese: wie 
es in verzweifelten Fällen zu geschehen pflegt, so ist auch 
jetzt den Ketzern nicht freiwillig, sondern in der Not das 
von ihnen so viele Jahre geforderte CoUoquium bewilligt 
worden ^). Deshalb war man auf ihrer Seite nicht gerade 
eifrig bemüht für das Zustandekommen eines solchen und be- 
obachtete zunächst eine abwartende Haltung. 

Auf diese Weise vergingen über drei Wochen, ohne daß 
man in die Verhandlungen eintrat; schon wurden Befürchtungen 
infolge der Verzögerung laut, daß es wohl überhaupt nicht 
zum Gespräch kommen werde, da erging am Abend des 
19. November an die Gesandten beider Parteien von den 
präsidierenden Unterhändlern das Ersuchen, am nächsten 
Morgen mit ihren Theologen zum Beginn der Beratungen 
auf das Rathaus zu kommen. Am 20. November wurde denn 
auch in der That der Anfang zu denselben gemacht, wobei 
der Erzbischof von Mainz an Stelle des verstorbenen Kur- 
fürsten von Trier im Ausschusse der Unterhändler fungierte. 
Es wurden die bisher von diesen zurückgehaltenen Briefe 
des Kaisers und Granvelle's vorgelegt, in welchen die späte 
Ankunft des letzteren entschuldigt wurde. In der Haupt- 
sache sicherten sich beide Konfessionen in dieser ersten Zu- 
sammenkunft eine friedliche und versöhnliche Behandlung 
der Religionssachen zu; des Papstes wurde dabei mit keinem 



1) Episcopus Aquilanus Cardinali Famesio, Worms 
15. Dez. 1540. Lämmer, Mon. Vatic, S. 308: ... ut in 
desperatis rebus fieri seiet, non voluntate, sed necessitate, 
dissidentibus, tot annis petitum colloquium concessum est. 

Moses, Religionsverh. z, Hagenauu. Worms. 5 
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Worte gedacht, wie er auch in dieser ersten Sitzung gar 
nicht vertreten war. Nachdem noch die kursächsischen Ge- 
sandten gegen die Vertreter Ferdinands als des römischen 
Königs protestiert hatten, bat man die Präsidenten, den 
Modus des bevorstehenden CoUoquiums zu bezeichnen ^). Über 
diesen letzteren Antrag zogen sich die Beratungen mehrere 
Tage hin, ohne daß man zu einem Entschlüsse kam. Viel- 
leicht erwarteten die Präsidenten Granvelle nur, da man 
dessen Ankunft in Kürze entgegensah, vielleicht aber auch 
brauchten sie ihn bei den Versammlungen und verschoben 
nur deshalb eine Antwort an die Stände; jedenfalls kurz 
nach der Sitzung vom 22. November traf Granvelle in Worms 
ein, und nun erst konnte man an einen wirklichen Beginn der 
Verhandlungen denken. 

Am 25. November fand die erste Zusammenkunft der 
Vertreter der deutschen Stände nach Granvelle's Ankunft 
statt. Der päpstliche Nuntius wohnte auf den Bat der 
kaiserlichen Gesandten dieser Sitzung nicht bei; da dieselbe 
die Verhandlungen nur einleitete, genügte es ihm, daß ihm 
sein Platz reserviert war*). Granvelle eröffnete die Ver- 
handlungen mit einer längeren Rede, in welcher er auf den 
Zweck der Zusammenkunft hinwies, den Religionsstreit bei- 
zulegen und einen kirchlichen Frieden herzustellen; er be- 
tonte noch besonders die Gefahren, welche dem deutschen 
Reiche erwachsen würden, wenn es nicht gelinge, einen fried- 



1) Die Räte an Johann Friedrich, Worms, Montag nach 
Elisabeth (22. November) 1540: Weimar, Ges.-Arch. Reg. H. 
Pag. 329—333. No. 133. Vergl. auch Menius an Myconius, 
22. Nov., C. R. m, S. 1162, und Calvin an (Farel) Mitte 
Dez. : Hermin jard, Correspondance des r^fonnateurs dans les 
pays de langue fran9aise, VI (1883), S. 405 £F., C. R. XXXIX, 
S. 135 ff. 

2) Pallavicino IV, 12, S. 313 f. 
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liehen Ausgleich zwischen den beiden Beligionsparteien herbei- 
zuführen ^). 

Die Katholiken antworteten, sie würden stets bemüht 
sein, den Kaiser zu unterstützen in seinem Streben, eine re- 
ligiöse Einigung Deutschlands herbeizuführen, sie hofften, daß 
das Ziel der gegenwärtigen Versammlung erreicht werde'). 

Die Protestanten erwiderten in einiger Verstimmung, 
es könne der Wille des Kaisers nicht sein, die Religions- 
streitigkeiten so beizulegen, daß die Wahrheit unterdrückt 
werde; sie wünschten wohl eine Beseitigung des Schismas, bei 
einer Vcrgleichung dürfe aber die reine Lehre Christi nicht 
verdunkelt werden; die kirchliche Einigung Deutschlands sei 
immer ihr Ziel gewesen, aber die Haltung ihrer Gegner hätte 
ihre Hoffnungen bisher stets vereitelt*). 

Diese Mißstimmung sollte gar bald erhöht werden, da 
es den katholischen Theologen und Vertretern der Kurie nur 
um Verhinderung des ganzen Colloquiums zu thun war. Die 
Schuld der Verzögerung schoben sie dabei auf die Protestanten, 
weil diese sich weigerten, auf die Verdrehungen und unbilligen 
Vorschläge der Katholiken einzugehen. 

Gleich bei den ersten Anträgen zeigte es sich, daß man 
auf katholischer Seite sich bestrebte, die Konzessionen des 
Hagenauer Rezesses unwirksam zu machen. Die erste Vor- 
lage enthielt zunächst geschäftliche Mitteilungen; die Zahl 
und die Namen der zum Gespräch Verordneten sollen schrift- 
lich in der Mainzischen Kanzlei übergeben werden ; die Zahl 



1) C. R. m, S. 1163 ff.; Walch XVn, S. 519 ff.; L e Plat 
n, S. 683 ff. 

2) Vergl. C. R. DI, S. 1168; die katholische Antwort bei 
Roederus, de coUoquio Wormatiensi ad 1540 inter Protestantium 
et Pontificiorum theologos etc. (Norimb. 1744), S. 61. 

3) C. R. in, S. 1169 ff. 
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der Notarien und Substituten, welche im Hagenauer Abschiede 
noch nicht bestimmt war , wird auf je zwei von jedem Teil 
festgesetzt; die vier Notarien sollten von den Präsidenten 
noch besonders in Pflicht genommen werden, „alle Handlungen, 
so vor sie kommen würden, getreulich und fleißig aufzuschreiben, 
damit dieselben ordentlich registriert und ad acta gebracht 
werden mögen^S Besonders sollten sie auch angehalten werden, 
nur den zum Gespräch Verordneten Abschriften von Akten- 
stücken, die auf die Handlung Bezug hätten, mitzuteilen. 
Wenn Gesandte solche Abschriften erhielten und ihren 
Herren übersenden würden, dann sollten diese Kopieen nichts- 
destoweniger auch bei diesen geheim bleiben, bis die Pro- 
tokolle der Verhandlungen dem Kaiser vorgelegen hätten. 
Zum Schluß verlangten die Präsidenten noch, „daß die Über- 
flüssigkeit in alle Wege abgeschnitten, und daß derhalben 
der protestierenden Ständen Käthe die Artikel, darauf sie zu 
verharren vermeinen, in Schrift stellen" möchten^). Die 
Protestanten sollten damit die äußersten Grenzen ihrer even- 
tuellen Zugeständnisse bezeichnen. Das aber sagte diesen 
sehr wenig zu; was das Formelle betraf, wie Notarienzahl, 
so waren sie damit einverstanden, auch mit der Geheim- 
haltung der Abschriften durch die Gesandten, nur ihre Herren 
meinten sie nicht hierzu verpflichten zu können, diese würden 
sich schon selbst „der Gebühr und unverweislich" zu halten 
wissen. So weit betraf die Vorlage der Unterhändler nur 
äußerliche und untergeordnete Dinge, von großer Bedeutung 
mußte jedoch eine Artikelstellung durch die Protestanten 
werden. Hierin waren auch die Präsidenten nicht dem Hage- 
nauer Rezeß gefolgt, welcher doch für eine Religionsver- 
gleichung vorschrieb, jeden einzelnen Artikel der Augsburgi- 



1) C. R. ni, S. 1176 £f.; Walch XVII, S. 526 ff. 
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sehen Konfession zu beraten und zu christlicher Vergleichung 
zu bringen ^). Auf diese Abmachungen bezogen sich die 
protestantischen Gesandten in ihrer Antwort; sie übergaben 
ihr Glaubensbekenntnis und erboten sich zur Erklärung von 
Sätzen, welche dunkel geblieben seien; Artikel aber zu stellen, 
lehnten sie ab^). 

Deutlich zeigte sich auch in der Folge die Absicht der 
Katholiken, die zu Hagenau getroffenen Vereinbarungen um- 
zustoßen, indem man anfangs nur verdeckt, später jedoch 
ganz oflFen mit seinen Absichten hervortrat. Es war be- 
stimmt worden , daß elf Verordnete von jeder Partei behufs 
Abstimmung über die religiösen Fragen nach Worms ge- 
schickt werden sollten. Daneben war es freigestellt, daß den 
stimmberechtigten Abgeordneten noch Räte und Theologen 
begleiteten. Diese Gesandten nun, welche nach dem Abschied 
von Hagenau keine Stimme hatten, sollten nach einem weiteren 
Erlasse der Unterhändler vom Zuhören beim Colloquium aus- 
geschlossen sein, ja man ging noch weiter, die persönliche 
Meinungsäußerung der Zweiundzwanzig überhaupt in Frage 
zu stellen. Bezüglich des letzteren bestanden aber die 
Lutheraner darauf, daß das freie Colloquium gewahrt bleibe; 
nur darin gaben sie nach, daß die Nichtstimmberechtigten 
bei dem Gespräch nicht zuhören sollten, damit ihnen nicht 
Mangel an bereitwilligem Entgegenkommen vorgeworfen werden 
könne ; sie verschwiegen dabei jedoch nicht, daß sie ein solches 



1) „. . . der protestirenden Confession für hanth zuneh- 
men, Sich auff alle punct, vnnd jedenn jnn sunderheith, freunt- 
lich, Christlich vnnd der heiligen schrift gemess, doch vnuer- 
bintlich zuunderreden, vnnd allenn muglichen vleiss furtzuwenden, 
Alle jrrige punctenn zue Christlicher einigkeit, vergleichung 
vnnd rechtem Verstandt zubringenn." Ranke VI, S. 158. 

2) C. R. in, S. 1178 ff. Walch XVII, S. 528 ff. 
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Verbot nicht erwartet hätten, weil eine Anwesenheit aller Ge- 
sandten in genanntem Abschied „nicht benommen noch abge- 
schnitten" sei^). 

Diese ersten Verhandlungen waren nicht geeignet, Vieles 
hoffen zu lassen; es wiederholte sich das alte Schauspiel, 
von katholischer Seite alles zu verschleppen, nur um eine 
Disputation zu hintertreiben. Bereits waren fünf Wochen 
vorüber, ohne daß man nur im entferntesten ein Ende der 
Verhandlungen über die Form des Gesprächs hätte erblicken 
können, ganz zu schweigen von dem Gespräch selbst. Die 
protestantischen Gesandten beklagten sich in den Berichten 
an ihre Herren, daß man nicht vorwärts komme, trotzdem 
nun Granvelle da sei. Die Theologen hatten inzwischen völlig 
Muße, an eine Disputation war ja zunächst gar nicht zu 
denken. Nur waren sie durch die letzten Vorgänge schon 
in hohem Grade verstimmt; so macht Menius besonders in 
einem Briefe vom 2. Dezember seinem Ärger liuft, indem er 
sagt: „Ich kann und mag nichts schreiben ^ quia ich weiß 
nichts. Der Teufel hol Papst, Legaten, Pfaffen, Mönch, 
Tyrannen, et det pacem ecclesiae" *). Der Vorwurf, den die 
Protestanten gegen die Katholiken erhoben, daß sie an der 
Verzögerung des Gesprächs allein die Schuld trügen, war 
diesen nicht unbekannt geblieben; man fand es auf deren 
Seite deshalb für nötig, daß Campeggi, als der erste Ver- 
treter des apostolischen Stuhles, diesen Vorwurf zurückweise 
und den Papst von dem Verdacht reinige, als sei es ihm nicht 
Ernst mit einer Vergleichung. 

Morone, der vor allen die Ausführung dieses Gedankens 
betrieb und zugleich auch Campeggi zu einer Ermahnung 



1) C. E. in, S. 1181 ff.; Walch XVII, S. 531 ff. 

2) Menius an Myconius, 2. Dez. 1540. C. R. III, S. 1189 f. 
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an beide Parteien zu bewegen suchte, war, wie in Hagenau, 
auch jetzt von der Überzeugung durchdrungen, daß eine 
Konkordie auf einem solchen Konvent ganz Deutschland nur 
lutherisch machen werde. Er fürchtete, daß man auf einem 
solchen Nationalkongresse sich nur in wenigen unbedeutenden 
Artikeln einigen werde, die anderen auf ein Konzil ver- 
schieben, mit dem man es dann nicht sehr eilig haben 
werde. In der Zwischenzeit werde Deutschland protestantisch 
und damit losgelöst von der Obödienz gegen den apostoli- 
schen Stuhl ; der Kaiser und die anderen Fürsten stünden 
dann einer vollendeten Thatsache gegenüber, die sie nicht 
wieder rückgängig machen könnten. Zu dieser Anschauung 
wurde Morone geführt durch das Überhandnehmen der neuen 
Lehre gerade in der letzten Zeit Die vier Jahre, welche er 
bis jetzt als Nuntius bei König Ferdinand in Deutschland 
gelebt hatte, hatten besonders eine große Verbreitung des 
Protestantismus gesehen, und Morone schloß nur auf die Zu- 
kunft aus den Erfahrungen, die er während seines Aufent- 
haltes in Deutschland gemacht hatte. Der einzige Weg zur 
Zurückführung der Abgefallenen schien ihm immer noch ein 
Konzil, welches freilich jetzt noch weniger Aussicht als zur 
Zeit des Hagenauer Konventes hatte. Ein allgemeines Konzil 
konnte nur abgebalten werden, wenn zwischen Karl und Franz 
Friede bestand ; die Beziehungen dieser beiden war aber jetzt 
wieder sehr gespannt; hiervon war nichts mehr zu hoffen. 
Die Lage der Katholiken hoffte er entschieden verbessert 
zusehen durch die Anwesenheit des Kaisers in Deutschland; 
mit einem kurzen Aufenthalt desselben werde jedoch nichts 
gebessert werden, er müsse wenigstens ein Jahr hier bleiben. 
Auf keinen Fall dürfe er aber abreisen, bevor die Religions- 
sache entschieden sei ; denn dann sei es um Deutschland ge- 
schehen, bevor er in Spanien angekommen, Die Gefahr durch 
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die neue Lehre schien ihm so groß, daß man jetzt nicht so 
sehr suchen müsse, Deutschland zu retten, als zu fürchten, 
daß man nicht noch mehr verliere^). 

Die Besorgnis, daß sich dieses Reich ganz von der Ob- 
ödienz gegen den apostolischen Stuhl losreißen werde, mußte 
noch gesteigert werden, wenn das Gerücht verbreitet war, 
dem Papst selbst liege nicht viel an einer Konkordie; denn 
dann wandten sich die bisher noch schwankenden Gemüter 
auch der neuen Lehre zu. Und deshalb das Gerücht zu 
zerstreuen, wünschte Morone gleich im Anfang der Verhand- 
lungen eine Bede Gampeggfs, welche den Verdacht gegen 
den Papst beseitigen und die Anwesenden ermahnen sollte zu 
christlicher Vergleichung des Beligionsstreites. 

Granvelle war zuerst auch damit einverstanden gewesen ; 
nachher aber hatte man den Plan fallen lassen wollen aus 
Bücksicht auf die Lutheraner, von denen man heftigen Wider- 
spruch erwartete^). Nachdem jedoch Granvelle seine Gegen- 
wart zugesagt hatte, hielt Campeggi am 8. Dezember seine 
Bede an die versammelten Stände. Er betonte den Eifer des 
Papstes für die Beseitigung des Zwiespaltes in der Beligion 
und beklagte, daß es bisher nicht möglich gewesen, den 
Streit in befriedigender Weise zu schlichten; der Papst habe 
ein freies und christliches Konzil nach Vicenza berufen, das- 
selbe habe aber wegen mangelnder Teilnahme verschoben 
werden müssen. Im Auftrage der Kurie sei er mit Zu- 



1) „. . hora non tanto si deve cercare di conservar 
Germania come temere che non si perda piü oltre". Morone 
an Eamese, 22. Dez. 1540, Ranke VI, S. 174 f. Vergl. noch 
die Berichte Morone's vom 5., 12. u. 15. Dezember, Ranke 
VI, S. 165 ff. 

2) Morone an Famese, 12. Dezember, Ranke VI, S. 167 f. 
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Stimmung des Kaisers bei den Religionsverbandlungen als 
Nuntius anwesend und mahne zu Eintracht und Frieden ^). 
Den Eindruck, den diese Rede machte, war ein sehr 
mäßiger, und die beabsichtigte Wirkung auf die Protestanten 
blieb völlig aus. Diese wollten sofort ihre gegen eine päpst- 
liche Einmischung verfaßte Protestation durch Melanchthou 
verlesen lassen und getrennt von den Katholiken antworten; 
Granvelle verlangte jedoch eine gemeinsame Antwort und 
wollte keinen Vorwurf weder mündlich noch schriftlich dulden. 
Fast eine Stunde debattierte man nun hierüber in Gegen- 
wart Gampeggi's, der durch diesen Meinungsaustausch keines- 
wegs angenehm berührt war. Nach langem Hin- und Her- 
reden einigte man sich endlich dahin, die Rede zur 
Kenntnis zu nehmen und die Zusicherung beiderseitiger Be- 
reitwilligkeit für eine Vergleichung zu geben, der Papst wurde 
in der Antwort mit keinem Worte erwähnt. Die Schrift 
erhielt Campeggi durch den Mainzischen Sekretär Jacob 
Reuter, worauf er sich bald entfernte, begleitet vom Ge- 
lächter der Protestanten, welche diese Antwort für würdig 
eines solchen Legaten erachteten *). Morone war bei dieser 
Sitzung vom 8. Dezember nicht anwesend gewesen; er 
würde auch den Mißerfolg Campeggi's nicht haben ab- 
wenden können; er war empört über die Antwort, welche 
der Nuntius vom Konvent empfangen hatte, man habe vom 
Papste Notiz genommen, „als wenn er der Türke oder der 
Antichrist selbst gewesen wäre"«). 



1)C.R. m, S. 1192 ff. WalchXVn, S. 539ff. LePlat 
n, S. 689 f. 

2) Cruciger an Jonas, 16. Dez. 1540. C. R. HI, S. 1224. 
Vergl. auch Spalatin, Annalen, S. 455. 

3) „Lutherani . . . ottennero, che nella risposta non fu 
fatta mentione alcuna di N. S'®, cosa non piu udita, che quando 
fusse 3tato ü Turco o Tantichristo proprio". Ranke VI, S. 168. 
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Die Niederlage Campeggi's war ein herber Schlag för 
die katholische Partei, and mußte besonders hierbei noch ins 
Gewicht fallen, daß Granyelle eine solche Behandlung des 
Nuntius zugelassen hatte. Die Protestanten verkannten diese 
Thatsache keineswegs und hegten für die Zukunft wohl auch 
weitere Hoffnungen ; was sie jedoch so sehnlichst wünschten, 
an den Frankfurter und Hagenauer Beschlüssen festzuhalten, 
das bewilligte ihnen Granvelle nicht, konnte es auch nicht, 
da er hierbei auf energischsten Widerstand der beiden Nuntien 
gestoßen wäre und ein Eingehen auf die protestantischen 
Wünsche das Verlassen des Colloquiums seitens der päpst- 
lich gesinnten Katholiken zur Folge gehabt haben würde. 
Er mußte vielmehr im Auftrag des Kaisers die Gefahren, 
welche der Hagenauer Bezeß für die katholische Sache in 
sich barg, zu beseitigen suchen, und so erklärt sich sein 
Streben, die in Hagenau für ein CoUoquium getroffenen Ver- 
einbarungen durch neue Vorschläge umzustoßen. Er selbst 
erstrebte eine kirchliche Vereinigung der beiden Konfessionen, 
konnte es aber trotzdem nicht verhindern, daß sein Vor- 
gehen beide Parteien nicht befriedigte, sondern sie im Gegen- 
teil so sehr erregte, daß der Konvent wiederholt nahe daran 
war, unverrich teter Sache nach Hause zu gehen. Dies war 
besonders bei den Verhandlungen über die Eidesform der 
Notarien und Substituten, sowie über die Aufbewahrung der 
Originalakten der Fall. 

Am 9. Dezember ^) war den Protestanten der Vorschlag 
der Unterhändler hierüber zugegangen*), und führte der- 



1) So berichtet Morone am 12. Dezember, Ranke VI, S. 168. 

2) Eine Abschrift des Notarieneides, wie ihn die Prä- 
sidenten am 9. Dez. vorlegten, befindet sich im Dresdener 
Archiv. Loc. 10321, belangend das Gespräch so zu Worms 
gehalten 1541. Bei Wal ch XVH, S. 547 f. ist der Eid nur 
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selbe zu einem lebhaften, teilweise sogar gereizten Schriften- 
wechsel. Es war weniger die Form des Notarieneides, welche 
ernstliche Meinungsverschiedenheiten hervorbrachte, als die 
Frage, soll der Kaiser alle Originalakten erhalten oder nicht. 
Nach der von den Präsidenten vorgeschlagenen Form sollten 
die Notarien auf die sorgfältige Führung und gewissenhafte 
Geheimhaltung der Akten eidlich verpflichtet werden. Da- 
gegen wollten die Protestanten noch besonders hervorgehoben 
wissen, daß die Notarien berechtigt seien, den zum Gespräch 
Verordneten Mitteilungen aus den Akten machen zu dürfen, 
nötigenfalls auch Kopieen derselben zu geben. Daneben 
forderten sie auch, daß es den Substituten, den Gehilfen der 
Notarien, gestattet sein sollte, an ihre Herrn Bericht über 
die Vorgänge in Worms zu erstatten. Eine völlige Miß- 
billigung erfuhr durch sie der Schlußsatz des Notarieneides 
in der ihnen vorgelegten Fassung, nach welchem alle Original- 
akten der Handlung dem Kaiser übergeben werden sollten. 
Sie wünschten wohl, daß der Kaiser „dieses groß wichtigen 
Handels der Religion gründlichen und eigentlichen Bericht 
haben möchte''; er werde dann „die Dinge viel anders be- 
finden denn sie vielleicht von etlichen Widerwärtigen dieser 
christlichen Religion berichtet'' würden. Aber deshalb alle 
Originalia hinzugeben und nicht einem jeden Teil wenigstens 
eins zu seiner Notdurft zu belassen, das wollte ihnen keines- 
wegs zusagen. Der Kaiser könne aus zwei Originalien hin- 
reichenden Bericht über die Verhandlungen erhalten; wenn 
das nicht genüge, könne man ja so viel glaubwürdige Ab- 
schriften machen, als man haben wolle, oder auch die Zahl 



mit den von den Protestanten verlangten Zusätzen gedruckt; 
dasselbe gilt von der C. R. III, S. 1200 ff. abgedruckten 
Fassung des Notarieneides, Bretschneider hat in den An- 
merkungen teilweise auf die Zusätze aufmerksam gemacht, 
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der Notarien erhöhen, nur sollte jeder Teil wenigstens ein 
Original behalten dürfen. In diesem Sinne sei von ihnen 
zu Hagenau um Notarien gebeten und durch den Abschied 
und die kaiserliche Ratifikation desselben ihnen auch zuge- 
standen worden ^). 

Den Protestanten lag sehr viel an der Erfüllung dieses 
ihres Wunsches, und wurden sie deshalb auch bei Granvelle 
vorstellig; am 13. Dezember hatten sie eine Audienz bei 
ihm, um die Abänderung des Notarieneides zu erwirken und 
besonders ein Original der Akten zurückbehalten zu dürfen. 
Granvelle verhielt sich jedoch völlig ablehnend und erklärte, 
daß er die Vorlage der Präsidenten ganz und gar billige. 
Über die protestantische Forderung, daß auch die Substituten 
ihren Herrn über die Verhandlungen berichten dürften, sprach 
er sich dahin aus, daß keiner, der nicht beim Colloquium 
sei, über dasselbe informiert werden dürfe. Alle zu dem 
Colloquium Verordneten seien nicht Diener ihrer Herrn, 
sondern Personen der Öffentlichkeit. Die Notarien dürften 
selbst den zum Gespräch Abgeordneten Abschriften nur mit 
seiner und der Präsidenten Erlaubnis herausgeben. Bei Zu- 
widerhandlung drohte er sogar den zum Gespräch Verord- 
neten mit Ausschließung von demselben. Für ganz unnötig 
hielt er es, daß die Protestanten im Besitze der Akten seien, 
da das Gespräch doch unverbindlich sei. Zudem wenn der 
Kaiser dieselben erhalte, dann könnten sie nicht ohne dessen 
Genehmigung veröflFentlicht werden, das sei aber im anderen 
Falle sehr von den Lutheranern zu fürchten. Er schlug 
ihnen vor, an die Entscheidung des Kaisers zu appellieren 
und von diesem die Erlaubnis zu erbitten, die Akten ver- 
teilen zu dürfen. Als aber trotzdem die Protestanten auf 



1) C. R. in, S. 1202 ff.; Walch XVH, S. 548 ff. 
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ihrer Forderung beharrten, da ein Appell an den Kaiser ihre 
Vollmachten tiberschreite und sie ohne Vorwissen ihrer Herren 
keine Zustimmung hierzu geben könnten, da wurde Granvelle 
sehr heftig und warf ihnen vor, daß sie die Schuld trtigen, 
wenn das Gespräch nicht zustande komme. Alle Gründe 
zur Verteilung der Akten wies er ab mit den Worten: es 
stehe beim Kaiser, die Akten haben zu wollen oder nicht. 
Den Einwand der Evangelischen, daß ihre Fürsten nur des- 
halb, um ein authentisches Exemplar von den Akten zu 
haben, in Hagenau die Zulassung ihrer Notarien erbeten 
hätten, wies er schroff zurück ; der Kaiser habe bei Ratifi- 
zierung des Hagenauer Abschiedes keine andere Meinung 
gehabt, als durch Zulassung der Notarien einen treuen Bericht 
von den Verhandlungen zu erhalten ^). 

Die schriftliche Antwort, welche dann Granvelle den 
Protestierenden übergeben ließ, war zwar weniger heftig, aber 
ihr Inhalt war derselbe wie bei der Audienz. Betreffs des 
Notarien- und Substituteneides schloß er sich der Ansicht 
der Präsidenten an, und wegen der Akten empfahl er ihnen, 
beim Kaiser um dieselben nachzusuchen ^). 

Die Evangelischen waren durch diesen Bescheid sehr 
enttäuscht und beklagten sich darüber, daß man jetzt den 
Hagenauer Rezeß anders interpretiere, als dies vor wenigen 
Monaten geschehen. Man glaubte, daß hieran wohl der 
ganze Konvent scheitern könne, man hoffte es sogar. Cruciger 
schreibt am 14. Dezember: bei dem Streit wegen Überant- 
wortung der Akten kann leicht der Konvent unverrichteter 
Sache auseinandergehen, was wir sehr wünschen ; denn dieser 



1) Bericht über die Unterredung mit Granvelle am 13. Dez.: 
C. R. in, S. 1207 ff.; Wal oh XVH, S. 557 ff. 

2) C. R. in, S. 1219 f.; Walch XVH, S. 553 f. 
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Verzug ist höchst beschwerlich, da wir hier vergeblich auf- 
gehalten werden, und keine Aussicht auf rechte Verhand- 
lungen ist ^). So wie Cruciger dachten noch die meisten 
seiner Glaubensgenossen; man war mißmutig, daß man jetzt 
in der 7. Woche noch nicht einmal über den modus pro- 
cedendi des Golloquiums einig war. Die Protestanten gaben 
schließlich nach, um wenigstens zum Gespräch zu kommen; 
sie baten zwar nochmals um die Originalakten, wollten aber, 
falls die Präsidenten auf ihrer Weigerung bestehen würden, 
sich fügen ; nur sollte, um jedes Mißverständnis auszuschließen, 
klar im Notarieneide gesagt werden, daß die Notarien den 
zum Gespräch Verordneten „aller und jeder Handlung sämt- 
lich und sonderlich glaubwürdige Copeien*' mitteilen dürften. 
Sie erboten sich zugleich, ihre Notarien und Substituten un- 
verzüglich vorzustellen, damit ihnen der Eid abgenommen 
werde, und man endlich das Golloquium beginnen könne ^). 
Hier im Notarieneid hatten die Katholiken ihren Willen 
durchgesetzt; aber schon während man noch über denselben 
verhandelte, dachten sie daran, einer viel drohenderen Gefahr 
zu begegnen, welche die Hagenauer Beschlüsse für sie mit 
sich brachten. In Hagenau war Abstimmung über die reli- 
giösen Fragen vereinbart worden; bei der Uneinigkeit im 
katholischen Lager bedeutete dies einen offenbaren Sieg der 
Protestanten. Damals waren jeder Partei 11 Stimmen zuge- 
wiesen worden und auch schon die stimmberechtigten Katho- 
liken bezeichnet. Es sollten dazu die drei geistlichen Kur- 
fürsten, Mainz, Trier und Köln gehören, sowie die Kurfürsten 
von Brandenburg und von der Pfalz; diesen waren zuge- 
ordnet die Herzöge Wilhelm und Ludwig von Baiem, der 



1) Cruciger an Bugenhagen, 14 Dez. C. R. m, S. 1212 f. 

2) C. R. III, S. 1220 ff.; Waloh XVH, S. 654 ff. 
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Herzog Wilhelm von Jülich, die Erzbischöfe von Magdeburg 
und Salzburg und der Bischof yon Straßburg. Von diesen 
elf Vertretern des Katholizismus waren drei fast ofifene 
Lutheraner: die beiden weltlichen Kurfürsten und der Herzog 
von Jülich. Vom Brandenburger war bei einer Abstimmung 
sicher zu erwarten, daß er zu Gunsten der Protestanten seine 
Meinung abgeben würde, nachdem er bereits im Yoijahre 
die Reformation in seinen Landen durchgeführt hatte. Nur 
hatte er sich noch nicht offen für die Lutheraner erklärt, 
und als Kurfürsten hatte man ihn bei Ernennung der Stimm- 
berechtigten nicht übergehen können. Der Kurfürst yon der 
Pfalz war gleichfalls von der neuen Lehre durchdrungen und 
neigte wie der Herzog von Jülich ganz zum Protestautismus 
hin. Den letzteren trennten von der katholischen Partei 
auch noch politische Motive; Geldern machte der Kaiser ihm 
streitig, allein konnte er der kaiserlichen Gewalt nicht wider- 
stehen, und mußte er sich deshalb nach Bundesgenossen um- 
sehen. Es hatte zwar im letzten Winter geschienen, als ob 
die Fürsten des Reiches insgesamt ihn gegen den Kaiser 
unterstützen würden. Aber diese Aussichten hatten sich 
nicht erfüllt, sogar die Protestanten waren lässig gegen ihn 
geworden; nur der sächsische Kurfürst stand noch treu zu 
ihm, und eben durch die Verbindung mit diesem wurde er 
mit bewogen, sich den Evangelischen zu nähern. 

Und die anderen acht Stimmen, welche den Katholiken 
dann verblieben, waren diesen auch noch nicht einmal unbe- 
dingt sicher; nur auf etwa fünf meinte Morone rechnen zu 
dürfen. Unter solchen Umständen mußte man natürlich eine 
Abstimmung mit allen Mitteln zu verhindern suchen. 

Zuerst versuchte Granvelle die Partei unter sich zu 
einigen, um die augenscheinliche Niederlage derselben zu 
vermeiden. Er ließ zu dem Zweck die katholischen Theologen 
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zu privaten Disputationen sich versammeln, um Voi-schläge 
für eine Vergleichung zu machen; Eck, Pelargus, Mensinger 
waren die Hauptsprecher bei diesen Beratungen. Endlich 
brachte Eck eine Formel über die Erbsünde und die Recht- 
fertigung zusammen und schlug sie seinen Glaubensgenossen 
vor, wobei er sich rühmte, aus Indien selbst könne keine 
geeignetere Yergleichungsformel gebracht werden. Pfalz, 
Brandenburg und Jülich verweigerten jedoch die Unterzeich- 
nung der Eck'schen Formel und erklärten ihre Überein- 
stimmung mit der protestantischen Anschauung von diesen 
Lehren, wie sie in der Augsburgischen Konfession und Apo- 
logie niedergelegt sei. Darüber lärmten nun die anderen und 
verlangten die Ausschließung dieser drei aus der katholischen 
Partei. Es kam schließlich dahin, daß eine offene Spaltung 
unter den Katholiken eintrat. Denn als am Morgen des 
14. Dezember die drei geistlichen Kurfürsten mit den beiden 
Erzbischöfen von Magdeburg und Salzburg, dem Bischöfe 
von Straßburg und den beiden Herzögen von Baiern den 
Präsidenten die sechs ersten Artikel übergaben , „was con- 
cordi darin der Kirchen leidlich", da reichten Pfalz, Jülich 
und Brandenburg jeder eine besondere Schrift ein und er- 
klärten damit offen ihren Bruch mit Eck und seinen An- 
hängern ^). 

Nun hatte man auf katholischer Seite ganz besonderen 
Grund, es nicht zur Abstimmung kommen zu lassen. Denn 
diese hätte jetzt den Lutheranern einen entscheidenden Sieg 
gebracht und ihrer Lehre sicher das Übergewicht verschafft. 
Wir werden sofort sehen , welche Vorschläge infolgedessen 



1) Dr. Eck an Herzog Wilhelm von Baiem, 17. Dez. 
1540 : Döllinger, Beiträge zur politischen, kirchlichen und 
Culturgeschichte der sechs letzten Jahrhunderte, HE (Wien 
1882), S. 148 ff. 
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die Katholiken den Evangelischen machten, um dieser Ge- 
fahr zu entgehen. Vergegenwärtigen wir uns nur erst den 
Eindruck, welchen die Sonderberatungen der Gegner auf die 
Lutheraner machten. 

Diese Verhandlungen waren ihnen keineswegs verborgen 
geblieben; sie wußten auch genau, worauf dieselben hinaus- 
liefen, auf suffragia praeripere, auf Unterdrückung der freien 
Abstimmung. Sie führten nicht mit Unrecht dieses Streben 
auf das Mißtrauen der Katholiken zu ihrer eigenen Sache 
hin. Sie suchen allerlei Wege, schreibt Dr. Franck, der Ge- 
sandte Herzog Heinrichs von Sachsen, wie sie mit Ehren 
von diesem Tage kommen möchten; man glaube, es werde 
aus dem Gespräch nichts, etliche Schriften möchten noch 
von beiden Teilen übergeben und dann alles auf den Reichs- 
tag verschoben werden^). Die Hoffnungen, welche anfangs 
gehegt waren, sanken immer tiefer und tiefer. Jetzt war 
man bereits Mitte Dezember angelangt, ohne daß man sich 
über den Modus des CoUoquiums hatte verständigen können ; 
wenn war dann der Anfang desselben und vor allem eine 
Vergleichung zu hoffen? 

Die kursächsischen Gesandten erhielten den Befehl, auf 
keinen Fall sich in Beratungen über Artikel, welche von 
katholischen Theologen aufgestellt würden, einzulassen. Johann 
Friedrich fürchtete, der Landgraf Philipp möchte wohl mit 
seinen Vertrauten dazu zu bewegen sein, seinen Gesandten 
aber verbot er streng die Annahme solcher Vorschläge, weil 
er nur Hinterlist und Doppelzüngigkeit in denselben ver- 
mutete *). Die Befürchtung des Kurfürsten betreffs des Ver- 



1) Franck an Anton von Schönberg, 19. Dez. 1540. 
Dresdner Archiv, Loc. 10321 Belangend das Gespräch so zu 
Worms gehalten 1541. 

2) Johann Friedrich an seine Räte in Worms, am Tage 
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iialtens der Hessischen in Worms war jedoch unbegründet; 
hier waren alle Protestanten einig, ein mündliches CoUoquium 
zu fordern und dabei dem Hagenauer Abschiede und dem 
kaiserlichen Ausschreiben zu folgen. Man beschloß zunächst, 
deshalb bei den Präsidenten vorstellig zu werden. Am 21. De- 
zember übergaben die Gesandten und Theologen gemeinsam 
ihre Gesuche dem kaiserlichen Kommissar und den Prä- 
sidenten^). Die Räte beklagten sich, daß man nun bereits 
zwei Monate auf ein Gespräch gewartet habe, immer ver- 
geblich; es sei ihnen bisher noch nicht angezeigt, wie der 
andere Teil über ein solches CoUoquium denke; inzwischen 
bemerke man, daß er „tägliche Unterredung und Berat- 
schlagung^^ habe entgegen dem Hagenauer Abschied und der 
kaiserlichen Bestätigung desselben. Das gebe ihnen zu aller- 
lei Nachdenken Anlaß, und hätten deshalb ihre Theologen 
auf ihre Bitte noch ein besonderes Bedenken abgefaßt, welches 
sie zugleich mit ihrer Schrift übergeben wollten. Da aber 
der Verzug ihnen „nicht wenig beschwerlich", und sie neue 
Vorschläge „mit ihren habenden Befehl und Mandaten nicht 
einzunehmen" wüßten, so bitten sie nochmals, das Religions- 
gespräch gemäß dem Hagenauer Rezeß nunmehr ohne Ver- 
zug beginnen zu lassen. 

Die Theologen wünschten in gleicher Weise nur Aus- 
führung der in Hagenau gefaßten Beschlüsse ; sie seien nach 
Worms geschickt, ihre Glaubenssätze zu erklären und die 
Vergleichung zu fördern, sie seien aber nicht gekommen, 
verdrehte und doppelsinnige Artikel anzunehmen, welche 
den Zwiespalt nicht beseitigen, sondern nur noch mehr ent- 



Catharinae (25. Nov.) 1540. Weimar, Ges. -Archiv, Reg. H. 
Pag. 329—333. No. 133. Ebenso Joh. Friedr. an seine Räte, 
10. Dez. 1540; auch in Weimar, a. a. 0. 

1) Walch XVII, S. 559 ff.; C. K HI, S. 1236 ff. 
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flammen würden. Sie hielten es für ein ganz unbilliges Vor- 
gehen des Eck und seiner Genossen, über Artikel innerhalb 
ihrer Partei abzustimmen, bevor auch die Ansicht der Pro- 
testanten gehört worden sei. Eine vom Papst berufene und 
geleitete Synode hätten sie seiner Zeit verweigert, weil sie 
ihre Gegner nicht auch ihre Richter sein lassen wollten. Bei 
einer solchen Synode sei aber noch weniger als jetzt zu be- 
fürchten gewesen, weil da doch gelehrte Männer mit ge- 
mäßigten Anschauungen aus fremden Ländern hinzugezogen 
worden wären. Hier in Worms aber stünden ihnen Männer 
wie Eck und Cochläus gegenüber, de^en Uuversöhnlichkeit 
bekannt sei. Sie verwahren sich zum Schluß noch gegen 
den Vorwurf, als handle es sich bei dem Beligionszwiespalt 
nur um Wortstreitigkeiten, und bitten, die ungesetzmäßigen 
Sonderberatungen der Katholiken zu verhindern. 

Auch Melanchthon wandte sich am 22. Dezember noch 
mit einer besonderen Eingabe an Granvelle, das schon längst 
versprochene GoUoquium beginnen zu lassen; auch er bittet, 
die Aufstellung von neuen, zweideutigen Artikeln zu unter- 
lassen, weil durch diese die Verbitterung nur noch wachse. 
Es sei viel sicherer, wenn die Sachen in einem öffentlichen 
Gespräch verhandelt würden; der gerade Weg sei entschieden 
der beste. In zwei Artikeln, in dem von der Rechtfertigung 
und dem von der Messe, gestand er Schwierigkeiten bei der 
Erklärung zu, aber auch diese ließen sich bei einer münd- 
lichen Disputation beseitigen. Er erwartete, daß man sich 
wenigstens über einige streitige Artikel auf dieser Versamm- 
lung vergleichen werde*). 

Gar bald jedoch erkannte er, daß selbst diese geringen 



1) C. R in, S. 1242 K] Walch XVH, S. 568 ff. 
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Ho£fiiUDgen nicht in Erfüllung gehen würden; schon kurze 
Zeit darauf schreibt er an Gamerarius, er wünsche, die fast 
kindischen Verhandlungen möchten bald ein Ende nehmen ^). 
Mehr und mehr zeigte sich , daß ein Religionsgespräch in 
protestantischem Sinne nicht zu Stande kommen werde. Von 
den Katholiken wollten die einen überhaupt nichts yon einem 
solchen wissen, die anderen wollten es nur in abgeschwächter 
Form zugeben ohne die in Hagenau getroffenen Bestimmungen, 
Yor allem ohne Abstimmung. Diese war mit der klaren 
Absicht vereinbart worden, durch den Spruch der Majorität 
bei den künftigen Verhandlungen eine yorläufige Entscheidung 
über die Religionssachen herbeizuführen. Dabei war die Ma- 
jorität gedacht als zusammengesetzt aus beiden Parteien, 
jetzt aber wollten die Katholiken die in Hagenau beschlossene 
Abstimmung nur für Beratungen innerhalb einer jeden Partei 
gelten lassen. Diese letztere Ansicht teilte auch Granvelle, 
welcher sich darüber in einer Unterredung mit Eck aus- 
sprach: er wolle „nicht leiden, daß einer, zwei oder drei sich 
absonderten von dem gemeinen Rath. Wenn sie aber das 
mehr thäten, das werde von Presidenten nicht angenommen . . . 
Dann die XI principal jetzt ernennt zu Hagenau aus dem 
Gehorsam ständen, hatten kayserliche Mt. verbunden bei ihr 
Mt. zu bleiben in diesem Fall des Glaubens etc." Er fügte 
noch hinzu, daß „kayserliche Majestät und Chur und Fürsten 
die XI principal darum ernannt und gesetzt, daß sie sollten 
fleißig ankern, concordi mit der Widerpart zu machen''^). 

Bei solchen Gedanken Granvelle^s war natürlich ein 
freier Meinungsaustausch der Parteien unmöglich; wir haben 



1) Melanchthon an Gamerarius, 25. Dez. 1540; G. E.. HI, 
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bereits gesehen, welche Gründe ihn zu einem solchen Ver- 
halten bewogen ; es konnte jedoch nicht ausbleiben, daß dies 
den denkbar schlechtesten Eindruck auf die Protestanten 
machte, welche die für sie jetzt günstige Lage nicht unge- 
nützt vorübergehen lassen wollten. Durch die Abstimmung 
drohte ihrer Partei kein Verlust, wohl aber den Katholiken, 
da Pfalz, Jülich und Brandenburg offen mit ihnen sympathi- 
sierten. Auf katholischer Seite bestrebte man sich eifrigst, 
diese Gefahr zu beseitigen, dabei war jedoch eine Verletzung 
des Hagenauer Rezesses nicht zu vermeiden. Das ungesetz- 
mäBige Vorgehen zu verdecken, erfand man neue Auslegungen 
des Rezesses, dichtete einen ganz neuen Sinn in denselben 
hinein, woran bisher niemand gedacht hatte, und setzte sich 
selbst in Widerspruch mit den ersten Vorschlägen, welche 
den Wormser Konvent eingeleitet hatten. Das war bereits 
bei den Verhandlungen über den Notarieneid geschehen; 
dasselbe wiederholte sich hier. Im November noch hatte 
man erklärt, am Hagenauer Abschied festhalten zu wollen, 
bis Mitte Dezember hatte man schon wiederholt Proben da- 
von gegeben, daß derselbe verschiedener Deutung fähig war, 
aber mit den wahren Absichten hatte man bisher gegen die 
Protestanten zurückgehalten. Erst Ende Dezember trat man 
mit denselben hervor, indem man einen offenen Vorschlag 
machte, die Abstimmung ganz fallen zu lassen : ein jeder Teil 
sollte „mit seinen Stimmen und Reden unter ihnen sich, so 
viel möglich, jederzeit auf die vorgebrachte Handlung einer 
einhelligen Meinung entschließen, und dieselbe durch einen 
Mund oder Schrift dem Kaiserlichen Commissario und Orator, 
auch den Herren Räthen, zur Präsidenz verordnet, vor- 
bringen'*. 

Die Schrift, welche diesen Antrag der Unterhändler ent- 
hielt, wurde den Protestanten am dritten Weihnachtsfeiertag 
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übergeben und war zugleich die Antwort auf deren Eingabe 
yom 21. Dezember. Nachdem sich die Präsidenten in der 
Einleitung gegen den Vorwurf verwahrt haben, als sei die 
Verzögerung des Gesprächs ihre Schuld, teilen sie den Evan- 
gelischen mit, daß „gleich im Anfang dieser Sachen der 
Kaiserliche Commissarius und Orator und die Herren Prä- 
sidenten der Stimmen halben, davon in dem Hagenauischen 
Abschied und dem Kaiserlichen Ausschreiben Meldung ge- 
schehen, ihr Bedenken gehabt'S Sie wollten nicht, daß die 
Stimmen von beiden Teilen zusammengerechnet und „ein 
mehreres gemacht" werde, sondern eine jede Partei sollte 
nur eine Meinung schriftlich oder mündlich vorbringen dürfen ; 
wer von dieser abweiche, dem solle es freistehen, seine An- 
sicht noch schriftlich bei Granvelle einzureichen. Aber nur 
die Meinung der Majorität einer Partei sollte der anderen 
zugestellt werden , „darauf weiter Handlung vorzunehmen" ; 
die Ansicht der Minorität sollte dagegen zurückgehalten 
werden und erst auf dem künftigen Reichstag zu allgemeiner 
Kenntnis gelangen. Würden die Protestanten mit diesem 
Modus der Verhandlungen sich einverstanden erklären, so 
wollten die Katholiken sogleich den Anfang machen und 
ihnen zu weiteren Beratungen eine Schrift vorlegen, welche 
Vermittlungsvorschläge für etliche Artikel der übergebenen 
Konfession und Apologie enthielt^). 

Dieser Antrag der Präsidenten vom 27. Dezember er- 
regte den lebhaftesten Widerspruch der Lutheraner, welchen 
jetzt statt eines mündlichen Golloquiums ein langwieriger 
und aussichtsloser Schriftenwechsel angeboten wurde. Noch 
an demselben Tage übergaben sie den Präsidenten ihre Ant- 
wort, in der sie ihren Unwillen über den Gang der Ver- 
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handluDgen nicht verhehlten. Mit überzeugenden Gründen 
weisen sie nach, daß es erst eine nachträgliche Erfindung 
der Katholiken war, bei Aufrichtung des Hagenauer Ab- 
schiedes habe man an keine Abstimmung gedacht. Sie seien 
sich vollkommen bewußt, daß dieser Konvent keine bindenden 
Beschlüsse zu fassen habe, und man suche deshalb auch nicht 
Stimmenmehrheit. Sie wollten sich nur an den Wortlaut des 
Ausschreibens zum Wormser Tage halten, wonach ein christ- 
liches Gespräch von allen Artikeln gehalten werden sollte; 
sie verstanden das nicht anders als daß die Verordneten 
von beiden Seiten eine freie Unterredung miteinander haben 
sollten „und daß der verordneten Stände keiner ausgeschlossen 
werden soll, also, daß seine Meynung nicht gehört, oder nicht 
vor andere Stände gebracht würde". Wenn aber die An- 
sichten einzelner nicht gehört wurden, so war dies gleichbe- 
deutend mit Ausschließung derselben vom GoUoquium, und 
das war ihrer Anschauung nach dem kaiserlichen Aus- 
schreiben entgegen. Zu alledem stand der letzte Vorschlag 
der Präsidenten mit den früheren in vollem Widerspruch; 
als man' noch über den Notarieneid verhandelte , hatten die 
Präsidenten mit klaren Worten gesagt, daß die Meinung 
eines jeden zum Gespräch Verordneten fleißig von den Notarien 
aufgeschrieben werden sollte. Hierauf wiesen die Protestanten 
noch besonders hin; erst habe man zugeben wollen, daß 
jeder der zweiundzwanzig Stimmberechtigten seine Meinung 
äußern dürfe, und jetzt sollte nur einer im Namen der Ma- 
jorität seiner Partei sprechen können, wobei die Minorität 
gar nicht zu Worte kam. 

Auch einen Schriften Wechsel unter den Parteien schlugen 
sie ab als unvereinbar mit dem Hagenauer Rezeß; und dann 
sei kein Ende solchen Schreibens abzusehen. Ihre Gegner 
hätten in so vielen Wochen kaum eine Schrift verfaßt, wann 
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sollten dann die übrigen folgen? Sie bitten deshalb wieder- 
holt, das Gespräch endlich nach der vom Kaiser bewilligten 
Form beginnen zu lassen; nur für ein solches hätten sie 
Vollmachten. Gegen einen anderen Modus des Colloquiums 
müßten sie Protest einlegen ^ ). 

Eine gleiche Antwort übergaben sie an Granvelle am 
28. Djezember und betonten hier nochmals, eine Zustimmung 
zu den letzten Vorschlägen der Unterhändler überschreite 
ihre Instruktionen *). 

Wenn die Protestanten bei ihrer Haltung geblieben 
wären, dann hätte der Konvent sich auflösen müssen, und 
die Evangelischen hätten Worms nur mit einer Demonstration 
für ihre Lehre verlassen; Granvelle hätte eine Wiederholung 
des Augsburger Vorganges von 1530 fürchten müssen, wenn 
alle Protestanten auf dem Tage zu Worms einig gewesen 
wären. Aber die Doppelehe des Landgrafen Philipp hatte 
diesen so weit von seiner Partei entfernt, daß er sich in ge- 
heime Verhandlungen mit dem Kaiser eingelassen hatte, wo* 
durch sein Interesse vom Wormser Konvent in hohem Grade 
abgelenkt war. Granvelle hatte die rein persönliche Sache 
des Landgrafen, Verzeihung vom Kaiser wegen der Doppel- 
ehe zu erlangen, mit der Religionsfrage verknüpft und eine 
Vergleichung des Glaubensstreites zur Bedingung für die 
Gewährung der kaiserlichen Gnade gemacht. Bucer hatte 
deshalb einem Antrage Granvelle's zu einem geheimen Collo- 
quium über die streitigen Artikel nicht widerstanden; die 
Erfolge, welche dasselbe bisher aufwies, waren ganz dazu 
angethan, auf diesem Wege fortzufahren. Dagegen konnte 
die Haltung der Protestanten bei den öflentlichen Verhand- 



1) C. E. in, S. 1254 ff.; Walch XVn, S. 574 ff. 
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luDgen den kaiserlichen Minister nicht befriedigen, und be- 
klagte er sich darüber gegen den hessischen Kanzler Feige. 
Diesem schien es „vast übel gefallen oder geratten" zu sein, 
daß die Lutheraner „das dein coUoquium'' abgeschlagen 
hatten; er glaubte, bei den geheimen Verhandlungen so viel 
gemerkt zu haben, daß der Kaiser und seine Umgebung eine 
wahre Reformation der Kirche wfLnschten. Granvelle schien 
ihm nicht allein einen äußerlichen Frieden, sondern eine 
wahre Vergleichung zu suchen, nur wolle er nicht „großen 
streit oder disputation per vota, sondern alleine bericht der 
Sachen''^). Aber Feige giebt selbst zu, daß alles. dies ihm 
erst durch die geheimen Verhandlungen bekannt geworden 
, war, den übrigen Protestanten, und dazu gehörten doch alle 
außer dem Landgrafen und dessen Vertrauten, mußten diese 
Absichten Granyelle's unbekannt sein, und war ihre Haltung 
ganz entsprechend ihrer Meinung von der kaiserlichen Partei. 
Auch Feige billigt dieselbe, indem er an Philipp schreibt, 
wenn er die Wahrheit sagen solle, dann könne er es seinen 
Religionsverwandten durchaus nicht verdenken, wenn sie auf 
die Anerbietungen der Präsidenten nicht eingegangen seien; 
denn sie hätten „einen claren abschidt, vom gegenteil und 
nicht von inen gemacht", und jetzt wollten die Katholiken 
nun „daraus trotten und dem ein ander meinung geben" *). 

So wie jetzt in Worms die Verhältnisse lagen, war auf 
einen Erfolg kaum zu rechnen ; denn hier bemühte man sich 
doch offenbar vergeblich, die einem Colloquium entgegen- 
stehenden Schwierigkeiten zu beseitigen. Granvelle war es 



1) Feige an den Landgrafen, Worms, 30. Dez. 1540: 
Lenz I, S. 523 ff. 

2) Feige und Dr. Siebert an den Landgrafen, Worms, 
31. Dez. 1540: Lenz I, S. 625 ff. 
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inzwischen bereits gelungen , auf anderem Wege eine kirch- 
liche Vereinigung der streitenden Parteien anzubahnen. Das 
Geheimgespräch, welches er mehrere gemäßigte Theologen 
abhalten ließ, hatte schon einen guten Erfolg gehabt. Mußte 
es für ihn da nicht näher liegen, auf dem angefangenen Wege 
fortzuschreiten und vielleicht auf diese Weise eine Ver- 
ständigung zwischen Katholiken und Protestanten herbeizu- 
führen? Er selbst neigte sehr einer Vermittlung zu, und 
war das Ziel seiner Religionspolitik, durch mildes Vorgehen 
die Lutheraner zu gewinnen. Ja, er hätte sich auch wohl 
zu Konzessionen gegen dieselben verstanden, wenn ihn nicht 
vor allem Morone daran gehindert hätte. Campeggi da- 
gegen neigte mehr der Auffassung des kaiserlichen Gesandten 
zu und trat dessen Vorgehen nicht hindernd entgegen. Diese 
verschiedene Beurteilung von Granvelle's Religionspolitik war 
ein Hauptgrund des Gegensatzes der beiden Nuntien. Morone 
bespricht in einem späteren Briefe ausführlich die Ent- 
stehung seiner Differenz mit Campeggi; er schreibt an 
Farnese *), daß schon bei seinem Eintreffen in Worms der 
Verdacht verbreitet war, als sei er nur gekommen, das 
CoUoquium zu verhindern; es habe ihm später der Bischof 
von Aquila gesagt, daß Campeggi selbst dazu die Veran- 
lassung gegeben habe, weil er seine Ankunft in Worms ungern 
gesehen. Außerdem habe er auch erfahren, daß Campeggi Gran- 
velle gebeten habe, ihn, Morone, nicht die geheimen Verhand- 
lungen des Colloquiums wissen zu lassen, da er nur in böser 
Absicht erschienen sei und schlechte Dienste leiste. Hier 
beklagt sich Morone, daß Campeggi ihn gleich im Anfang 
bei Granvelle angeschwärzt und wesentlich zu dem Ver- 



1) 7. Februar 1541. Historisches Jahrbuch, Bd. 4 (1883), 
S, 430 ff. 
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dacht beigetragen habe, als hätte er nur eine Disputation stören 
wollen. Doch war es weniger Gampeggi, als Morone selbst, 
welcher diesen Argwohn hervorrief ; denn es war seine Thätig- 
keit, die er in Hagenau begonnen und in Worms nur fort- 
setzte, welche gegen ihn den begründeten Vorwurf eines 
Störenfrieds entstehen ließ, und welche bewirkte, daß er 
sich beim weiteren Verlauf der Verhandlungen immer mehr 
isoliert sah. 

Drohten der katholischen Sache schon durch das jetzige 
Verhalten Morone's und Campeggi's schwere Gefahren, so 
wurde die Situation für die Katholiken noch ernster, als die 
Meinungen der beiden Nuntien in der Folge sich immer 
weiter entfernten und dazu nicht einmal die katholischen 
Theologen eines Sinnes waren. Denn wie Campeggi und 
Morone nicht gemeinsam verhandelten, so schlössen sich 
auch die deutschen Theologen von den päpstlichen ab, so 
daß diese sich über Zurücksetzung beklagten ; die deutschen 
faßten ihre Beschlüsse, ohne sie um ihr urteil zu fragen 
oder auch nur ihre Entschließungen ihnen mitzuteilen^). 

In derselben Zeit war auch Pietro Paolo Vergerio, 
Bischof von Capo d'Istria, in Worms anwesend. Dieser hatte 
zu Anfang des Jahres 1540 sein Bistum verlassen, da ihm 
die Einkünfte desselben durch jährliche Abgaben an die 
Kurie zu sehr verkürzt wurden *). In Begleitung des Kar- 



1) Tommaso Badia an Contarini, 28. Dez. 1 540 : Q u i r i n i lU, 
S. 260 ff. : Li Catholici Theologi del corpo del Colloquio 
fanno tra loro la conclusione circa la Confessione Lutherana, 
senza non solamente dimandare il giuditio mio, ma ancora 
senza farmi sapere il suo. Vergl. auch Dittrich, Reg., 
S. 138, No. 524. 

2) Vergl. hierüber besonders S a r p i , Historia del concilio 
Tridentino (London 1619), S. 90 f.; Sleidan, de statu reli- 
gionis et reipublicae Carolo Qninto Caesare commentarii 
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dinals Hippolyt von Este hatte er sich zunächst nach Frank- 
reich begeben, wo er die der Reformation zugeneigte Schwester 
Franz I., Margarete yon Nayarra, kennen lernte und für die 
Vermählung ihrer Tochter Johanna mit dem Herzog Wil- 
helm yon Jülich und Gleye thätig wurde. Von Frankreich 
begab er sich nach Deutschland, um den Beligionsyerhand- 
lungen in Worms beizuwohnen. In wessen Auftrag er hier 
erschienen ist, darüber gehen die Berichte auseinander. 
S leid an sagt^), Vergerio sei nominell im Auftrag des fran- 
zösischen Königs, in Wahrheit aber als Vertreter des Papstes 
gekommen, welcher geglaubt habe, Vergerio könne ihm mehr 
nützen, wenn er unter fremdem Namen an den Verhandlungen 
teilnehme ; er trage wesentlich die Schuld an der Verzögerung 
und Auflösung des Konyentes. P a 1 1 a y i c i n o bestreitet das 
letztere und behauptet, er sei nur im Auftrag des fran- 
zösischen Königs anwesend gewesen, der Papst habe ihn 
yielmehr aus Deutschland abberufen wissen wollen, weil er 
sich als einen geheimen Agenten der römischen Kurie aus- 
gegeben habe *). Gegenüber Pallayicino yerdient wohl die 
Angabe Sleidan's mehr Glauben, der als diplomatischer 
Agent des einflußreichen Kardinals Du Bellay gut unter- 
richtet war. Der französische Auftrag des Vergerio steht 
fest, denn er selbst bestätigt dies in einer Unterredung mit 
Poggio '). Eine beachtenswerte Notiz hierüber enthält noch 



(Böhmer 1786), Liber XTTT, S. 203 £; H. Sixt, Petrus 
Paulus Vergerius (Braunschweig 1855), S. 73 ff. ; auch S e cke n - 
dorf m, S. 259. 

1) Sleidan XECE, S. 203 f. 

2) Pallavicino IV, 11, S. 819. 

3) Lämmer, Mon. Vatic, S. 838 ff.; Poggio an Pamese, 
18. Jan. 1540. 
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der Brief Gampeggfs an Famese vom 26. November^), in 
welchem dieser schreibt, der Gesandte Ferdinands sei zu 
ihm gekommen und habe ihm Mitteilung gemacht, daß er 
gehört, der Bischof von Gapo dlstria sei im Auftrag des 
Königs von Frankreich nach Worms gekommen, um die Be- 
ligionsverhandlungen zu stören, und deshalb habe dieser alle 
Tage mit den Protestanten Unterredungen gehabt; es schmerze 
ihn am meisten, daß man glaube, dieser sei auch mit Zu- 
stimmung des Papstes gekommen. Der päpstliche Auf- 
trag des Vergerio ist durch den Bericht Sleidan's zum 
mindesten sehr wahrscheinlich. Du Bellay hat sicher um 
die geheime Mission des Bischofs, eine Verständigung der 
deutschen Protestanten mit dem Kaiser zu vereiteln, gewußt, 
und als Haupt der antikaiserlichen Partei am französischen 
Hofe hat er gewiß nichts unterlassen, was die kaiserlichen 
Pläne zu durchkreuzen im Stande war. Den Bischof ganz 
insgeheim zu den Verhandlungen zu schicken, um dieselben zu 
stören, mag der Papst dadurch bewogen worden sein, daß, wenn 
er schon nationale Beratungen über die Religionssache in 
Deutschland nicht verhindern könne, er dann wenigstens 
suchen müsse, dieselben möglichst erfolglos verlaufen zu 
lassen. Dabei mußte den Nuntien in Worms das wahre 
Ziel der Sendung Vergerio's natürlich geheim bleiben. Am 
5. November war dieser in Worms eingetroffen, und hatte 
er seitdem Konferenzen mit den Vertretern der beiden Kon- 
fessionen^). Vom französischen König bezog er eine Geld- 
unterstützung und wohnte auch im Hause des französischen 



1) Ln Auszug gedruckt: Brieger, Zeitschr. f. Kirch.- 
Gesch., Bd. V, S. 683 f. 

2) Vancopius an Paul lH, 27. Nov. 1540; Lämmer, 
S. 304 f. 
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Gesandten. Am 14. November verließ er plötzlich die Stadt, 
einzelne vermuteten, er sei zum Kaiser oder zum römischen 
König gereist i); in Wahrheit aber begab er sich zum Herzog 
von Cleve, um demselben, wie er selbst sagte, sein Kreditive 
von Franz I. zu Verhandlungen über die Ehe zwischen ihm 
und Johanna von Navarra zu überreichen *). Am 9. De- 
zember war er bereits wieder nach Worms zurückgekehrt 
und hatte seitdem wiederholte Unterredungen mit protestan- 
tischen Abgeordneten. Selbst in die Verhandlungen einge- 
griffen hat er wohl nicht. Denn wenn auch eine Rede von 
ihm als gehalten am 1. Januar 1541 überliefert wird, so 
wird doch mit Recht bezweifelt, daß sie gehalten worden 
ist ^). Denn einmal erwähnen die gleichzeitigen Berichte 
über den Wormser Konvent nicht das Mindeste von einer 
Rede Vergerio's an die beiden Konfessionen, und dann steht 
doch wohl einer solchen der Brief des Bischofs selbst ent- 
gegen, welchen er am 23. Februar 1541 an den Kardinal 
Aleander schrieb ^); er sagt hier, die Religionsverhandlungen 
in Worms hätten ihn immer ein Nationalkonzil fürchten 
lassen, und deshalb habe er eine Schrift verfaßt, in welcher 
er die Gründe gegen ein solches zusammengestellt, und welche 
er von seinen Glaubensgenossen habe prüfen lassen, um sich 
zu versichern, ob sie auch gut katholisch gewesen. Wie 
diese Schrift, so rät auch die Rede, welche er gehalten haben 
soll, von einem Nationalkonzil ab, und ist es zweifellos, daß 



1) Lämmer a. a. 0. 

2) Brieger, a. a. 0. — Mail sprach auch davon, dass 
er beim Landgrafen von Hessen gewesen sei (dicono e stato 
dal Lantgravio d'Hassia). 

3) Vergl. Ranke IV, S. 143, Anm. 1. — Die Rede ge- 
druckt bei Lämmer, S. 312 ff.; vergl. Walch XVII, 
S. 588 ff. 

4) Lämmer, S. 357. 
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die Rede, welche uns überliefert ist, und die erwähnte Schrift 
identisch sind; von derselben sagt Vergerio weiter, daß er 
sie Morone und dieser Granvelle gegeben, welcher sie jedoch 
keineswegs gebilligt habe. Davon, daß sie durch ihn bei der 
Versammlung mündlich vorgetragen worden, spricht er kein 
Wort. Auch Sleidan sagt nur, daß Vergerio eine Rede ver- 
faßt und sie gedruckt habe verteilen lassen ^). 

Obgleich nun der Bischof von Capo d'Istria in seinen 
Anschauungen damals noch gut katholisch war, so wurde er 
doch von seinen Glaubensgenossen in Worms mit mißtrau- 
ischen Augen beobachtet und von diesen mehr gemieden 
als aufgesucht. Seine Anwesenheit beim Konvent wirkte 
jedenfalls nicht fördernd für die katholische Sache, denn die 
Unsicherheit, in wessen Auftrag er da sei, vergrößerte nur 
noch die Verwirrung unter den Katholiken. 

Wie bereits gesagt, hielten Nuntien und Theologen keine 
gemeinsamen Beratungen ab; die weltlichen Vertreter des 
alten Glaubens waren ebensowenig einig; diese völlige Zer- 
rissenheit der katholischen Partei trat besonders zu Ende 
des Jahres 1540 hervor, als die Vorlage der Präsidenten 
vom 27. Dezember durch die Lutheraner abgelehnt war. Die 
Befürchtung lag nahe, daß jetzt die Versammlung auseinander- 
ging, ohne auch nur den mindesten Erfolg aufweisen zu 
können. Der Erzbischof von Köln und der Pfalzgraf versuchten 
noch eine Vermittlung, aber vergeblich^). 

Granvelle erkannte die Gefahr sehr wohl, welche für 



1) Sleidan XIII, S. 204: orationem de unitat e et pace 
ecclesiae composuit et typis procussam distribuit, in qua potis- 
simum id agit^ ut doceat non esse de nationis concilio cogi- 
tandum. — Über die Anwesenheit Vergerio's in Worms 
vergl. noch v. D ruf fei, Gott. gel. Anz. 1882, S. 1044 ff. 

2) C. K. m. S. 1259 ff.; Walch XVII, S. 579 ff, 
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den Katholizismus in einer Auflösung des Konventes bestand; 
er war auch jetzt geneigt, ein Colloquium zu bewilligen, nur 
Morone verhinderte zunächst immer wieder den Anfang eines 
solchen. Granvelle hatte nach den ablehnenden Antworten 
der Protestanten vom 27. und 28. Dezember an einen neuen 
Modus gedacht: er wollte die elf Verordneten der beiden 
Parteien zusammentreten lassen, von jeder Seite sollte aber 
nur einer im Namen aller sprechen dürfen, von den Katho- 
liken vielleicht Eck. Damit war wenigstens der frühere 
Vorschlag dahin gemildert, daß man ein mündliches Collo- 
quium stattfinden lassen wollte und nicht in erster Linie 
einen Schriftenwechsel befürwortete. Am 30. Dezember 
übermittelte Granvelle den Präsidenten seinen neuen Antrag, 
aber schon am nächstfolgenden Tage reichte ihm Ganapeggi, 
durch Morone angeregt, eine Schrift ein, in welcher er sein 
Bedenken gegen das beabsichtigte Gespräch nicht verhehlte. 
Granvelle wollte jedem der Stimmberechtigten gestatten, den 
Worten des Hauptredners noch etwas hinzuzufügen ; darüber 
war nun Morone besonders aufgebracht und bat, daß etwaige 
Zusätze zu den Worten des Prolocutors nur gemacht werden 
dürften, wenn die Majorität einer Partei dafür sei, und zwar 
sollte diese Zusätze derselbe Prolocutor vorbringen. Denn 
er sah voraus, daß, wenn der Plan Granvelle's zur Aus- 
führung gelangte, dann das Gespräch doch frei sein werde, 
und daß nicht die Meinungen der beiden Hauptredner sich 
gegenüberstehen, sondern die Zweiundzwanzig die Entschei- 
dung in der Hand haben würden; der neue Vorschlag ließ 
immerhin eine Abstimmung zu, und gerade diese war es 
ja, welche ihm von Anfang an so verhaßt gewesen war. 
Granvelle wies seine Einwendungen zurück und berief sich 
auf das kaiserliche Mandat, das Colloquium abhalten zu 
lassen nach dem Hagenauer Rezeß, er wolle den Auftrag des 
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Kaisers ausführen und eine inündliche Disputation bewilligen. 
Den ganzen Schaden, welcher durch das Nichtzustande- 
kommen derselben entstehe, hätten die zu verantworten, 
welche ihn in seinem Vorgehen gehindert hätten. Er habe 
den neuen Antrag mit Vorwissen Campeggi's gestellt, welcher 
demselben keineswegs so entgegen gewesen sei wie Morone. 

Sehr gereizter Stimmung verließ letzterer Granvelle ; wie 
er sagt, habe dieser schließlich nachgegeben und sich bei 
ihm entschuldigen lassen ^). 

Die Antwort, welche darauf die Präsidenten am 2. Ja- 
nuar den Evangelischen auf deren letzte Ablehnung erteilten, 
ist offenbar beeinflußt durch die Konferenz, welche Gran- 
velle und Morone soeben gehabt hatten. Denn erst hatte 
jener ein freies CoUoquium zwischen zwei CoUocutoren be- 
willigen und den übrigen gestatten wollen, noch Zusätze zu 
machen, jet^zt wurde eine Beschränkung hinzugefügt, welche 
einen freien Meinungsaustausch unmöglich machte. Denn 
über die Form des Gesprächs wurde in der neuen Vorlage 
vom 2. Januar bestimmt, daß von jeder Seite einer der elf 
Verordneten die Ansicht der Majorität seines Teils mündlich 
vortragen solle; nachdem dieser gesprochen, wollte man den 
anderen gestatten, daß „auch sie etwas zu der Meinung ihres 
Theils zuthun", jedoch nur mit Erlaubnis Granvelie's und der 
Präsidenten. Die Ansicht der Minorität sollte dem kaiser- 
lichen Gesandten schriftlich übergeben und je nach dessen 
Ermessen bis auf den künftigen Reichstag zurückbehalten 
werden oder auch zur Kenntnis des Gegenteils gelangen. Zu- 
gleich wurde noch festgesetzt, daß die Notarien „nicht alle 
Beden, sondern allein die entliche Meinung und Sententiä, 



1) Morone an Tarnese, 2. Jan. 1541. Ranke VI, S. 179 ff. 

Moses, Religionsyerh. z. Hagenau u. Worms. ^ 



Digitized by 



Google 



98 

in den man eins, oder strittig bleiben würde'S aufzeichnen 
sollten ^). 

Das Anerbieten, welches hier den Protestanten gemacht 
wurde, war im Grunde genommen dasselbe wie am 27. De- 
zember, nur daß man jetzt von einem Schriftenwechsel ab- 
sah und allein ein mündliches GoUoquium zwischen zwei 
Vertretern der beiden Konfessionen vorschlug. Dasselbe ent- 
sprach aber noch keineswegs den Wünschen der Lutheraner, 
welche immer uud immer wieder Ausführung der Hagenauer 
Beschlüsse verlangten. Ganz neu war übrigens die Ab- 
kürzung der Protokolle, welche jetzt die Präsidenten ver- 
langten ; früher bei den Verhandlungen über den Notarieneid 
hatte man beschlossen, daJB die Notarien „alle und jede Hand- 
lung aufschreiben" sollten, und jetzt suchte man diesen Be- 
schluß wieder zu beseitigen, zu welchem man sich nach langen 
Beratungen geeinigt hatte. In der That, das Vorgehen der 
Präsidenten mußte überall den Anschein erwecken, als ob 
man verhandelte, um eben nur zu verhandeln, daß aber eine 
kirchliche Einigung der Parteien keineswegs ihre Absicht sei. 
Dann hätte man es wenigstens nicht nötig gehabt, Ent- 
schließungen, über welche man sich notdürftig verständigt 
hatte, durch neue Vorschläge wieder in Frage zu stellen. 
Dieses Treiben verfehlte seine Wirkung auf die Protestanten 
nicht, man war unwillig, so lange nutzlos in Worms bleiben 
zu müssen. Allgemein glaubte man, bei der Hinterlist der 
Katholiken werde nicht viel mehr aus dem Gespräch werden, 
und reisten deshalb schon Anfang Januar viele wieder ab. 
So hatten die Gesandten des Markgrafen Georg von Branden- 
burg und die Vertreter der beiden Städte Hamburg und 
Bremen Worms bereits wieder verlassen, Andere waren noch 



1) C. R. IV, S. 5 if.; Walch XVH, S. 583 ff. 
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unschlüssig, wollten sich aber auch in kurzem wieder in ihre 
Heimat begeben ^). Schon über zwei Monate war man in 
Worms und hatte sich noch nicht einmal über die Form des 
Gesprächs geeinigt. Die päpstliche Partei auf dem Konvente 
setzte es durch, daß den Protestanten Vorschläge gemacht 
wurden, von denen sie genau wußten, daß sie abgelehnt 
würden. Morone hatte zunächst sein Ziel erreicht, eine Ein- 
schränkung der Redefreiheit beim GoUoquium; auch hatte 
ihm Granvelle fest zugesagt, die alte Stellung des aposto- 
lischen Stuhles aufrecht erhalten zu wollen, aber trotzdem 
war er noch nicht befriedigt; er glaubte, man werde so lange 
verhandeln, bis man endlich doch zu dem verwünschten freien 
Colloquium und zur Abstimmung kommen werde*). 

Wie zu erwarten stand, lehnten die Protestanten auch 
den neuen Antrag der Unterhändler ab. Bei der Beratung 
über denselben waren die verschiedenen Meinungen sehr leb- 
haft besprochen worden. Vorher hatten der sächsische Kanzler 
Burckhardt, Melanchthon, Bucer, Jacob Sturm und Andere 
eine Einladung von Granvelle angenommen. Wie weit man 
sich da über das Colloquium ausgelassen hat, ist nicht 
festzustellen; sicher ist, daß bei den darauf folgenden Ver- 
handlungen der Protestanten unter sich manche Verstimmung 
über die Unterredung der Sächsischen und Straßburgischen 
mit Granvelle sich geltend machte. Vor allem schrieb Oslander 
einen sehr gehässigen Bericht über diese Beratungen nach 



1) Die Räte an Johann Friedrich, Dienstag nach circum- 
visionis domini (4. Januar) 1541. Weimar, Ges.-Arch., Reg. 
H. Pag. 329—333. No. 133. 

2) Morone an Famese, 6. Jan. 1541 : . . . sempre sto con 
Tanimo inquieto et dubito non si faccia tanto che si venga a 
qnesto maledetto coUoquio libero et de suffragij per via indi- 
retta. Ranke VI, S. 182 £P. ; Lämmer, Monum. Vatican. 
S. 317 ff. 

7* 
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Hause ^); von Melanchthon und Bucer spricht er in den ver- 
ächtlichsten Ausdrücken, besopders von letzterem^). Über 
den Antrag vom 2. Januar gingen nämlich die Meinungen 
der Protestanten auseinander; die einen wollten radikal ver- 
fahren und den Vorschlag rundweg ablehnen, die anderen 
waren mehr für eine abwartende Haltung. Melanchthon und 
Bucer suchten zu beschwichtigen, und dieses Streben wird 
ihnen von Osiander als Verrat ausgelegt ; er wirft den beiden 
Reformatoren vor, sie hätten sich durch Gran volle beein- 
flussen lassen, ihre Vermittlungsvorschläge seien bei dem 
letzten Gastmahl entstanden, welches der kaiserliche Gesandte 
den Sächsischen und Straßburgischen gegeben habe. Bei 
Bucer lagen allerdings besondere Gründe vor, die Protestanten 
zur Annahme der letzten Vorschläge zu bewegen; Melan- 
chthon aber hat nur vermitteln wollen, um endlich zum Collo- 
quium zu kommen; vielleicht, daß Granvelle einige Kon- 
zessionen in Aussicht gestellt hatte, und er hierdurch zu 
einiger Nachgiebigkeit bewogen worden ist. Der Vorwurf 
Osiander's, daß er sich von diesem habe einschüchtern lassen 
und er nur deshalb die letzte Vorlage der Präsidenten be- 
fürwortet habe, findet nur in der Erbitterung dieses Theologen 
seine Erklärung, welcher mit seinem rechthaberischen Wesen 
bei den Beratungen vielfach Anstoß erregte. Nach heftiger 
Debatte drang die extremere Ansicht durch : in der Antwort, 
welche die Protestanten am 5. Januar den Unterhändlern 
übergaben, lehnten sie deren Vorschläge fast gänzlich ab, 



1) Oslander an die Nürnberger, Epiphanias (6. Jan.) 1541. 
C. R. IV, S. 10 ff. 

2) Bezeichnend ist folgende Stelle in Osiander's Briefe: 
Nach Osiander hat Brenz gesprochen, „sed Butzerus tarn impu- 
denter eins orationem interrupit, ut multis alapa dignus iudi- 
caretur". C. R. IV, S. 14. 
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nur zu dem einen Zugeständnis wollten sie sich verstehen, 
die Abstimmung fallen zu lassen, ihre Forderung einer freien 
Disputation erhielten sie aber aufrecht i). 

Unterdessen waren die Aussichten für die katholische 
Sache immer ungünstiger geworden durch die andauernde Ver- 
stimmung Morone's, welcher erklärt hatte, an den weiteren 
Verhandlungen nicht mehr teilnehmen, sondern zu König 
Ferdinand oder nach Rom zurückkehren zu wollen. Der 
Bischof von Aquila schrieb deshalb anFarnese^): der Papst 
möge Fürsorge treffen; für Campeggi sei die Last zu groß; 
ein Legat von großer Autorität sei dringend nötig. Zu 
dieser Differenz der Nuntien kam noch, daß nicht einmal die 
Präsidenten einig waren : Mainz und Baiern arbeiteten einem 
CoUoquium entgegen, Pfalz und Straßburg waren dafür. 
Granvelle's Aufgabe, ein Religionsgespräch wirklich beginnen 
zu lassen, war außerordentlich erschwert durch die fort- 
dauernden Streitigkeiten innerhalb der katholischen Partei, 
einmal waren es die Theologen, dann die Nuntien, dann 
wieder die Präsidenten. Wie Morone meldet, soll Granvelle 
ganz verzweifelt gewesen sein und daran gedacht haben, den 
Konvent in Worms ohne ein CoUoquium aufzulösen ^). Es 
gelang ihm jedoch noch, die Präsidenten zu vereinen und 
sie zu einer gemeinsamen Antwort an die Evangelischen zu 
bewegen. Am Vormittag des 12. Januar wurde dieselbe den 
Protestierenden tibergeben ; sie enthielt bemerkenswerte Zuge- 
ständnisse, und wenn sie auch auf protestantischer Seite 
keineswegs völlig befriedigte, so ermöglichte sie doch eine 



1)C.R.IV, S.7£f.; Walch XVn, S.584ff.; Spalatin's 
Annalen, S. 511 ff. 

2) 8. Januar 1541: Lämmer, S. 322 f. 

3) Morone an Famese, 12. Jan. 1541 j Lämmer, S. 324 ff. 
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Annäherung der Parteien und damit endlich auch das GoUo- 
quium. 

Den Protestanten wird hier zur Kenntnis gegeben, „so 
ihr einer etwas der Sachen seines Theils gleichförmig und 
fürständig sagen wollt", daß ihm dies erlaubt sei. Ferner 
wird bewilligt, daß die Notarien „nicht allein die Schluß- 
reden, sondern auch die Argumenta und Ursachen, von beyden 
Theilen vorgebracht", verzeichnen sollen. Zuletzt wird es 
jeder Partei überlassen, ihre sonstigen Wünsche auf dem 
nächsten Reichstage vorzubringen^). 

Die Protestanten antworteten noch an demselben Tage; 
sie nahmen den Vorschlag der Präsidenten an und erklärten 
sich einverstanden mit der Form des Gesprächs wie mit der 
Abfassung der Protokolle; nur wünschten sie auch vollständige 
Kopieen aller Akten 2). 

Nach dieser letzten Erklärung der Evangelischen stand 
einer Eröffnung des Golloquiums nichts mehr entgegen. Aber 
lange Zeit hatte man gebraucht, um so weit zu kommen, 
fast drei Monate hatten sich die Verhandlungen hingezogen, 
ehe man an einen Beginn der Disputation denken konnte; 
über Dinge wie Notarieneid und Aufbewahrung der Akten 
hatte man Wochen gestritten. Mehr als einmal war man 
nahe daran gewesen, unverrichteter Sache nach Hause zu 
gehen; Morone und seine Gesinnungsgenossen schienen zu 
wiederholten Malen ihr Ziel, ein Colloquium zu verhindern, 
zu erreichen ; da ermöglichte zuletzt noch die Nachgiebigkeit 
der Protestanten eine Disputation. Freilich von den zu 



1) C. R. IV, S. 16; Walch XVn, S. 585 f. 

2) C, R. IV, S. 17 f.; Walch XVn, S. 586 ff. — Ans 
der Antwort der Protestanten geht hervor, dass ihnen der 
letzte Antrag der Unterhändler am 12. Januar vormittags 
zugegangen ist, 
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Hagenau getroffenen Bestimmungen hatte man jetzt viele 
fallen gelassen: die Abstimmung war beseitigt; wenn auch 
von den Protestierenden alle frei ihre Meinung äußern durften, 
so galt doch dasselbe nicht von den Katholiken. Hier war 
Eck zum Prolocutor bestimmt, und die anderen sollten nur 
mit Erlaubnis Granvelle's und der Präsidenten reden dürfen ; 
dabei sollten sie aber nichts gegen Eck sprechen dürfen, 
sondern ihn nur in seinen Ausführungen unterstützen. Da- 
mit war den Räten des Brandenburgers , des Pfalzgrafen 
und des Herzogs von Jülich von vornherein die Möglichkeit 
abgeschnitten, ihre evangelische Gesinnung zur Geltung zu 
bringen, und selbst die, welche von den Katholiken zu den 
Worten Eck's noch Zusätze in Eck's Sinne machen wollten, 
— auch diese war man entschlossen, nicht zu Worte kommen 
zu lassen, denn Granvelle hatte den mainzischen und bairischen 
Räten, sowie auch Morone versprochen, nach Eck überhaupt 
niemand von den Katholiken noch reden zu lassen^). 

Den Protestanten hatte man das Zugeständnis machen 
müssen, daß alle ihre Verordneten sprechen durften. Daraus 
hoffte Morone großen Gewinn für die katholische Partei, 
denn er glaubte, es werde zwischen Bucer und Melanchthon 
der alte Streit über die Abendmahlslehre ausbrechen und 
damit den Protestanten selbst der größte Nachteil aus der 
ihnen zugestandenen Redefreiheit erwachsen. Das war jedoch 



1) Morone an Famese, 12. Jan. 1541; Lämmer, Mon. 
Vatic. S. 324 ff. S'alcuno (seil, della parte degli cattoKci) 
vorrä, aggiungere qualche cosa, ma non contradire, non lo pu6 
fare senza licenza di Mens, di Grandvella et delli presidenti. 
Ma Mons. di Grandvella ha promesso alli presidenti Magontini 
et Bavari, et anchor a noi altri, che non si lasciaranno par- 
lare, ma se riceveranno le loro opinioni in scritto, et si con- 
servaranno in sin alla dieta. 
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nicht zu erwarten. Und wenn vielleicht die Katholiken 
meinten, die Evangelischen würden, nachdem sie bisher Nach- 
giebigkeit gezeigt, auch jetzt auf ihre Vorschläge eingehen 
bei einer Disputation über die streitigen Artikel, so waren 
sie damit völlig im Irrtum ; Melanchthon erklärte noch kurz 
vor dem Beginn des Colloquiums: „und wenn die französi- 
schen und spanischen Truppen vor den Thoren stehen, ich 
werde verdrehte Artikel nicht billigen" i). 

Allgemein glaubte man noch nicht an den Anfang eines 
Gesprächs. Die Lutheraner meinten, die Gegner kehrten nur 
zu ihrer alten List zurück, Hoffnung auf Disputationen zu 
erwecken, an die Veranstaltung derselben jedoch nicht zu 
denken. Und bevor die Antwort der Protestanten vom 
12. Januar bekannt war, glaubte auch Campeggi ein Collo- 
quium noch in weiter Feme. Am 13. Januar früh schreibt 
er, es sei gar keine Hoffnung, daß das überhaupt noch nicht 
angefangene Gespräch irgend einen Erfolg haben werde ; man 
bemühe sich wohl, die Schwierigkeiten zu beseitigen, aber sie 
wüchsen nach wie die Köpfe der Hydra*). 

Alle diese Befürchtungen, daß ein Gespräch nicht mehr 
zu Stande kommen werde, waren jetzt beseitigt: mit Spannung 
erwartete man die Eröffnung der theologischen Disputation. 
Die päpstlich gesintite Partei unter den Katholiken sah zwar 
ungern ein solches Gespräch; aber nach Lage der Dinge 
mußte man sich ins Unvermeidliche fügen, nachdem man 
sich vorher redlich bemüht hatte, den Verhandlungen Schwierig- 
keiten in den Weg zu legen. Am 13. Januar traf auch 



1) Melanchthon an Veit Dietrich, 13. Jan. 1541; C. R. 
IV, S. 21 f.; Walch XVTE, S. 613 f. 

2) Campeggi an Famese, 13. Jan. 1541; Brieger, 
Zeitschr. f. Kirch.-Gesch. IH, S. 648 f. 
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Poggio, der Nuntius am kaiserlichen Hofe, in Worms ein ^), 
rechtzeitig noch, um den Verlauf des CoUoquiums aus nächster 
Nähe beobachten zu können. Auf den 14. Januar war der 
Anfang desselben festgesetzt, zum katholischen Gollocutor 
Eck, zum protestantischen Melanchthon bestimmt. Am Vor- 
abend hatten Granvelle und Campeggi noch eine Unterredung ; 
man beschloß hier, von der Anwesenheit Campeggi's beim 
Gespräch, wenigstens im Anfang, abzusehen. Granvelle er- 
klärte, wenn die Sachen gut gingen, könne man weiter ver- 
handeln, wo nicht, so sei er zu jeder Zeit ermächtigt, den 
Konvent aufzulösen; er riet dem Legaten zugleich. Eck zur 
Versöhnlichkeit zu mahnen, damit er nicht durch rauhe 
Worte die Protestanten reize und auf diese Weise das Collo- 
quium störe*). 

Am 14. Januar, noch vor Tagesanbruch, hatte Campeggi 
mit Eck eine Besprechung, in welcher er mit diesem Einiges 
für die bevorstehende Disputation erörterte, besonders welche 
Ausgabe der Augsburgischen Eonfession derselben zu Grunde 
zu legen sei, ob die von 1530 oder die von 1540. 

Melanchthon hatte bei neuen Auflagen der Augustana 
immer zu verbessern gesucht und dabei erklärt, er wolle 
nicht den Sinn, sondern nur den Ausdruck verändern. Dies 
sagte er auch von der erweiterten Bearbeitung der Kon- 
fession, welche er 1540 fertig gestellt, und in welcher er 
den Artikel von der Abendmahlslehre wesentlich modifiziert 
hatte. Hatte vorher in der unveränderten Augustana ge- 
standen: De Coena Domini docent, quod corpus et sanguis 
Christi vere adsint, et distribuantur vescentibus in coena 



1) Poggio an Farnese, 18. Jan. 1541; Lämmer, 
S. 338 ff. 

2) Campeggi an Farnese, 15. Jan. 1541; Lämmer, 
S. 330 ff. 
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Domini, et improbant secus docentesOi so hatte jetzt 
Melanchthon an Stelle dieser Worte gesetzt: De Coena 
Domini docent, quod cum pane et vino vere exhibeantur 
corpus et sanguis Christi, vescentibus in Coena Dominik). 
Wie später behauptet wurde, hatte Melanchthon die Worte: 
et improbant secus docentes auf Wunsch Philipps von Hessen 
gestrichen, um den Calvinisten den Anschluß an die deutschen 
Protestanten zu erleichtern ^). Auf diese veränderte Fassung 
der Augustana sollte Eck nicht eingehen, sondern vielmehr 
die von 1530 der Disputation zu Grunde legen, wie man es 
zu Hagenau vereinbart habe. Eck meinte, wenn er dies 
that, sich an die Hagenauer Beschlüsse halten zu müssen, 
dieselben Beschlüsse, welche schon durch die Beschränkung 
der Redefreiheit beim Gespräch nicht aufrecht erhalten 
wurden. Er versprach Campeggi noch, seine volle Schuldig- 
keit gegen den apostolischen Stuhl zu thun und mit größtem 
Eifer die Sache des Katholizismus gegen die Lutheraner zu 
verteidigen. In wenigen Stunden sollte er Gelegenheit haben, 
seine Worte zur That werden zu lassen. 



lY. Das KeligionsgesprSch. 

Gegen 8 Uhr vormittags versammelte man sich im Rat- 
hause, Granvelle mit seinen Theologen, die Präsidenten und 
die Verordneten beider Parteien mit den bestellten Notaren. 
Der Papst war nicht vertreten, obwohl sich gerade jetzt drei 
Nuntien in Worms aufhielten. 



1) C. R. XXVI, S. 278. 

2) C. R. XXVI, S. 357. 

3) Vergl. Heppe, Geschichte des deutschen Protestantis- 
mus in den Jahren 1555 --81 (Marburg 1859), IV, S. 32, 
Anm. 2, 
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Auf Geheiß Granvelle's und der Präsidenten begann zu- 
nächst Eck die Disputation*), in welcher sich beide CoUo- 
cutoren der lateinischen Sprache bedienten. Er entschuldigte 
die lange Verzögerung des Gesprächs damit, daß man viel 
Zeit gebraucht habe, die verschiedenen Exemplare der Augs- 
burger Konfession und Apologie zu vergleichen; denn das 
jetzt überreichte Exemplar habe eine wesentlich andere 
Fassung als das 1530 zu Augsburg übergebene. Hierüber 
wolle er zwar ohne viel Worte hinweggehen, jedoch nur mit 
Vorbehalt der Protestation der Kurfürsten und Fürsten zur 
Sache kommen. Er versprach darauf, versöhnlich zu sprechen ; 
entschlüpfe ihm ein rauhes Wort, so solle man ihm dies 
nicht anrechnen, denn er suche nur die Vergleichung mit 
denen, welche die Gemeinschaft seiner Glaubensgenossen ver- 
lassen hätten. Den ersten Artikel der Konfession, von der 
Trinität, läßt er mit Zustimmung Melanchthon's ohne Dis- 
kussion, da beide Parteien einig sind in der Verwerfung der 
Arianischen Lehre. Er wendet sich sofort zum zweiten 
Artikel, zur Besprechung der Erbsünde. Hier verwirft er 
zunächst mit den Protestanten die Ansicht der Pelagianer, 
welche die Erbsünde überhaupt leugneten, welche glaubten, 
Sünde beruhe nur auf der Macht der Verführung und des 
bösen Beispiels. Im Gegensatz zu dieser Sekte nimmt er 
das Vorhandensein von Erbsünde an; nur betreffs zweier 



1) Bericht über das CoUoquium: C. R. IV, S. 33 ff.; 
Walch XVn, S. 625 ff.; Spalatin's Annalen, S. 526. 
Einige Notizen giebt noch eine „Zeitung aus Worms", Weimar, 
Ges.-Archiv, Reg. E. Fol. 48. Vol. V. — Vergl. hierüber Lämmer, 
Die vortridentinisch - katholische Theologie des Reformations- 
zeitalters (Berlin 1858), S. 104 ff. (S. 116). TL Wiedemann, 
Dr. Johann Eck (Regensburg 1865), S. 300 ff. Döllinger, 
Die Reformation etc. III, S. 317 f. Bucholtz, Q-esch. d. 
Reg. Ferdinand d. Erst. IV, S. 365 ff. 
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Punkte will er eine genauere Erklärung, einmal die scharfe 
Trennung zwischen Erbsünde und wirklicher Sünde; Kinder 
seien nur mit der Erbsünde behaftet, mit dem Mangel der 
Erbgerechtigkeit, welche in uns sein sollte. Sodann ersucht 
er um weitere Auslegung des Satzes, daß die Erbsünde nicht 
allein eine wahrhaft verdammenswerte Sünde vor der Taufe, 
sondern daß auch die Lust und Begierde, welche nach der 
Taufe zurückbleibe, wirklich per se et simpliciter Sünde sei. 
Besonders aber in Folgendem müsse eine leidlichere Aus- 
legung gegeben werden, sonst werde nicht so leicht eine 
Einigung erzielt werden können. Nach der Taufe, so sagt 
er, bleibe im Kinde keine Sünde zurück, und weist dabei 
hin auf die unermeßliche Wohlthat der heiligen Taufe und 
auf das Erlösungswerk Jesu Christi. Durch die Taufe glaubt 
er auch die von Adam herrührende Sünde, die Begierde 
oder Lust beseitigt und citiert hierbei einen Spruch des 
Apostels Paulus an die Corinther I, 6, wo dieser von den 
Getauften spricht : Ihr seid abgewaschen, ihr seid geheiligt, 
ihr seid gerecht geworden. Diese Worte könnten doch nicht 
auf einen Menschen angewandt werden, der per se et proprie 
et simpliciter mit der Sünde behaftet sei. 

Nachdem Eck diese seine erste Ausführung geschlossen, 
antwortete noch an demselben Vormittag Melanchthon und 
suchte zunächst den Vorwurf zurückzuweisen, als trügen 
seine Glaubensgenossen die Schuld an dem Verzug des CoUo- 
quiums durch Übergabe einer Konfession in veränderter 
Fassung. Die beiden Exemplare, von 1530 und von 1540, 
seien dem Sinne nach dieselben, es sei nur Einiges im Aus- 
druck gemildert, beziehentlich weiter ausgeführt worden. 
Etwas gereizter antwortete er auf die Bemerkung- seines 
Gegners, daß die Protestanten von der katholischen Kirche 
abgefallen seien. Die Protestanten hätten nur die einge- 
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rissenen Mißbräuche in der Kirche getadelt und sich an die 
heilige Schrift gehalten, welche sage: So jemand ein ander 
Evangelium predigt, der sei verflucht. Wenn nun seine 
Religionsverwandten nur die Mißbräuche abgeschaflft hätten, 
dann könne man von ihnen nicht sagen, daß sie die katho- 
lische Kirche Christi verlassen hätten. Im Gegenteil, sie 
seien aus der bisherigen Christengemeinde ausgestoßen worden 
durch grausame Edikte, Exkommunikation und eine in der 
Kirche bisher nicht geübte Härte. Wenn das soeben be- 
gonnene Colloquium zur Versöhnung und Einigung der 
Parteien führen solle, dann sei es unnötig gewesen, die Pro- 
testanten gleich im Anfang des Gesprächs zu verurteilen und 
zu verdammen. 

Nach dieser einleitenden Erklärung von der Stellung 
der Lutheraner zur katholischen Kirche wandte sich Melan- 
chthon den dogmatischen Fragen zu und konstatierte nochmals 
die Einigkeit der beiden Religionsparteien bei der Lehre von 
der Trinität. Bei der Besprechung des zweiten Artikels der 
Augustana giebt er die Notwendigkeit einer Scheidung zwischen 
Erbsünde und wirklicher Sünde zu und erörtert darauf das 
Verhältnis der Taufe zur Erbsünde ; er stimmt hier der Auf- 
fassung Eck's bei, daß in der Taufe die Sünde hin weggenom- 
men werde, denn auch seine Glaubensgenossen seien der 
Meinung, daß in der Taufe die Erbsünde vergeben und der 
heilige Geist geschenkt werde, ein neues Gott wohlgefälliges 
Leben zu beginnen. Nur meint er, daß die Taufe über- 
schätzt werde, wenn man einen solchen Überfluß der Gnade 
annehme, daß das Übel, welches nach der Taufe noch zurück- 
bleibe, auch mit vergeben werde. Er beruft sich dabei auf 
einen Ausspruch des Apostels Paulus : die Gnade sei mächtiger 
als die Sünde. Das Übel, die böse Lust, welche nach der 
Taufe bleibe, sei Sünde und des ewigen Todes würdig; bei 
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Erwachsenen bedürfe es des Glaubens, welcher wider dieses 
Übel streite und um Verzeihung bitte. 

Hierauf forderte er die anderen Mitverordneten auf, auch 
ihre Meinung zu sagen, Eck aber opponierte und sagte, erst 
müßten die CoUocutoren einig sein, ehe die anderen ihre An- 
sichten vorbringen dürften. Das entsprach nun freilich nicht 
den von den Protestanten gehegten Wünschen bezüglich eines 
freien Religionsgespräches. Aufdiese Weise sprachen doch nur 
Eck und Melanchthon allein, die anderen waren damit zum Zu- 
hören verurteilt und ihre Anwesenheit eigentlich überflüssig. 
Wie der Bericht über das CoUoquium lehrt, ist Eck mit seiner 
Forderung durchgedrungen: denn es wird von den übrigen 
nicht erwähnt, daß sie noch ihre Meinung geäußert hätten. 

Das Gespräch wurde am Nachmittag des 14. Januar 
fortgesetzt; Eck hielt seine Behauptung wegen der ver- 
schiedenen Exemplare der Augsburger Konfession aufrecht 
und wollte an den betreffenden Stellen darauf zurückkommen ; 
er entschuldigte sodann seine Worte, daß die Protestanten 
von der katholischen Kirche abgefallen seien, und betonte 
nochmals seine Versöhnlichkeit und seinen Eifer für eine 
Vergleichung. Fortfahrend in der Disputation bestreitet er, 
daß der Wert der Taufe erhöht werde, wenn man annehme, 
daß nach derselben noch Schuld übrig bleibe. Das sei viel- 
mehr eine Schmälerung der Bedeutung des Sakramentes, das 
sei eine Schmälerung des Verdienstes Christi selbst, der die 
Taufe gestiftet habe, wenn man glaube, daß diese nicht alle 
Schuld der Sünde auszutilgen im stände sei. Denn die 
Christen müßten erkennen, daß Jesu Gehorsam ihnen mehr 
Gnade verdient habe, als Adams Ungehorsam ihnen Schuld. 
Die Protestanten sollen zustimmen, daß vor der Taufe Schuld 
und Strafe, nach derselben aber nur noch Strafe sei, oder, 
wie Augustin sage, Unglück. Eine Vergleichung über den 
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Artikel von der Erbsünde hält er recht wohl für möglich, wenn 
Melanchthon zugeben würde, daß die Schuld, welche eigentlich 
und wahrhaftig reatus genannt werde, in der Taufe ausgetilgt 
werde, daß diese Schuld aber gleichwohl einen steten Streit 
des Fleisches wider den Geist verursache, und daß solcher Streit 
des Fleisches von der Sünde herkomme, von der Sünde übrigge- 
lassen und zur Sünde geneigt sei. Bei der Ausfuhrung, daß in 
der Taufe alle Sünden vergeben würden, verweist er auf 
Augustin, der dies überall bekenne. 

Diese Worte Eck's enthielten einen heftigen Vorwurf 
gegen die Protestanten, daß sie den Wert der Taufe und 
damit das Verdienst Christi unterschätzten. Melanchthon 
wies denselben am folgenden Tage mit Unmut zurück und 
betonte nachdrücklich, daß seine Glaubensgenossen sehr wohl 
den Wert dieses Sakramentes zu würdigen verständen; auch 
diese seien überzeugt, daß die Gnade viel mächtiger sei als 
die Sünde, denn sonst könne sie ja nicht den Tod über- 
winden und ewiges Heil bringen. Er faßte seine Antwort 
auf die Bede Eck's kurz dahin zusammen, daß die Sünde in 
der Taufe hin weggenommen werde, soviel den reatus oder 
die Schuld betreffe, und es werde zugleich der heilige Geist 
gegeben, ein neues Leben zu beginnen, das aber erst später 
vollkommen werde. 

Eck gab sich am Nachmittag des 15. Januar mit dieser 
Erklärung Melanchthon's nicht zufrieden, daß der reatus in 
der Taufe aufgehoben werde; er verlangte vielmehr, noch zu 
wissen, ob nachher noch eine Schuld (culpa), „eine hinter- 
steilige Sünde" zurückbleibe oder nicht. 

Granvelle und die Präsidenten meinten jetzt, man habe 
nun genug über den Artikel von der Erbsünde gesprochen 
und könne die Disputation über denselben beenden. Den 
evangelischen Ständen wurde dies am Sonntag Nachmittag, 



Digitized by 



Google 



112 

den 16. Januar, eröffnet; Melanchthon bat, noch einmal auf 
die letzten Worte Eck's antworten zu dürfen. Granvelle be- 
willigte dies, doch so, daß Eck auch noch einmal, zuletzt, 
sprechen sollte. Die beiden Collocutoren wurden angewiesen, 
sich möglichst kurz zu halten; wie man es mit der Dis- 
putation über die anderen Artikel halten werde, darüber 
wollten sich Granvelle und die Präsidenten am nächsten 
Tage erklären. 

Melanchthon erläuterte darauf noch einmal in Kürze die 
protestantische Auffassung von der Erbsünde, ihrer Be- 
schaffenheit vor der Taufe und ihrer Wirkung nach der- 
selben. Die Erbsünde ist nicht allein eine Verwerfung des 
ganzen Menschengeschlechts, sondern auch eine Entstellung 
in Geist und Willen ; in der Taufe wird sie vergeben und 
der heilige Geist mitgeteilt, ein neues Leben zu beginnen; 
das bei den Getauften zurückbleibende Übel ist seiner Natur 
nach Sünde, welche aber diesen vergeben werde. 

Am nächsten Tage beendete Eck die Disputation über 
die Erbsünde und erklärte seine Übereinstimmung mit 
Melanchthon: die Sünde werde in der Taufe vergeben und 
von Gott nicht zugerechnet, wegen der Schwachheit des 
Fleisches aber und der bösen Lust solle man Gott anrufen 
und ihn bitten, uns mit seiner Gnade beizustehen, damit wir 
nicht in Versuchung geführt, sondern von dem Übel erlöst 
würden in diesem und in jenem Leben. 

Um die Vergleichung über die Erbsünde zu vollenden, 
wählte Granvelle von Katholiken und Protestanten noch je 
einen Theologen aus; zu Dr. Eck sollte Michael Heiding, 
Suffraganbischof von Mainz , hinzukommen , ein Mann ge- 
mäßigter Richtung, an die Seite Melanchthon's Bucer, dessen 
Versöhnlichkeit zu erproben Granvelle bereits bei dem Ge- 
heimgespräch Gelegenheit gehabt hatte. Statt Heiding kam 
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durch einen Irrtum Mensinger, der Suffraganbischof von 
Magdeburg, in den engeren Ausschuß, von dessen fanatischem 
Charakter besonders Calvin, der im Auftrag des Herzogs 
von Lüneburg in Worms anwesend war, nicht genug in den 
tadelndsten Ausdrücken sprechen konnte ^). Trotzdem brachte 
der Ausschuß eine Formel über die Erbsünde zu stände, welche 
Katholiken wie Protestanten annehmbar erschien ^), 

Beide Parteien sind der Meinung, daß alle Menschen 
mit der Erbsünde geboren werden; Erbsünde aber sei der 
Mangel der Erbgerechtigkeit, welche in uns sein sollte mit 
der bösen Lust. Die Schuld der Erbsünde werde in der 
Taufe vergeben mit allen Sünden durch das Verdienst Jesu 
Christi ; es bleibe aber die böse Lust, Schwachheit der Natur 
und Ähnliches. Die Materie der Erbsünde bleibe zurück, 
die Form derselben werde in der Taufe hinweggenommen, 
wobei man unter Materie die Hinneigung zur Sünde ver- 
steht und den Widerstreit derselben mit den göttlichen Ge- 
setzen. 

Diese Formel über die Erbsünde war jedoch nur ein 
schwacher Anfang zu einer Eonkordie, und der Erfolg, den 
die Einigung des engeren Ausschusses verhieß, wurde da- 
durch unmöglich gemacht, daß Granvelle ohne Ratifizierung 
dieser Formel Worms verließ. Zudem war es noch sehr die 
Frage, ob Rom und Wittenberg dem Texte derselben bei- 
stimmen, ob Luther und der Kurfürst zulassen würden, daß 



1) Calvin an Farel, Strassburg, 31. Jan. 1541 : „cum ille 
(sc. Heldingus) non esset repertus domi, errore adductus est 
Dominicanus quidam Mensingerus, non homo, sed faria impor- 
tunissima". Herminjard VII, S. 8 ff.; C. R. 
S. 145 ff. 

2) C. R. IV, S. 32 f.; Walch XVH, 8. 689. 

Moses, Rellgionsrerh. z. Hagenau a. Worms. g 
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man auch nur im Wortlaut vom Augsburger Bekenntnis ab- 
weiche. 

Das CoUoquium hatte erst vier Tage gedauert; man 
war aber kaum in dasselbe eingetreten, da erließ der Kaiser 
am 15. Januar das Dekret, mittelst welches der Wormser 
Konvent aufgelöst und die Wiederaufnahme der Verhand- 
lungen auf dem Keichstage zu Regensburg in Aussicht ge- 
stellt wurde. Damit derselbe nicht verzögert werde, sollten 
jetzt die Verhandlungen in Worms abgebrochen werden, 
gleichviel ob das CoUoquium angefangen habe oder nicht; 
Granvelle sollte nur für einen vorteilhaften Rezeß sorgen^). 

Dieses kaiserliche Edikt wurde den versammelten Ständen 
am 18. Januar 1541 mitgeteilt und ihnen damit zugleich der 
Abschied gegeben. Die protestantischen Gesandten beschlossen 
noch in einer besonderen Deklaration, weil aus dem kaiser- 
lichen Schreiben, sowie aus Granvelle's mündlicher Anzeige 
hervorgehe, daß der Kaiser mit der Handlung einer christ- 
lichen Konkordie auf dem angefangenen Wege fortzuschreiten 
beabsichtige, — ihre Herren zu bitten, den Reichstag persön- 
lich zu besuchen oder doch stattlich zu beschicken. Die 
sächsischen und hessischen Räte verständigten sich noch, 
zwei aus ihrer Mitte zurückzulassen, die um sicheres Geleit 
für den Reichstag, sowie um Suspendierung der Kammer- 
gerichtsprozesse „solicitiren" sollten ^). 

Den Ständen in Worms kam die kaiserliche Botschaft 
nicht so ganz unerwartet; auf die Ankunft des Kaisers in 
Deutschland waren sie längst vorbereitet, ebenso auf seine 



1) C. R. IV, S. 28 ff.; Walch XVH, S. 614 ff.; 
Spalatin's Annalen, S. 521 ff. 

2) C. R. IV, S. 80 f.; Walch XVH, S. 690 ff.; 
Spalatin's Annalen, S. 527 ff. 
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persönliche Teilnahme an einem neuen Reichstage; ein solcher 
war bereits für Anfang Januar 1541 nach Regensburg aus- 
geschrieben worden. Wenn nun der Kaiser diese seine Ver- 
sprechung zu erfüllen sich anschickte, was schien da natür- 
licher, als daß jetzt das Religionsgespräch abgebrochen und 
nach Regensburg verlegt wurde? Geheime Absichten darin 
zu suchen, kam ihnen nicht in den Sinn. Karl mußte aber 
doch seine besonderen Gründe haben, den Wormser Konvent 
so plötzlich aufzulösen und den Reichstag in dieser Weise 
zu beschleunigen. Denn wenn auch Granvelle in der letzten 
Zeit Nachrichten an den kaiserlichen Hof gesandt hatte, 
welche einigen Erfolg nicht ausgeschlossen erscheinen ließen, 
so kann er doch auf der anderen Seite nicht verschwiegen 
haben, wie gereizt und unversöhnlich die beiden Konfessionen 
sich in Worms gegenüberstanden, und daß die Befürchtung 
nur zu gerechtfertigt war, es werde noch beim Colloqaium 
zum offenen Bruch zwischen Katholiken und Protestanten 
kommen, und einen solchen zu verhindern, dürfte wohl der 
Kaiser den Konvent jetzt aufgelöst haben, da eine Erweiterung 
der Kluft zwischen den beiden Parteien keineswegs im In- 
teresse seiner Politik lag. Dazu hatte die geheime Dispu- 
tation zwischen Katholiken und Protestanten gemäßigter 
Richtung, welche, wie bereits erwähnt , Granvelle zu stände 
gebracht hatte, ein Resultat geliefert, welches zu großen Er- 
wartungen berechtigte, und welches viel eher geeignet er- 
scheinen mußte, auf seiner Grundlage von neuem eine An- 
näherung der beiden Konfessionen zu versuchen. 

Nach Verlesung des Auflösungsdekretes unterließ Gran- 
velle nicht, noch einmal darauf hinzuweisen, wie notwendig 
es sei, daß die protestantischen Fürsten den Reichstag per- 
sönlich besuchten; er versprach auch, dem Kaiser zu melden, 
mit welchem Eifer beide Parteien bei den Verhandlungen 

8* 
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tbätig gewesen seien, und dankte noch für das Entgegen- 
kommen, welches man gegen ihn und die Präsidenten gezeigt 
habe; wenn ein hartes Wort von ihm gefallen sei, so möge 
man dies ihm nicht anrechnen. 

Die protestantischen Räte und Gesandten erwiderten 
darauf, daß sie allerdings nichts lieber gesehen hätten, als 
daß man einen größeren Erfolg erzielt hätte; wenn man 
zeitiger angefangen, dann hätte man auch weiter kommen 
können. Sie danken noch dem Kaiser für sein Bestreben, 
eine Konkordie herbeizuführen und den Frieden zu erhalten, 
nicht minder Granvelle, dessen wohlwollende Gesinnung sie 
ihren Herren berichten wollen ^). 

unter gegenseitigen Versicherungen der Geneigtheit zu 
einer friedlichen Einigung trennten sich Protestanten und 
Katholiken. Mit getäuschten Hoffnungen jedoch verließen 
beide Konfessionen den Ort des CoUoquiums, nur Morone 
triumphierte ; er hatte sein Ziel erreicht ; die Gefahren, welche 
der Hagenauer Rezeß für die Kurie heraufbeschworen, dank 
seiner Thätigkeit waren sie abgewendet, für immer beseitigt 
worden. 

Wenn wir auf die Bedeutung der beiden Konvente in 
Hagenau und Worms zurückblicken, so müssen wir bekennen, 
daß es denkwürdige Versuche waren, Protestanten und Ka- 
tholiken wieder zu vereinen; durch die Politik des Kaisers 
waren sie ermöglicht worden. Für einen eventuellen Ver- 
gleich war aber weniger an Zugeständnisse gedacht worden, 
als an eine Zurückführung der Lutheraner zum Katholizis- 
mus und an eine Befestigung der alten Religion. Der Tag 



1) Bericht der Gesandten Herzog Heinrichs von Sachsen 
über den Schluss des Wormser CoUoquiums: Dresdner Archiv, 
Loc. 10321, belangend das Gespräch so zu Worms gehalten 
1541. 
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zu Hagenau hatte Dur einen vorbereitenden Charakter ge- 
habt, nach kurzem Schriftenwechsel war alles auf den Kon- 
vent zu Worms verschoben worden. Hier wurde das CoUo- 
quium außerordentlich verzögert durch Verhandlungen über 
rein äußerliche Dinge ; wie in Hagenau, so war auch hier be- 
sonders Morone bemüht gewesen, die Eröffnung eines Ge- 
sprächs hinauszuschieben. In Worms war es allerdings noch zu 
einem Golloquium gekommen, aber nur in ganz abgeschwächter 
Form im Verhältnis zu dem in Hagenau beschlossenen ; denn 
ein Gespräch zwischen zwei CoUocutoren entsprach keines- 
wegs den Hagenauer Bestimmungen. Drei Monate waren 
die Vertreter der beiden Konfessionen in Worms gewesen, 
und diese lange Zeit hatte eine Vergleichung nur in einem 
einzigen Artikel gebracht. Der Kurfürst Joachim von Branden- 
burg schreibt hierüber, er für seine Person, „auch andere 
mehr Friedliebende, hätten gern gesehen, daß des Orts etwas 
mehr ausgerichtet, und die andern Artikel, so viel man immer 
gemocht, auch in Vergleichung gebracht und näher zum Ziel 
geruckt wären" ^). 

Den Sieg beim Golloquium schrieben sich beide Parteien 
zu. Die Protestanten rühmten bei Melanchthon die Wahr- 
heitsliebe und Schärfe der Dialektik, sie waren des Lobes 
voll, mit welchen stattlichen Gründen er Eck's Sophistereien 
widerlegt habe; bei der ganzen Disputation schiene David 
mit Goliath gekämpft zu haben >). Die Lebhaftigkeit und 
Erregung, die Eck beim Gespräch gezeigt hatte, führten sie 
auf Tischgelage desselben zurück ; sie meinten, wenn er nach 



1) Joachim an Luther, 4. Febr. 1541: C. R. IV, 
S. 92 ff. 

2) Burckhardt m Brück, 14. Jan. 1541: C. R. IV, 
S. 22 ff. 
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Tisch gesprochen hätte, sei er „gemeininlicb mitt reyniscbem 
rebensaflFt erwermt vnnd starck bereuschet gewesen, hett 
geschrien vill vnbedecbtigs eranß geworfen, das es auch 
seinem teill vnd parti misfallen". Besonders berichtet dies 
Jonas in einem, wenn auch parteiischen, so doch immerhin 
zuverlässigen Briefe vom 5. Februar 1641 an die Fürsten zu 
Anhalt 1) und fügt noch hinzu. Eck habe beim CoUoquium 
die Zwischenrufe: hie locus non est in Augustino, oft so laut 
gerufen, „das man es vber dy dritt gasse hatt boren mugen. 
quod Itali et Galli deriserunt Eum et laudauerunt grauitatem 
philippi" *). 

Die Katholiken waren natürlich mit Eck sehr zufrieden, 
Morone rühmte seine Gelehrsamkeit und Erfahrung, die er 
bei der Disputation gezeigt habe •) ; Campeggi, der für ihn 
ein besonderes Geschenk von 150 Goldgulden mitgebracht 
hatte, ging noch weiter und hielt ihn für den Sieger beim 
CoUoquium. Überhaupt ist Campeggi mit dem Resultat des 
Konventes ganz zufrieden; angesichts der Schwierigkeiten 
und der protestantischen Ränke bei den Verhandlungen be- 
zeichnete er den Erfolg immer noch als einen günstigen und 



1) Kolde, Analecta Lutherana, S. 370 ff. 

2) Der eben erwähnte Brief des Justus Jonas vom 5. Febr. 
bringt auch noch charakteristische Bemerkungen über das 
sittliche Verhalten Eck's während der Verhandlungen in 
Worms; seine Ausschweifungen seien „durch gantz wonns 
nichtig worden, don Camitianus, ander Eruditi haben Carmina 
gemacht von der loblichen papistischen Theologa". Kolde, 
a. a. 0., S, 372. Calvin schreibt an Farel über Eck: „Pro- 
pone tibi effigiem barbari sophistae inter illiteratos stolide 
exultantis : et habebis dimidiam partem Ekcii". Herminjard 
Vn, S. 10; C. R. XXXIX, S. 146. — Vergl. noch den Brief 
Goldstein's vom 15. Jan. 1541. C. E. IV, S. 25 ff. 

3) Morone an Eamese, 18. Jan., Lämmer, Mon. Vatic, 
S. 336 ff. 
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hegte große Erwartungen vom Reichstage in Begensburg ^). 
Morone teilte diese Hoffiiungen nicht; nach dem Abschied« 
hatten ihn auf seine Einladung hin Melancbthon, Gapito und 
Sturm besucht. Er bat sie, ihr ganzes Augenmerk doch auf 
Eonkordie und Frieden in Deutschland zu richten und den 
apostolischen Stuhl künftig etwas glimpflicher zu behandeln. 
Melanchthon erwiderte hierauf , seine Glaubensgenossen 
wünschten wohl den Frieden , würden aber in jeder Weise 
von den Katholiken verfolgt; über den Papst habe man nur 
das gesagt, wozu man durch die Wahrheit gezwungen ge- 
wesen sei. Aus der ganzen Unterredung gewann Morone die 
Überzeugung, daß die Protestanten gar kein Verlangen nach 
einer Einigung trügen, wenigstens nicht, wie er dieselbe auf- 
faßte: Rückkehr zum Katholizismus^). 

Einig waren alle Katholiken darin, daß man, wenn nicht 
viel gewonnen, so doch auch nichts verloren habe. Vor allem 
war man abgegangen vom Hagenauer Rezeß, welcher für 
das Golloquium eine Abstimmung festsetzte, die den Pro- 
testanten eine sichere Majorität in Aussicht stellte. Eine all- 
gemeine Verständigung der Deutschen unter sich war ver- 
eitelt. Das Golloquium, wie es in Worms stattgefunden, 
hatte ihnen freilich noch viel zu sehr das Aussehen eines 
Nationalkonzils gehabt, und ein solches unter allen Umständen 
zu verhindern, war gerade das Ziel der römischen Kurie und 
der von ihr beauftragten Nuntien gewesen. 

So gut wie bedeutungslos waren die Tage von Hagenau 
und Worms für das Verhältnis der beiden Kirchen zu einander 
verlaufen, kaum war der Anfang eines Vergleichsversuchs 



1) Campeggi an Famese, 18. Jan., Lämmer, S. 334 ff. 

2) Morone an Famese, 27. Jan. 1541: Histor. Jahrb. IV 
(1883), S. 428 ff. 
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gemacht. Würde der Reichstag zu Begensburg andere Re- 
sultate aufweisen können? Wenn nur das öflFentliche Collo- 
quium in Betracht gekommen wäre, dann hätten sich der 
Kaiser und Granvelle mit den Erfolgen der letzten Monate 
nicht zufrieden geben können. Nachdem aber das Geheim- 
gespräch zwischen Vertretern der katholischen und protestan- 
tischen Partei einen guten Erfolg gehabt, nachdem auch die 
hier vereinbarten Artikel die Zustimmung Philipps von Hessen 
erlangt hatten, konnte Granvelle mit dem Resultat seiner Be- 
mühungen zufrieden sein; er war es auch, denn groß waren 
die Hoffnungen, mit denen er sich trug. Einen Teil der 
Protestanten hielt er bereits für gewonnen, der Vergleich 
über die Erbsünde bestärkte ihn in seinen Hoffnungen, auch 
die anderen zu sich herüberziehen zu können. Er war ent- 
schlossen, kein Mittel unversucht zu lassen, das seine Wünsche 
zu verwirklichen, seine Pläne zu fördern im stände war. 
Und auch der Kaiser konnte hoffnungsvoller in die Zukunft 
blicken ; vielleicht gelang in Regensburg, was 1530 zu Augs- 
burg mißglückt war, vielleicht ward es ihm möglich, das ge- 
einigte Deutschland dem Islam entgegenzustellen, mit seiner 
Hülfe den gefährlichsten Rivalen im Kampfe um die Welt- 
herrschaft unschädlich zu machen. Es war daher nur seine 
Absicht, die in Worms abgebrochenen Verhandlungen in Regens- 
burg neu wieder aufzunehmen und zu einem erwünschteren 
Ziele zu führen. 

Hatte man in Worms eine Vergleichung des Glaubens- 
streites durch eine Disputation über die Artikel des Augs- 
burger Bekenntnisses herbeizuführen gedacht, so versuchte 
der Kaiser in Regensburg eine religiöse Aussöhnung der 
beiden Konfessionen dadurch, daß er ihnen eine Schrift zur 
Disputation vorlegte, welche die gemäßigten Anschauungen 
beider Glaubensrichtungen enthielt. Diese Schrift ist das 
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Resultat des schon mehrfach erwähnten Geheimgespräches, 
welches auf Veranlassung Granvelle's zur Zeit des Wormser 
Konventes abgehalten worden war zwischen Bucer und 
Gapito auf der einen, Gerhard Veltwyck und Gropper auf 
der anderen Seite. Diese geheime Disputation war ermög- 
licht worden durch die Verhandlungen, welche der Land- 
graf von Hessen mit dem kaiserlichen Minister wegen seiner 
Doppelehe führte, und erscheint es deshalb nötig, bevor wir 
in Kürze das Geheimgespräch betrachten, erst noch einen 
Blick auf die geheimen Verhandlungen Philipps mit Granvelle 
zu werfen. 



Y. Die geheimen Yerhandlungen Philipps mit 
Granvelle und das Geheimgespräch ^). 

Wir haben gesehen , welche Verstimmung bereits im 
Sommer 1540 während des Tages von Hagenau die Doppel- 
ehe des Landgrafen zwischen die Führer der Protestanten 
gebracht hatte. Dieselbe war durch die Eisenacher Kon- 
ferenz im Juli nicht beseitigt, im Gegenteil eher gesteigert 
worden. Der Landgraf hatte eine feste Zusage des Schutzes 
in seiner persönlichen Angelegenheit verlangt, die Kursäch- 
sischen aber hatten dies in Eisenach abgelehnt und ihm nur 
den Rat gegeben, seine zweite Ehe geheim zu halten, auf 
etwaige Anfragen ausweichende Antworten zu geben, dann 
habe er keine Gefahr zu befürchten. Dem Landgrafen, von 
seinen Glaubensgenossen verlassen und von den Gegnern an- 
gefeindet, drohten die schwersten Gefahren, wenn der Kaiser 



1) Verg. hierüber: Lenz I, Beilage IV, S. 490 ff.; 
C. Varrentrapp, Hermann v. Wied (Leipzig 1878), S. 112 ff. ; 
R o m m e 1 , Philipp der Grossmüthige, Landgraf von Hessen, I 
(1830), S. 449 f.; Buch Ol tz IV, S. 357, Anm. 
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von seiner Bigamie erfuhr und die Übertretung des Gesetzes 
kraft seiner richterlichen Gewalt zu ahnden sich anschickte. 
Es bot sich ihm zwar noch einmal Gelegenheit, an die Pläne 
des vergangenen Winters anzuknüpfen, wenn er auf die An- 
träge Jülichs einging, welches diesmal nicht von England, 
sondern von Frankreich unterstützt wurde. Diese Werbungen, 
welche ihm der sächsische Kurfürst übermittelte, wurden 
eifrigst von Kardinal Du Bellay und Sleidan unterstützt, und 
auch Bucer unterließ hier nicht, seinen Lieblingswunsch zu 
wiederholen, daß eine Gesandtschaft für die beschwerten 
Christen nach Frankreich geschickt werde. Aber welchen Er- 
folg konnten diese Oppositionspläne gegen den Kaiser ver- 
sprechen, nachdem alle die großen Entwürfe vor einem halben 
Jahr so kläglich gescheitert waren, und wie sollte er sich 
jetzt auf gefährliche Verhandlungen einlassen, nachdem ihm 
vor allem jede protestantische Unterstützung in Sachen seiner 
Doppelehe verweigert war? Die gegenwärtigen Verhältnisse 
drängten zu einer Entscheidung, da entschloß er sich, Ende 
September Dr. Siebert von Löwenberg mit der verhängnis- 
vollen Mission an den kaiserlichen Minister zu betrauen. Der 
offizielle Auftrag war von nebensächlicher Bedeutung, Be- 
stätigung der Marburger Universität und Ahnliches; das 
wahre Ziel der Sendung enthielt erst die geheime Instruktion, 
durch welche Siebert angewiesen wurde, sich mit Granvelle 
„in gesellige frage" zu begeben, und wie als von sich, nicht 
als von Philipp ausgehend den Gedanken einer Verständigung 
zwischen dem Landgrafen und dem Kaiser anzuregen. Philipp 
wollte sich dann gegen Kaiser und König als ein gehor- 
samer Fürst erweisen und des Kaisers Unternehmungen gegen 
die Türken und andere auswärtige Feinde nach Kräften unter- 
stützen. Nur in einem Kriege gegen die Protestanten würde 
er diesen beistehen, da er sich in nichts einlassen wollte, 
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was wider Gott und sein Gewissen sei; bei seiner religiösen 
Überzeugung wollte er bleiben, die Pflichten, welche er dafür 
übernommen hatte, wollte er auch als Verbündeter des Kaisers 
erfüllen. In betreflF Jülichs versprach er, Neutralität zu be- 
wahren *). 

Das waren die Zugeständnisse, zu denen Philipp sich 
von Anfang an bereit finden wollte, über die hinauszugehen 
er später sich jedoch nicht bewegen ließ. Bucer bat dringend, 
von diesen Verhandlungen abzulassen, und war noch mehr 
erregt über den Mann, welchen Philipp zu der geheimen Ge- 
sandtschaft auserwählt hatte*). Die Art und Weise, wie 
Siebert die Verhandlungen führte, rechtfertigte vollkommen 
Bucer's hartes urteil über ihn. Denn als er in Brüssel an- 
kam, war Granvelle auf seine Besitzungen in Burgund ab- 
gereist. Statt ihm zu folgen, blieb Siebert ruhig in Brüssel 
und teilte die Unterbrechung seiner Reise erst fast eine Woche 
später dem Landgrafen mit 3). Inzwischen hatte der kaiser- 
liche Rat Cornelius Scepper die Ankunft des hessischen Bevoll- 
mächtigten kaum erfahren, als er sich auch schon an ihn heran- 
machte und mit ihm Verhandlungen anknüpfte, um den Zweck 
der hessischen Sendung zu erfahren. Nicht nur, daß Siebert 
seine Aufgabe ziemlich nachlässig zur Ausführung brachte, 
machte er dem Landgrafen ganz neue Vorschläge, welche 
keineswegs mit dem Ziel seiner Reise übereinstimmten. Er 



1) Instruktion Dr. Siebert's von Löwenberg zur Verhand- 
lung mit Granvelle über einen Vertrag des Landgrafen mit 
dem Kaiser, 26. Sept. 1540: Lenz I, S. 502 f. 

2) Bucer an den Landgrafen, 3., 22. Nov., 4. Dez. 1540: 
Lenz I, S. 220 ff. 

3) Vergl. Lenz I, S. 492, Anm. 3; Siebert schrieb an 
Philipp erst am 19. Oktober, am 13. war er bereits in Brüssel 
eingetroffen. 
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hatte erfahren, daß dem Kaiser die französischen Werbungen 
bei den deutschen Fürsten nicht unbekannt geblieben waren, 
und daß dieser deshalb eine friedliche Beilegung des Glaubens- 
zwistes wünschte. Sein Vorschlag ging nun dahin, die fran- 
zösischen Verhandlungen oflfen an Granvelle zu berichten und 
daran eine Unterhandlung über Beseitigung des kirchlichen 
Zwistes anzuknüpfen i). Dies Anerbieten machte er Philipp, 
während er in der That schon die Versuche des französischen 
Hofes, die deutschen Fürsten zu gewinnen, dem kaiserlichen 
Rat Scepper rückhaltlos entdeckt und den Kurfürsten von 
Sachsen in höchstem Grade bloßgestellt hatte ^). Philipp 
ging natürlich auf Siebert's Ideen nicht ein, berief ihn viel- 
mehr nach Worms, wo er mit seinem Kanzler Feige die 
Unterhandlungen mit Granvelle gemäß der ersten Instruktion 
führen sollte^). Bucer warnte zwar wiederholt vor An- 
knüpfungen mit der kaiserlichen Partei, Granvelle und sein 
Sekretär seien papistisch, von ihnen sei nichts zu erwarten, 
der Kaiser begehre wohl den Frieden, könne aber doch nicht 
so viel bewilligen, daß ein wahrer Religionsfriede zu stände 
komme. Er wies dabei hin auf die schweren Bedingungen, 
welche die kaiserliche Partei stellen würde, auf das Froh- 
locken der Gegner, daß sie die Protestanten getrennt hätten ; 
wenn Philipp sich von jeder Verpflichtung frei hielte, wäre 
es am besten. Und wie er hier abrät, ebenso eindringlich 
mahnt er zu der Sendung nach Frankreich, vielleicht von 
dieser Seite her Unterstützung in der persönlichen Ange- 



1) Vergl. Lenz I, S. 493. 

2) Vergl. den Bericht des Cornelius Scepper an Granvelle 
mit beigefügtem Material über seine geheime Verhandlung mit 
Siegbert von Löwenburg als Beauftragten des Landgrafen 
Philipp, Brüssel, 26. Oktober 1540. Bucholtz IX, S. 256 £F. 

3) Lenz I, S. 494 u. Anm. 3. 
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legenheit zu erlangen 0. Von Sleidan kamen immer dringen- 
dere Vorstellungen aus Paris, die Gesandtschaft an den 
französischen König nicht länger hinauszuschieben. Es ist 
dies bereits oben erwähnt worden und auch schon gesagt, 
daß der Landgraf im Sommer nicht unbedingt dagegen ge- 
wesen war, nach und nach aber immer mehr von diesem 
Plane abgekommen war. Zudem waren die französischen 
Anerbietungen sehr unbestimmter Art, und die harten Edikte 
gegen die Neugläubigen in Frankreich trugen auch nicht dazu 
bei, große Hoffnungen in sie zu setzen. Ende November war 
ein französischer Gesandter, de la For6e, bei Philipp er- 
schienen, brachte jedoch nur leere Worte; seine Mission endete 
infolgedessen mit einem völligen Mißerfolg. Sogar Bucer 
erklärte sich mit der Antwort einverstanden, die Philipp 
dem Gesandten gegeben hatte ^). 

Inzwischen waren die Verhandlungen mit Granvelle in 
ein neues Stadium getreten. Feige und Siebert hatten in 
Worms schon wenige Tage nach seiner Ankunft bei ihm eine 
Unterredung erlangt und ihm die Vertragsvorschläge des 
Landgrafen überreicht •). Derselbe bat hierin den Kaiser 
um Verzeihung für alle seine Vergehen gegen ihn und seine 
Gesetze, er sicherte ihm Hülfe zu gegen auswärtige Feinde, 
deren Rüstungen er zu verhindern versprach, nur der König 
von Dänemark und die Fürsten von Holstein sollten ausge- 
nommen sein; gegen Jülich wollte er Neutralität beobachten. 
Diese Artikel, welche die hessischen Bevollmächtigten dem 
kaiserlichen Gesandten am 24. November übergaben*), hatten 



1) Bucer an den Landgrafen, 14. u. 22, Nov. Lenz I, 
S. 229 ff. 

2) Lenz I, S. 496, Anm. 1. 

3) Feige und Dr. Siebert an den Landgrafen, 27. Nov. 
1540. Lenz I, S. 508 ff. 

4) Lenz I, S. 511 f. 
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im wesentlichen denselben Inhalt wie die geheime Instruktion 
vom 26. September für Dr. Siebert. 

Granvelle war mit diesen Vorschlägen sehr unzufrieden 
und erklärte, der Landgraf werde auf diese Weise ja nichts 
mehr als seine Schuldigkeit thun, auch mißfiel ihm sehr, 
daß Philipp überall seine Glaubensgenossen ausnahm. Er 
versprach jedoch, die Artikel noch einmal zu erwägen und 
später erst endgiltigen Bescheid zu geben ^). 

Der Landgraf billigte vollkommen die an Granvelle über- 
gebenen Vertragsvorschläge und wies dessen Einwürfe zurück. 
Gegen Bucer, der auch jetzt noch nicht abließ, vor allen 
diesen Verhandlungen zu warnen, wiederholte er nochmals 
seine Gründe für die Verhandlungen mit dem Kaiser. Wenn 
er von den Protestanten nicht völlig preisgegeben worden 
wäre, dann, meinte er, hätte er diesen Schritt unterlassen; 
jetzt aber könne er, wenn er auch wolle, nicht mehr zurück. 
Er beklagte sich bitter über die Hartherzigkeit des sächsi- 
schen Kurfürsten, es nütze ihm nichts, wenn man ihn nur 
vor Gott und nicht auch vor der Welt verteidigen wolle. Wenn 
er mehr Hülfe von den Protestanten erlangt hätte, würde er 
auch das Äußerste nicht gethan haben 2). 

Bucer bemühte sich noch einmal, die Führer des Schmal- 
kaldischen Bundes wieder zu vereinen, und wurde deshalb 
mit Sturm zunächst beim sächsichen Kanzler Burckhardt 
vorstellig ; er teilte ihm vertraulich die Besorgnis des Land- 
grafen in Sachen der Doppelehe mit und dessen Vorsatz, 
sich deshalb mit dem Kaiser zu vergleichen, er wünschte 
eine festere Zusage protestantischen Schutzes für Philipp 
und übergab dem Kanzler zugleich mehrere Vorschläge dafür 



1) Lenz I, S. 510. 

2) Philipp an Bucer, 3. Dez. 1540, Lenz I, S. 251 ff. 
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mit der Bitte, sie an Kurfürst Johann Friedrich weiter zu 
befördern. Burckhardt befürwortete dieselben auch bei seinem 
Herrn und meinte, es sei doch zu bedenken, ob man dem 
Landgrafen nicht mehr entgegenkommen solle; denn er er- 
wartete nichts Gutes von den Intriguen des Kaisers, zu 
welchem er überhaupt wenig Vertrauen hatte ^). Der Kur- 
fürst war von vornherein nicht gegen die Bucer'schen Artikel 
und erbat sich das Gutachten des Dr. Brück ^) ; dieser aber 
bezichtigte Bucer der Schuld, den Landgrafen so verzagt 
gemacht zu haben, und hielt es für lauter Betrug in der 
Absicht, den Kurfürsten in der Eile zu Zugeständnissen an 
Philipp zu bewegen«). Johann Friedrich gab nun zwar 
trotzdem ein Hülfe versprechen für den Landgrafen *) ; das- 
selbe war aber so verklausuliert, daß dieser dadurch nur 
noch mehr erbittert wurde und nun erst recht nicht daran 
dachte, seine Verhandlungen mit Granvelle einzustellen ^). 



1) Der Kanzler Burckhardt an Johann Friedrich, 13. De- 
zember 1540 (teilweise chiffriert): Weimar, Ges.-Archiv Heg. 
C, S. 163. No. 19. — Vergl. Lenz I, S. 267 f. 

2) Johann Friedrich an Dr. Brück, am Tage Thomae 
(21. Dezember) 1540: Weimar, Ges.-Archiv, a. a. 0. Der 
Kurfürst schreibt, er habe die von Bucer wegen der bewussten 
Sache übergebenen Artikel gelesen und sie den Eisenacher 
Beschlüssen nicht gerade entgegen befunden. 

3) Dr. Brück an Johann Friedrich, Naumburg, Freitag 
nach Thomae (24. Dez.) 1540: Weimar, Ges.-Archiv, a. a. 0. 

4) Vergl. Bucer an Philipp, Worms, 31. Dez. 1540: 
Lenz I, S. 287 ff. — „Articull, darauff der Churfurst ver- 
trösten will", nach einer Abschrift von Bucer's Hand, gedruckt 
bei Lenz I, S. 292, Anm. 3. 

5) Philipp an Bucer, Marburg, 3. Jan. 1541: Lenz I, 
S. 301 ff.: „diese des Kurfürsten Articul seind also spitzig 
gestellet und cavillationsweise begriffen, dass sie nit wohl 
spitziger zu stellen sein mochten, dass sich auch nichts daruf 
zu verlassen ist, und dass wir damit ganz nichts zu schaffen 
ze haben gedenken; .... sie seind also geschraubet und ge- 
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Die Anträge, welche Philipp dem Kaiser machte, waren 
für diesen von größter Bedeutung. Dieser hatte immer eine 
Verständigung der deutschen Protestanten mit Frankreich 
fürchten müssen, und jetzt trat Philipp von Hessen, ohne 
welchen eine solche aussichtslos war, freiwillig zu ihm über, 
indem er seine Unternehmungen zu unterstützen und die 
französischen Werbungen zu verhindern versprach, indem er 
Neutralität in der geldrischen Frage zu bewahren verhieß. 
Und trotzdem zögerte Granvelle lange, auf die hessischen 
Vorschläge einzugehen. 

Anfang Dezember war Dr. Siebert nach den Nieder- 
landen abgereist. Feige hatte darauf am 9. Dezember eine 
neue Unterredung mit Granvelle gehabt, in dieser aber noch 
eine ebenso unbestimmte Antwort wie bei der ersten Be- 
gegnung erhalten; nur trat bereits deutlich die Absicht 
Granvelle's hervor, die persönliche Angelegenheit des Land- 
grafen für seine conciliatorischen Pläne zu verwerten, indem 
er zu Feige sagte: „Cancellarie , bono sis animo. Sovil die 
übergeben artigkel antrifft, dero wollen du und ich uns wol 
vergleichen. Alleine thu fleis, das wir di religionsach ver- 
tragen, so sollen alle Sachen gut werden"^). So geschah es 
auch. Denn während die öffentlichen Beratungen zu Worms 
durchaus zu keinem Ziele führen wollten, gelang es Gran- 
velle durch die geheimen Verhandlungen mit dem Land- 
grafen, einige protestantische Theologen zu einer geheimen 
Disputation zu bewegen, welche am 15. Dezember ihren 
Anfang nahm. Die Verhandlungen über den Vertrag Philipps 



drehet gestellet, dass man sie könnt spannen, wie ein Kalbes - 
haut". 

1) Feige an Philipp, Worms, 10. Dez. 1640. Lenz I, 
S. 515 ff. 
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mit dem Kaiser zog er dabei absichtlich in die Länge, in- 
dem er eine kirchliche Vereinigung zur Bedingung für den 
Abschluß eines solchen Bündnisses machte. So wurde Feige 
die kaiserliche Antwort auf Philipps Anerbietungen erst 
am 22. Dezember mitgeteilt, sie wiederholte nur Granvelle's 
Worte bei früheren Unterredungen: die religiöse Einigung 
ist Vorbedingung, der Landgraf wird aufgefordert, persön- 
lich nach Regensburg zu kommen, wo man im mündlichen 
Verkehr eher sich einigen werde ^). Die Verhandlungen 
zwischen Granvelle und Feige lieferten zunächst kein Re- 
sultat. Erst als das Geheimgespräch beendet war und der 
Landgraf seine Zustimmung zu den hier vereinbarten Artikeln 
erteilt hatte, gab Granvelle am 10. Januar 1541 im Namen 
des Kaisers und Königs mündlich eine Gnadenerklärung für 
Philipp. Als Feige dieselbe schriftlich erbat, wurde er ver- 
tröstet; erst müsse an den Kaiser berichtet werden, in vier 
Tagen aber solle er Antwort haben *). Als diese Zeit ver- 
strichen, und er wieder bei Granvelle vorstellig wurde, er- 
hielt er ein Schriftstücl^ welches wieder die erste Erklärung 
enthielt: die kaiserliche Gnade wird von der religiösen Ver- 
gleichung abhängig gemacht. Feige beschwerte sich hier- 
über; diese schriftliche Antwort habe eine andere Fassung 
als die mündliche. Eine Stunde lang disputierte er mit 
Granvelle, ohne jedoch etwas zu erreichen ; er wußte jetzt 
keinen Rat mehr, „dan di handlung fillet so unbestendig für, 
das sich warlich nymands wol daraus richten magk'^ Er 
beklagte sich über den kaiserlichen Minister und seinen Sekre- 
tär, die nicht wüßten, was sie thun sollten. Er hielt es aber 



1) Feige an Philipp, Worms, 23. Dez. 1540, Lenz I, 
5. 518 S. 

2) Feige an PhiHpp, 10. Jan. 1541, Lenz I, S. 527 ff. 

Moses, Religionsverh. z. Hagenaa a. Worms. ^ 
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trotzdem für geraten, daß Philipp den Reichstag besuche *). 
Dieser war unwillig über den schleppenden Gang der Ver- 
handlungen; um eine Entscheidung herbeizuführen, ließ er 
an seinen Kanzler die bestimmte Weisung gehen, den Be- 
such des Reichstages zu verweigern, wenn er nicht vorher 
die kaiserliche Gnade zugesichert erhalte. Das drang durch. 
Feige befand sich bereits in Speier am Hofe des Kaisers, 
wohin er mit Granvelle nach der Auflösung des Wormser 
Konventes gereist war, als er dieses Mandat seines Herrn 
empfing. Granvelle gab nach, Feige erhielt am 24. Januar 
die gewünschte Erklärung: die Gnade des Kaisers wird zu- 
gesagt, bevor die Religionsvergleichung zu stände gekommen 
ist, es wird dem Landgrafen Verzeihung gewährt für alle seine 
Vergehen gegen den Kaiser und die Gesetze des Reiches und 
zugleich für den Reichstag zu Regensburg freies Geleit zuge- 
sichert*). Philipp hatte zwar noch manche Ausstellungen zu 
machen, wünschte noch verschiedene Abänderungen, aber im all- 
gemeinen war er zufriedengestellt und sagte daher auch am 
1. Februar seine persönliche Gegenwart in Regensburg zu. 

Damit hatten die geheimen Verhandlungen, die dann 
während des Reichstags fortgesetzt wurden , zunächst einen 
gewissen Abschluß erlangt; für einen Vertrag zwischen dem 
Landgrafen und dem Kaiser waren die Wege geebnet. 

Die Bedeutung dieser Unterhandlungen liegt vor allem 
darin, daß die protestantische Opposition eines ihrer mächtig- 
sten Führer beraubt wurde. Wenn Philipp auch wiederholt seinen 
Vorbehalt betonte, daß er bei allen seinen Zusagen kriegeri- 
scher Hülfe seine Religionsverwandten ausgenommen habe, 
so ist doch die Spaltung der protestantischen Partei nicht 
zu verkennen. Philipps Thätigkeit für den Kaiser innerhalb 



1) Feige an PhiUpp, 14. Jan. 1541, Lenz I, S. 538 ff. 

2) Lenz I, S. 541 f. 
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des Schmalkaldischen Bundes war zwar nur eine negative, 
aber nichtsdestoweniger höchst bedeutsame für denselben. 
Einer Verbindung der deutschen Protestanten mit Karls ge- 
fährlichstem Rivalen, dem Könige Franz I., entgegenzuarbeiten 
und die Aufnahme des Herzogs Wilhelm von Jülich in den 
Schmalkaldischen Bund zu verhindern, waren zwei Gegen- 
leistungen des Landgrafen, welche die kaiserliche Gnaden- 
erklärung aufzuwiegen wohl im stände waren. Und dann 
gewannen die geheimen Verhandlungen Philipps noch eine 
besondere Bedeutung dadurch, daß durch sie die geheimen 
Besprechungen über die streitigen Artikel ermöglicht wurden, 
deren Resultate die Grundlage für das Regensburger Religions- 
gespräch bilden sollten. 

Am 14 Dezember erging an Bucer und Gapito das Er- 
suchen Granvelle's, sich an einem vertraulichen Colloquium 
zu beteiligen. Gropper und Veltwyck^) überbrachten den 
beiden Protestanten die Bitte ihres Herrn und gaben zugleich 
die festesten Zusagen, daß eine solche Unterredung auf jeden 
Fall geheim bleiben würde*). Bucer hatte bereits früher 
auf des Landgrafen Wunsch Anknüpfung mit den Kaiser- 
lichen gesucht, aber immer vergeblich *), und hielt er des- 
halb jetzt die Einladung für eine Täuschung *). Er fragte 
Feige und Sturm um Rat, wie er sich zu dem nachgesuchten 

1) Kaiserlicher Rat und Sekretär Granvelle's, 

2) Bucer an Philipp, 14. u. 20. Dez. 1540, Lenz I, 
S. 268 £F.; Feige an Phiüpp, 20. Dez. 1540, L e nz I, S. 517 f.: 
Veltwyck und Gropper hätten von Bucer und Capito begehrt 
„sich in ein sonder gesprech in allerhöchstem geheim unge- 
verlich, unverdingt zu begeben, damit man doch sehen mochte, 
wie weith oder wie nahe sie von beiden Seiten von einander 
weren". 

3) Bucer an Philipp, 9. Dez. 1540, Lenz I, S. 263 ff. 

4) Bucer an Philipp, 14. Dez. 1540, Lenz I, S. 268 ff.; 
B. schreibt über Granvelle's Einladung: „es will aber wasser 
sein". 

9* 
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geheimen Gespräch zu halten habe, stieß hier jedoch auf 
mannigfache Bedenken. Trotzdem verstand er sich dazu, den 
Antrag anzunehmen, besonders weil das öffentliche Gespräch 
auf Schwierigkeiten stieß und Philipp immer eine theologische 
Unterredung mit den Kaiserlichen gewünscht hatte. Er be- 
dachte wohl die Gefahren, welche mit der Annahme ver- 
bunden waren, und vor allem beunruhigte es ihn, daß die 
geheime Disputation auch den anderen Ständen, besonders 
Sachsen, bekannt werden möchte^). Diese Besorgnis war 
auch nicht so ganz unbegründet. Denn der Kurfürst hatte 
von den geheimen Verhandlungen Philipps mit Granvelle 
bereits Kenntnis bekommen; sein Amtmann auf der Wart- 
burg, Eberhard von der Thann, hatte ein Schreiben erhalten, 
in welchem behauptet wurde, der Landgraf verhandle in 
Sachen seiner Doppelehe mit dem Kaiser. Diesen Brief 
sandte der Kurfürst seinen Gesandten nach Worms mit der 
Weisung, auf den hessischen Kanzler möglichst Acht zu geben ; 
denn dieser werde ohne Zweifel geheime Verbindungen mit 
den Kaiserlichen angeknüpft haben, umsonst sei er sicher 
nicht nach Worms gekommen *). Wenn nun hier der Kur- 



1) Feige an Philipp, 20. Dez. 1540, Lenz I, S. 517 f. 

2) Johann Friedrich an seine Räte, 27. Nov. 1540: Weimar, 
Ges.-Arcliiv, Reg. H. Pag. 329—333. No. 133. — Das Schreiben, 
in welchem die geheimen Verhandlungen Philipps mit Gran- 
velle an Johann Friedrich verraten wurden, konnte ich im 
Weimarer Archiv leider nicht finden. Jedenfalls steht die 
Thatsache des Verrats fest durch den Brief Joh. Friedrichs 
an seine Gesandten (Original mit eigenhändiger Unterschrift 
des Kurfürsten); daraus, dass der Kurfürst seinen Räten be- 
fiehlt, auf den hessischen Kanzler in Worms zu achten, dürfte 
wohl zu schliessen sein, dass in genanntem Schreiben Feige 
als der geheime Unterhändler bezeichnet worden ist. Denn 
dass Philipp seinen Kanzler nach Worms schickte, konnte 
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fürst YOD Sachsen den Verhandlungen des Landgrafen mit 
Granvelle auf der Spur war, dann war die Befürchtung 
Bucer's nicht grundlos, er werde auch über das Geheimge- 
spräch Nachricht erhalten. Nur auf die sichere Zusage 
Granvelle's hin, daß niemand außer dem Kaiser von dem 
privaten CoUoquium erfahre, ließ er sich zur Teilnahme an 
demselben bewegen. Vom Landgrafen erbat er sich nach- 
träglich ein Mandat hierzu*), welches er auch erhielt*). 
Philipp erinnerte ihn noch daran, sich zuvor von Granvelle 
die Zusage machen zu lassen , daß „dis sondere colloqnium 
dem gen Wormbs bewilligten coUoquio und dem Hagenaw- 
schen abschied one nachteil sein" sollte ^). Völlig einver- 
standen war er damit, daß Bucer die Einladung Granvelle's 
angenommen hatte, denn man müsse Rechenschaft von seinem 
Glauben geben. Freilich sollten Bucer und Capito sich wohl 
hüten, in ihren Zugeständnissen zu weit zu gehen, und vor 



doch nicht auffällig erscheinen und den Kurfürsten zu den 
Worten berechtigen : umsonst sei Feige nicht nach Worms ge- 
kommen. Eine Vermutung aufzustellen, wer hier den Verräter 
gespielt hat, ist dadurch erschwert, dass eben der betreffende 
Brief nicht vorhanden ist. Vielleicht Hesse sich auf Dr. Siebert 
schliessen, dessen zweideutiges Verhalten besonders Bucer so 
sehr beunruhigte. Siebert war zuerst mit der geheimen Auf- 
gabe betraut worden, mit Granvelle zu unterhandeln, und er 
hatte dann gesucht, allein die Verhandlungen weiterzuführen; 
da war er entgegen seinem Wunsche von Philipp nach Worms 
berufen worden, um mit Feige zusammen mit Granvelle zu 
verhandeln. Dies hatte Siebert's Wünschen keineswegs ent- 
sprochen: sollte er aus Arger darüber die geheimen Verhand- 
lungen an Johann Friedrich verraten haben? 

1) Lenz I, S. 278 f. 

2) Lenz I, S. 282. 

3) Das Mandat im Auszug gedruckt bei Varrentrapp, 
Quellen und Erörterungen zu Hermann v. Wied II, S. 42, 
Gropper's und Butzer's polemische Schriften als historische 
Quellen. 
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allem sich nicht verpflichten, die anderen Protestanten fQr 
die verglichenen Artikel gewinnen zu wollen ; sie sollten viel- 
mehr erklären, daß alP ihr Thun und Reden ohne Kenntnis 
und Bewilligung ihrer Beligionsverwandten geschehe. Be- 
sonders wünschte er noch die Anwesenheit Granvelle's bei 
der geheimen Disputation, „sonderlich aber, wan man von 
der privatmesse und andern articuln, wilch öffentlich wider 
di schrifft und prauch der altvetter weren, disputirte"; er 
hoffte, die persönliche Gegenwart des Ministers bei den Be- 
ratungen werde diesen zu anderen Anschauungen über die 
protestantische Lehre bringen, der Kaiser und seine Räte 
würden dann bekennen müssen, daß die protestantische Sache 
noch nicht so schlecht sei, als wie man sie mache. Versuchen 
schade jedenfalls nicht ^). 

Am 15. Dezember begann darauf das Geheimgespräch. 
Am Morgen desselben Tages hatten Bucer und Granvelle 
vorher noch eine Unterredung. Letzterer erklärte, er wisse 
mit den katholischen Verordneten in Worms nichts auszu- 
richten, und wies darauf hin , daß im Falle einer Nichtver- 
gleichung die Kriegspartei am kaiserlichen Hofe die Ober- 
hand gewinnen könne ; er suchte durch die drohende Gefahr 
eines Krieges Eindruck auf Bucer zu machen, um ihn da- 
durch zu größerer Nachgiebigkeit zu bewegen. Dieser meinte 
jedoch, in den Hauptartikeln nichts nachgeben zu können, 
sondern diese nur erklären zu wollen. Fast eine Stunde 
währte die Konferenz; man kam aber über allgemeine Wünsche 
nicht hinaus; so sehr sich auch Bucer bemühte, mit Gran- 
velle ein Gespräch über bestimmte Artikel anzuknüpfen, so 
scheiterte doch sein Streben an den ausweichenden, allge- 
mein gehaltenen Antworten des Ministers, welcher nur seine 



1) PhiHpp an Bucer, 25. Dez. 1540, Lenz I, S. 279 ff. 
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Neigung zum kirchlichen Frieden und seine Hofihung auf 
einen Erfolg wiederholte. 

Nach dieser Unterredung begann die theologische Dis- 
putation. Gleich der Anfang war von Erfolg begleitet, in- 
dem sich die Meinungen in den Artikeln von der Erbsünde 
und der Rechtfertigung nahe berührten ; das ganze Gespräch 
hatte überhaupt einen glücklicheren Verlauf, als Bucer an- 
fangs erwartet hatte. Wenn anch manche streitige Artikel 
unerledigt blieben, so einigte man sich doch zu einem Re- 
formationsentwurf, welcher Hoffnung auf eine Einigung der 
beiden ßeligionsparteien zu erwecken gewiß im stände war. 
Einige Artikel, wie Messe ohne Kommunikanten, Heiligen- 
verehrung, letzte Ölung und ähnliche, blieben unentschieden 
und sollten erst bei der definitiven Vergleichung ihre Ent- 
scheidung finden. Der geheime Ausschuß hoffte aber, nach- 
dem man sich über die Erbsünde und die Justifikation ver- 
ständigt habe, werde auch über die Messe und andere Zere- 
monien eine Einigung erzielt werden können. Bis Ende De- 
zember 1540 währte das Geheimgespräch, dessen Resultat 
der genannte Reformationsentwurf war, welcher die gemäßigten 
Richtungen beider Parteien in sich vereinigte ^). Diese Schrift 
war der einzige größere Erfolg aller Religionsverhandlungen 
zu Hagenau und Worms 1540 und 1541 ; es war der erste 
glückliche Versuch, die beiden Konfessionen wieder einander 
zu nähern; leider war es nur ein augenblicklicher Erfolg, 
denn die kommende Zeit entsprach nicht den von beiden 
Seiten gehegten Hoffnungen und Erwartungen. 

Wir haben bereits oben gesehen, wie Gran volle seine 
kirchlichen Unionspläne mit den hessischen Anträgen in Ver- 



1) Vergl. die Briefe Bucer's an Philipp vom 20., 25., 
31. Dez. 1540, 1. Jan. 1541, Lenz I, S. 273 ff. 
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bindung gebracht hatte, indem er die Religionsvergleichung 
zur Bedingung für Gewährung der kaiserlichen Gnade ge- 
macht und deshalb auch nicht eher eine bestimmte Antwort 
an Philipps Bevollmächtigte gegeben hatte, als bis dessen 
Zustimmung zu den im Geheimgespräch vereinbarten Artikeln 
eingetroffen war. Diese Zustimmung erteilte der Landgraf 
am 7. Januar in Gießen , wohin Bucer von Worms mit dem 
Entwurf gereist war ^). Philipp erklärte , daß ihm diese 
Schrift als ein Anfang zur Vergleichung recht wohl gefalle, 
und versprach zugleich, bei den künftigen Religionsverhand- 
lungen es nicht an sich fehlen zu lassen; nur meinte er, 
ohne seine Glaubensgenossen jetzt keinen endgiltigen Be- 
scheid geben zu können, da er sich von diesen nicht trennen 
wolle. Mit dieser Deklaration kehrte dann Bucer nach Worms 
zurück; er traf hier am Sonntag, den 9. Januar, wieder ein 
und hatte noch denselben Abend eine Audienz bei Granvelle, 
welcher mit des Landgrafen Antwort „zum höchsten con- 
tent" war*). 

Die Entwurfsartikel des Geheimgesprächs sandte Bucer 
am nächsten Tage „in höchster geheim" an Joachim IL von 
Brandenburg, um dieselben zur Kenntnis zu nehmen und 
dann an Luther weiterzusenden. Er erklärte, daß ihm und Capito 
diese Schrift in Worms vertraulich mitgeteilt worden sei und 
sie beide dieselbe korrigiert hätten; die Verfasser derselben 
verschwieg er und erweckte durch seine Angaben den Glauben, 
als ob nur die Katholiken bei der Entstehung der Schrift 
beteiligt gewesen seien. Doch ist dies nicht wahrscheinlich. 






^ 



1) Bucer an Philipp, 5. Jan. 1541, Lenz I, S. 308; Er- 
klärung des Landgrafen gegen Bucer über den Reformations- 
entwurf, Giessen, 7. Jan. 1541, gedruckt bei Lenz I, S. 309. 

2) Bucer an Phüipp, 11. Jan. 1541, Lenz I, S. 310 ff. 
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es dürften vielmehr sämtliche vier Teilnehmer des Geheim- 
gesprächs erst über die streitigen Artikel mündlich dis- 
putiert und sich dann über eine schriftliche Fassung der- 
selben verständigt haben. Auch bei Übersendung der Artikel 
an Luther sollte das Geheimnis bewahrt bleiben und Joachim 
nur erklären, dieselben seien ihm geheim zugeschickt worden 
mit der Bemerkung, daß etliche Kurfürsten und Fürsten, 
geistlichen wie weltlichen Standes, sie zur Grundlage neuer 
Vergleichsverhandlungen anzunehmen gewillt seien, und daß 
man hoffe, auch den Kaiser dafür zu gewinnen ^). Joachim 
war mit dieser Schrift ganz einverstanden und schickte sie, 
dem Wunsche Bucer's willfahrend, an Luther; dieser, sowie 
Melanchthon hatten zwar gegen sie selbst nichts einzuwenden, 
verhehlten aber ihren Zweifel nicht, ob sie auch verwirklicht 
werden könne. 

In Begensburg legte dann Granvelle die Schrift auch 
den katholischen Theologen und dem Legaten Contarini zur 
Begutachtung vor; sie fand auch hier volle Billigung, indem 
man nur an unwesentlichen Punkten Abänderungen traf. 
Contarini war einverstanden, daß sie dem Colloquium zu 
Grunde gelegt wurde. Groß waren die Erwartungen, welche 
man von diesem Gespräch zu hegen sich für berechtigt hielt ; 
war auch die Stimmung durch die in Hagenau und Worms 
gemachten Erfahrungen keine siegesbewußte, so glaubte man 
doch noch einmal bei Eröffnung der neuen Friedensverhandlungen 
eine Wiedervereinigung der beiden Konfessionen hoffen zu dürfen. 
Aber auch in Begensburg scheiterte das Versöhnungswerk; 
nur den persönlichen Bemühungen des Kaisers gelang es, 
beide Parteien zu seiner Unterstützung an seine Person zu 



1) Bucer an Kurfürst Joachim ü., Worms, 10. Jan. 1541 ; 



Lenz I, S. 529 ff. 
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fesseln, die Katholiken, indem er den Nürnberger Bund wieder 
erneuerte, die Protestanten, indem er ihnen an gleichem Tage 
eine Deklaration gab, welche alle seine früheren Zugeständ- 
nisse weit übertraft). 

Das große Ziel, die beiden Konfessionen zu einigen, war 
weder in Hagenau und Worms, noch in Regensburg erreicht 
worden ; die Jahre 1540 und 1541 hatten keine Änderung in 
das Verhältnis der beiden Beligionsparteien zu bringen ver- 
mocht: Katholiken und Protestanten standen sich wieder so 
schroff gegenüber wie zuvor. 



1) Vergl. hierüber besonders Vetter, Die Religionsver- 
handlungen auf dem Reichstage zu Regensburg 1541 (Jena 
1889). 



Frominanaiehe Bnchdruekerei CHennann Pohle) in Jena. — 551. 
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